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Vorwort 



Die USW-Schriften für Führungskräfte sind als Unterlagen für die Arbeit des Universi- 
tätsseminars der Wirtschaft gedacht. Sie sind keine Reihe, in der man Festschriften und 
Jubiläumseditionen erwarten würde — und sollte. 

Der Band 11 der USW-Schriften für Führungskräfte steht unter dem Thema „Le- 
benslanges Lernen“. Er ist Ludwig Vaubel aus Anlaß seines 70. Geburtstages gewid- 
met. Zugleich ist dieser Band Ausdruck der lebendigen Arbeit am Universitätsseminar 
der Wirtschaft und der breiten und vielschichtigen Interessen seiner Träger und Refe- 
renten. 

Der Band soll aber auch Bekenntnis ablegen. Ein Bekenntnis zu dem Prinzip, das 
Ludwig Vaubel uns allen vorgelebt hat und vorlebt: aufgeschlossen zu sein für neue 
Entwicklungen, bereit zu sein, Neues aufzunehmen und zu verarbeiten, lebenslang zu 
lernen. Dieses Prinzip ist, so meinen wir, im USW lebendige Institution geworden 

In diesem Sinne ist der Band 11 der USW-Schriften für Führungskräfte Arbeits- 
papier und Festschrift zugleich. Er enthält Ergebnisse der Arbeit an aktuellen Proble- 
men und zugleich die Glückwünsche der Autoren an Ludwig Vaubel, der dem Prinzip 
des lebenslangen Lernens in der praktischen Arbeit in mannigfacher Weise zur Geltung 
verholfen hat. 



Horst Albach, Walther Busse von Colbe, Hermann Sabel 
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Ludwig Vaubel — ein Porträt 

Von Hans Günther Zempelin 



Von allen Potenzen freilich , die verbindliche 
Geltung zu stiften vermögen , ist uns mög- 
licherweise nur noch eine geblieben: Die 
Kraft des Vorbildes. Immerhin — sie ist uns 
geblieben. 

Peter Graf Kielmansegg 



Es geschieht nicht eben häufig, daß ein Mann der Wirtschaft zweimal mit Festschriften 
geehrt wird, in denen neben anderen Persönlichkeiten insbesondere Wissenschaftler die 
Feder geführt haben. 1968 brachte die Walter-Raymond-Stiftung eine solche Würdi- 
gung für Ludwig Vaubel unter dem Titel „Unternehmer und Bildung“ heraus. Wenn 
nunmehr das Universitätsseminar der Wirtschaft den 70. Geburtstag zum Anlaß nimmt, 
Ludwig Vaubel wiederum eine Festschrift zu widmen und hierzu der Anstoß von Wis- 
senschaftlern gegeben wurde, so läßt es dies sicherlich angebracht erscheinen, über die 
Persönlichkeit des auf so außergewöhnliche Weise Geehrten, über sein Wirken für Wirt- 
schaft, Wissenschaft und Gesellschaft eine nähere Auskunft zu geben. Gerne bin ich da- 
her der Aufforderung des Universitätsseminars nachgekommen, den Versuch zu unter- 
nehmen, ein Bild seiner Persönlichkeit und seines Denkens zu zeichnen. Wenn bei die- 
sem Versuch Ludwig Vaubel selbst häufig zu Wort kommt, so ist das kein Zufall. So- 
wohl Breite und Tiefe seines Wirkens als auch die Übereinstimmung von Wort und Tat 
— die gerade für ihn so charakteristisch ist — werden hierdurch am besten deutlich. 

Aus der frühen Jugend Ludwig Vaubels lassen sich wohl zunächst drei Linien auf- 
zeigen und verfolgen, die seine Entwicklung nachhaltig beeinflußt haben: Sein Eltern- 
haus, der humanistische Bildungsgang und die Zugehörigkeit zur Jugendbewegung. 

Sein Vater war kaufmännischer Leiter einer Zigarrenfabrik in Gießen und späterhin 
selbständiger Wirtschaftsberater und Treuhänder für eine Anzahl kleinerer und mittle- 
rer Firmen. Ludwig Vaubel hat gelegentlich erzählt, daß sein Vater ihn schon in früher 
Jugend sehr intensiv an seinen Sorgen und Problemen habe teünehmen lassen. Dabei 
wurden in dem Sohn schon damals Interesse und Verständnis für wirtschaftliche Zu- 
sammenhänge geweckt. Darüber hinaus ist es sicher mehr als bloße Spekulation, daß 
Begriff und Wesen treuhänderischer Verantwortung dazu beigetragen haben, in Ludwig 
Vaubel Verantwortungsbewußtsein und äußerste Korrektheit in allen ihm anvertrauten 
Aufgaben zur selbstverständlichen Haltung reifen zu lassen. 

Über Ludwig Vaubels Verhältnis zur humanistischen Bildung legt sein Referat über 
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Hans Günther Zempelin 



„Der Lateinunterricht in der höheren Schule aus der Sicht des Wirtschaftlers“ Zeugnis 
ab, das er vor der Rheinischen Direktoren-Konferenz im Jahre 1963 hielt: 

„Ich bin überzeugt, aus der humanistischen Bildung für mich persönlich viel ge- 
wonnen zu haben, so wie das durch einen anderen Bildungsgang nicht vergleich- 
bar möglich gewesen wäre. Ich glaube, daß diese Feststellung auch in meiner beruf- 
lichen Umgebung selbst da gilt, wo auf hohem Niveau technische Aufgaben zu mei- 
stern sind. Daß gerade diese Umgebung ständig dazu auffordert, sich in jeder Hin- 
sicht, besonders aber auch in der Bildungsfrage, frei von Vorurteüen zu halten, 
möchte ich ausdrücklich betonen. 

Unser Thema güt dem Lateinunterricht. Letztlich zielt aber doch wohl auch die- 
ses Thema auf das Problem der humanistischen BÜdung überhaupt. Der Lateinunter- 
richt ist nur ein Weg zu dieser Bildung. Es kommt ihm deshalb eine so besondere Be- 
deutung zu, weil er für die meisten Schulen und Schüler der einzige ist, der eine ori- 
ginäre Begegnung mit klassischem Bildungsgut ermöglicht; ihn zu verbauen, würde 
m. E. den Verlust einer besonders wichtigen Bildungschance für viele Menschen be- 
deuten, was im Hinblick auf die Entwicklung ihrer Persönlichkeitswerte, aber auch 
ihres beruflichen Fortkommens wegen zu bedauern wäre.“ 

Seine weiteren Ausführungen belegen, wie gründlich er sich mit dem Wesen der 
Sprache überhaupt — wenn auch vom Lateinischen ausgehend — befaßt hat. Es wird 
später noch zu erörtern sein, wie sein Sprachverständnis (und sicherlich auch seine 
Sprachbegabung) zu der Breite und dem Erfolg seines Wirkens beigetragen haben. 
Jedenfalls kam ihm außerordentlich zugute, daß er die Sprache des Wirtschaftlers und 
Wissenschaftlers ebenso verstand wie etwa die des Praktikers aus den unterschiedlich- 
sten Lebensbereichen. Es wurde ihm späterhin vielfach nachgerühmt, daß er es bei Be- 
sprechungen, Sitzungen und vor allem in der Leitung von Diskussionsrunden verstand, 
zuzuhören und dann ebenso knappe wie präzise und differenziert formulierte Zusam- 
menfassungen der Beiträge zu geben oder auch durch eine kurze Zwischenfrage auf 
Stärken, Schwächen oder Konsequenzen hinzulenken. Er leitete nicht nur die Diskus- 
sion, sondern befruchtete sie auch immer wieder. Daß er dabei gegensätzliche Mei- 
nungen nicht unterdrückte, war und ist ihm in seiner Haltung intellektueller Redlich- 
keit nur etwas Natürliches. Das schließt nicht aus, daß so manchem Beteiligten erst 
nachher bewußt geworden sein mag, mit welcher Zielstrebigkeit und Konsequenz die 
Besprechung geführt und zu einem Ende geleitet worden war. 

Schließlich glaube ich, daß man noch eine dritte Entwicklungslinie aus der vorberuf- 
lichen Zeit bis in die Gegenwart erwähnen sollte, nämlich seine Verbindung zur damali- 
gen Jugendbewegung. Auch diese Mitgliedschaft in einer Gruppe der Jugendbewegung 
ist — wie fast alle Aktivitäten von Ludwig Vaubel — nicht nur Episode geblieben: Es 
haben sich freundschaftliche Bindungen gehalten, die Lust am Wandern und Natur- 
erlebnis ist geblieben, sowie vor allem ein ausgesprochenes Verständnis für die Jugend 
und ihre Probleme. Hiervon wird später noch einmal zu sprechen sein. 

Ludwig Vaubel studierte nach Ablegung der Reifeprüfung Rechts- und Staatswis- 
senschaften in Gießen und Hamburg. Man darf wohl unterstellen, daß der Einfluß sei- 
nes Vaters mitbestimmend dafür war, daß er für eine breite Basis in seiner Ausbildung 
sorgte und während seines Studiums eine kaufmännische Lehre in einer Gummiwaren- 
fabrik absolvierte. Diese Lehrzeit, die ihm zugleich Einblicke in den Berufsalltag des 




Ludwig Vaubel — ein Porträt 



17 



kaufmännischen Bürobetriebes vermittelte, hat er auch später als wertvolle Ergänzung 
seiner wissenschaftlichen Ausbildung angesehen. Erste Juristische Staatsprüfung, Pro- 
motion, Große Juristische Staatsprüfung und Ernennung zum Gerichtsassessor sind die 
zügig absolvierten Stationen seiner juristischen Ausbildung, und es mochte scheinen, als 
sei mit seiner Tätigkeit als Richter an verschiedenen hessischen Gerichten die weitere 
Berufslaufbahn im Justizdienst vorgezeichnet. Zwar hatte ihm auch einmal ein Wechsel 
in den diplomatischen Dienst vorgeschwebt (und diese Überlegung war vielleicht mit 
entscheidend dafür, daß er seine Sprachstudien in jungen Jahren sogar auf die russische 
Sprache ausdehnte); aber dann entschloß er sich doch, die Beamtenlaufbahn aufzuge- 
geben, um in der Wirtschaft seine Lebensaufgabe zu suchen. 

So trat Ludwig Vaubel am 1. Juni 1934 im Alter von 25 Jahren seinen Dienst als 
juristischer Mitarbeiter bei den Vereinigten Glanzstoff -Fabriken an. Es war eine Zeit, 
in der sich die Diktatur etabliert hatte und die Freiheitsspielräume nicht nur des Han- 
delns, sondern auch des Denkens enger und enger wurden. Das Unternehmen stand da- 
mals in schwierigen prozessualen Auseinandersetzungen mit früheren Verwaltungsmit- 
gliedern, bei denen menschliche Schwächen auf der einen Seite und politische Pressio- 
nen auf der anderen Seite den Hintergrund für eine Arbeit abgaben, in der juristischer 
Scharfsinn allein nicht genügte, sondern Standvermögen und konsequente Vertretung 
der Rechtspositionen in besonders hohem Maße erforderlich waren. Seine späteren 
Äußerungen zu diesen in jeder Beziehung schwierigen Anfangsjahren lassen erkennen, 
daß ihm damals die Grenzen eines Handelns bewußt wurden, das sich kompromißlos 
an den rechtlichen Normen orientiert. Für die Juristen, die eine Generation später 
unter seiner Leitung die eigene „industrielle Lehrzeit“ absolvierten, ist dies sicher blei- 
bender Bestandteil ihrer Tätigkeit geworden: eine feste Haltung in Grundsätzen zu ver- 
binden mit dem nicht minder festen Willen, eine unter gegebenen Bedingungen prakti- 
kable Lösung zu erreichen. Im übrigen war die Glanzstoff -Unternehmensgruppe damals 
weltweit verzweigt, und die internationale Struktur brachte auch im juristischen Be- 
reich hohe Anforderungen, wobei der Blick für internationales wirtschaftliches und 
politisches Geschehen geweitet und geschärft wurde. 

Glanzstoff hatte 1929 ein Vertragswerk mit der N. V. Nederlandsche Kunstzijde- 
fabriek abgeschlossen, die als N. V. Algemene Kunstzijde Unie (AKU) zur gemeinsa- 
men Dachgesellschaft mit deutsch/holländischer Verwaltung umgestaltet wurde. Als 
dann der Krieg kam, wurde Dr. Vaubel mit einer neuen schwierigen Aufgabe betraut: 
Er wurde als ständiger Vertreter des deutschen Vorstandsmitgliedes der AKU nach 
Arnheim delegiert. Es ist heute — vielleicht außer von den wenigen noch lebenden 
Zeugen jener Zeit — nur schwer zu ermessen, was ein solcher Auftrag damals bedeu- 
tete, welch ein Wandel auf schmalem Grat zwischen Menschlichkeit und Erfüllung auf- 
erlegter Pflichten geradezu täglich notwendig war, Ludwig Vaubel ist — damals noch 
keine 35 Jahre alt — diesen Weg mit gleichem Mut und beharrlichem Geschick gegan- 
gen, mit dem er auch später schwierige Probleme anfaßte. Dank und Anerkennung ge- 
fährdeter holländischer Bürger, denen er half, fanden noch lange Jahre nach dem Krieg 
zum Teil bewegenden Ausdruck. Daneben blieb eine auf gegenseitiger menschlicher 
Achtung und auf Verständnis beruhende Basis erhalten, die für die spätere Zusammen- 
arbeit in der Unternehmensgruppe von großer Bedeutung werden sollte. 
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Nach dem Kriegsende ging es zunächst darum, unter den drohenden alliierten Ent- 
flechtungsbestimmungen die rechtliche Existenz des Unternehmens zu erhalten. Später 
galt es dann, das Verhältnis zur AKU auf eine neue Grundlage zu stellen. An der Neu- 
regelung dieser Beziehungen durch die Verträge von 1953 hatte Ludwig Vaubel maß- 
geblichen Anteil. Es ist das gleiche Jahr, in dem er in den Vorstand von Glanzstoff be- 
rufen wurde. Als besondere V erantwortungsbereiche wurden ihm Rechts-, Steuer-, So- 
zial-, Versicherungs- und Patentangelegenheiten sowie Beteiligungsgesellschaften und 
Auslandsaktivitäten übertragen. Es handelte sich dabei im wesentlichen um Arbeits- 
gebiete, in denen er vorher — insbesondere auch als enger Mitarbeiter von Ernst Hellmut 
Vits — tätig war. 

Ich möchte hier der weiteren Entwicklung vorgreifen: Als sich nach 15 Jahren 
zeigte, daß mit dem Zusammenwachsen der europäischen Märkte und der Entwicklung 
der Chemiefaserindustrie in der ganzen Welt neue Formen der Zusammenarbeit mit 
dem holländischen Partner gesucht werden mußten, war Ludwig Vaubel neben und mit 
E. H. Vits maßgeblich an diesen Verhandlungen beteiligt, die schließlich zu der Fusion 
AKU/Glanzstoff im Jahre 1969 führten. Wie ernst die Notwendigkeiten des Weltmark- 
tes zu einer solchen Bündelung aller Kräfte des G esam tu nternehme ns hindrängten, 
haben die Schwierigkeiten der vergangenen Jahre leider mehr als zur Genüge offenbart. 

Der V ertragsabschluß von 1969 beendete die ungeheure Beanspruchung Ludwig 
Vaubels in keiner Weise. Im holländischen wie auch im deutschen Bereich der Unter- 
nehmensgruppe nahm man es mit Dank und Erleichterung auf, daß Ludwig Vaubel, 
der nach 3 5 jähriger aufreibender Tätigkeit den Übergang zu freierem Wirken — ein 
wenn auch noch so „wohlverdienter Ruhestand“ wäre es damals ohnehin nicht ge- 
worden — geplant hatte, den Vorsitz im Vorstand der Enka Glanzstoff AG übernahm, 
als Dr. Vits seine aktive Dienstzeit beendete und Aufsichtsratsvorsitzender wurde. Nicht 
minder wichtig ist die Tatsache, daß er in den ersten J ahren nach der Fusion als stell- 
vertretender Vorstandsvorsitzender der Akzo N. V. dem engeren Führungsgremium des 
neuen Konzerns angehörte und so auch auf dieser Ebene einen entscheidenden 
Beitrag nicht nur zum Zusammenwachsen des deutschen und holländischen Unterneh- 
mensteils leistete, sondern auch zur Gestaltung der gesamten Unternehmensgruppe. In 
dem Bewußtsein, daß diese Aufgabe große und zusätzliche Belastungen mit sich bringen 
würde, stellte er seine persönlichen Wünsche und Vorhaben zurück. Die entscheidende 
Leistung, für die ihm sowohl die neugebüdete Akzo als auch das deutsche Glanzstoff- 
Unternehmen zu Dank verpflichtet bleiben, ist die praktische Bewältigung der ersten 
Übergangsphase nach der Fusion. Nur wer diese letzten Jahre der aktiven beruflichen 
Tätigkeit von Ludwig Vaubel aus der Nähe miterlebt hat, kann ermessen, welche Lei- 
stung sich hinter den dürren Worten „praktische Bewältigung der ersten Übergangs- 
phase nach der Fusion“ verbirgt. Ein Mann, dem nicht die Pflichterfüllung ohne Rück- 
sicht auf persönliche Wünsche (und gelegentlich auch persönliche Notwendigkeiten) 
zur zweiten Natur geworden ist, wäre dieser Aufgabe — die in ihrer Schlußphase im 
April 1972 nahezu dramatische Gestalt annahm — niemals gewachsen gewesen. Das 
Vorbild, das er damit gesetzt hat, war ein würdiger Abschluß seiner Berufstätigkeit: 
Das Vorbild wurde gesetzt — ganz im Sinne Ludwig Vaubels — ohne Aufsehen, aber 
desto intensiver spürbar und wirksam für diejenigen, die in seiner unmittelbaren Um- 
gebung arbeiteten. 
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Doch zurück zum Jahre 1950. Dr. Vits und Dr. Abs hatten Ludwig Vaubel die Wege 
geebnet, um an einem Advanced Management Program der Harvard Business School 
teilzunehmen. Er kam als erster Deutscher dorthin, und er hat später wiederholt ge- 
äußert, daß sich aus dem 3monatigen Aufenthalt in den USA „eigentlich alles entwik- 
kelte“, was er über den Bereich seines Unternehmens hinaus in Angriff genommen 
habe. Mag diese Formulierung ein gewisses Understatement enthalten und zugleich 
Ausdruck einer Bescheidenheit sein, die dazu neigt, die eigene Leistung herunterzuspie- 
len, so war es doch in der Tat so, daß man in weiten Kreisen auf ihn aufmerksam ge- 
worden war und die Anforderungen gleichsam von selbst auf ihn zukamen. Im übrigen 
hat Ludwig Vaubel in seiner beruflichen Entwicklung nie auf die nächste Stufe oder 
gar ein Überspringen gedrängt — er brauchte es auch nicht. 

Sein „Arbeitsbericht“ über den Kurs in Harvard erschien als Buch (Unternehmer 
gehen zur Schule, Droste-Verlag, Düsseldorf) und löste ein vielfaches Echo aus. In sei- 
nem Vorwort betont Ludwig Vaubel, daß er sich unter Verzicht auf manches Negative, 
was sicherlich zu berichten gewesen sei, darauf beschränkt habe, das herauszustellen, 
was einer näheren Beschäftigung und weiteren Nachdenkens wert erscheint. Er 
schreibt: „Wir sollten nicht fasziniert sein von dem wirtschaftlichen Geschehen in den 
USA, aber vielleicht sollten wir fasziniert sein von dem Gedanken an das, was bei uns 
vielleicht noch besser geleistet werden könnte“ (Seite 15). Im Nachwort gibt er einen 
kurzen Ausblick auf die wirtschaftliche Nachwuchsausbildung in Europa und läßt 
einen Gedanken anklingen, der als Leitmotiv oder, um bei dem musikalischen Bild zu 
bleiben, als „Thema mit Variationen“ in seinem Wirken zur Förderung der Nachwuchs- 
ausbildung immer wieder Ausdruck fand, nämlich die Notwendigkeit, „den Stoff auf 
die Erfordernisse des praktisch wirtschaftlichen Denkens auszurichten, eine Aufgabe, 
der die Hochschultradition gerade in Deutschland, aber auch wohl sonst in Europa, 
nicht entgegenkommt.“ (a. a. O. Seite 127). 

Vom Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) wurde der Wunsch nach Mit- 
hilfe zum Aufbau der Baden-Badener U nternehmergespräche an Dr. Vaubel herange- 
tragen. Er war dann nicht nur einer der Mitbegründer, sondern arbeitete in der Vorbe- 
reitung und Durchführung der Gespräche intensiv mit. Insbesondere wurde er bald — 
die Gründe hierfür sind schon angedeutet worden — ein gern gesehener Diskussionslei- 
ter. Schließlich übernahm er als Nachfolger von Dr. von Witzleben den Vorsitz in der 
Gesellschaft zur Förderung des Unternehmernachwuchses, der Trägerin des Deutschen 
Instituts zur Förderung des industriellen Nachwuchses, welcher die Durchführung der 
Baden-Badener Unternehmensgespräche obliegt. Diese Gespräche, die weder Kolloquien 
noch Seminare sind, bestehen heute 25 Jahre; ihre Bedeutung und Ausstrahlung für die 
inzwischen nachgewachsene Unternehmergeneration ist so leicht nicht abzuschätzen. 

Der N ach wuchsmangel in allen Ebenen der Betriebsführungshierarchie, der durch 
die Ausfälle des Krieges sowie die sprunghaften technischen und wirtschaftlichen Ver- 
änderungen noch verstärkt wurde, hatte dazu geführt, daß eine Anzahl von Instituten 
und Organisationen sich mehr oder weniger unkoordiniert auf dem Gebiet überbetrieb- 
licher Weiterbildung betätigte. Dr. von Witzleben regte 1955 eine Zusammenkunft von 
Vertretern der verschiedenen Weiterbildungsorganisationen in Wuppertal an, bei der 
geprüft werden sollte, inwieweit eine Abstimmung zur Vermeidung zeitlicher und the- 
matischer Überschneidungen erforderlich sei; gegenseitige Unterstützung, Erfahrungs- 
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austausch und eine gemeinsame Werbung sollten ermöglicht werden. Bei der ersten Zu- 
sammenkunft waren Vertreter von 12 Organisationen und Instituten anwesend, und es 
wurde der Beschluß gefaßt, sich in gewissen Zeitabständen zu weiteren Aussprachen zu 
treffen. Damit war der „Wuppertaler Kreis“ gegründet, der im Rahmen einer Arbeits- 
gemeinschaft und auf der Basis freiwilliger Mitarbeit der Organisationen, die mit der 
Förderung von Führungskräften auf überbetrieblichem Wege befaßt sind, eine Reihe ge- 
meinsamer Aufgaben übernahm. Der Tagungsort Wuppertal war wohl von vornherein 
im Hinblick auf die Persönlichkeit Ludwig Vaubels ausersehen worden. So wurde er 
sicherlich nicht nur als „Standortältester“ in der ersten Zusammenkunft zum Vorsit- 
zenden gewählt. Die Geschäftsführung übernahm das Deutsche Institut zur Förderung 
des industriellen Führungsnachwuchses. Wer die auf praktischen Erfolg und äußerste 
Effizienz gerichtete Arbeitsweise Vaubels kennt, sieht in dem Verzicht auf institutio- 
nelles Beiwerk sowie in dem Streben nach einer Atmosphäre guter Zusammenarbeit 
und menschlichen Vertrauens unter den Beteiligten zugleich Wesensmerkmale seines 
Führungsstils. 

In dieser losen Form der Zusammenarbeit hat der Wuppertaler Kreis Veranstal- 
tungskalender herausgegeben, Modellpläne für die Weiterbildung unterer und mittlerer 
Führungskräfte erarbeitet, Dozentenseminare durchgeführt und damit wichtige Ar- 
beitsergebnisse erzielt, die nur vor dem Hintergrund gemeinsamer Erfahrungen möglich 
waren. Nach fast 20jähriger Zusammenarbeit in dieser Arbeitsgemeinschaft war dann 
die Institutionalisierung nicht mehr zu umgehen; so gründeten die Mitglieder im Jahre 
1973 die Deutsche Vereinigung zur Förderung der Weiterbildung von Führungskräften 
(Wuppertaler Kreis) e. V. 

Auf ein weiteres Wirkungsfeld führte ihn die von der Bundesvereinigung der deut- 
schen Arbeitgeberverbände ausgehende Aufforderung, die Leitung des Jugend- und Bil- 
dungsausschusses der deutschen Arbeitgeberverbände zu übernehmen. Im Juli 1956 
konstituierte sich dieser Ausschuß unter dem Vorsitz von Dr. Vaubel mit der Bezeich- 
nung „Ausschuß für Nachwuchs- und sozialpolitische Jugendarbeit“. Peter K. Tem- 
ming schreibt: „Die Schaffung dieses Gremiums war ein erster, aber konsequenter und 
ausschlaggebender Schritt auf dem Weg, den die in der Bundesvereinigung zusammen- 
geschlossene deutsche Unternehmerschaft im Jahr zuvor vorgezeichnet hatte in ihrer 
Dokumentation „Die junge Generation in unserer sozialen Ordnung“ (Unternehmer 
und Bildung S. 65).“ 

Im eigenen Unternehmensbereich hat Ludwig Vaubel Erholungs- und Bildungsfrei- 
zeiten, die Beteiligung Jugendlicher am betrieblichen sozialen Leben sowie das Be- 
schreiten neuer Wege in der Weiterbildung des Nachwuchses nachdrücklich gefördert. 
Mit der Nennung einiger weiterer Probleme, denen er sich besonders gewidmet hat — 
Begabtenförderung, Beziehungen zwischen Wirtschaft und Schule, sozialpädagogische 
Arbeit — ,sei die Spannweite nur angedeutet, auf die sich sein Wirken erstreckte. Um 
den Gedankenaustausch auch auf lokaler Ebene fruchtbar werden zu lassen, begrün- 
dete er einen Gesprächskreis zwischen Lehrkräften von 4 Wuppertaler höheren Schulen 
und Mitarbeitern seines Unternehmens. 

Als Beispiele dafür, wie ernst es Ludwig Vaubel mit dem Anpacken grundsätzlicher 
Probleme auf diesem Gebiet war, sei auf seinen Vortrag „Bildungsprobleme der moder- 
nen Industriegesellschaft“, den er anläßlich der Deutsch-Englischen-Rektorenkonfe- 
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renz im März 1957 gehalten hat (erschienen in der Schriftenreihe Forschung und Wirt- 
schaft, Partner und Fortschritt, Heft 2/1975), auf den Band 5 der Veröffentlichungen 
der Walter-Raymond-Stiftung „Wirtschaft und Schule“ sowie auf seinen Beitrag 
„Unser Erziehungssystem und die Heranbildung befähigter Nachwuchskräfte“ im 
management international Nr. 2—3/1965 hingewiesen. 

Am Ende des eigenen Schlußwortes auf der Feier anläßlich seines 25. Dienstjubilä- 
ums im Jahre 1959 führte Ludwig Vaubel aus, daß er es zum Schönsten in seinem Er- 
leben zähle, immer wieder lebendigen und fruchtbaren Austausch mit Menschen ge- 
habt zu haben, die ihm an Lebensalter und Erfahrung voraus waren. Er ließ seine 
Worte ausklingen in dem Wunsch, daß man sich der Möglichkeiten bewußt bleiben 
möge, lebendige Brücken zu bauen zwischen den Generationen und alle darin liegenden 
Möglichkeiten zu nutzen — selbstverständlich in beiden Richtungen, denn für ihn ist es 
keine Frage, daß auch die ältere Generation von der jüngeren ständig lernen kann. 

Die Verdienste Ludwig Vaubels um die gesellschaftspolitische Bildungsarbeit der 
deutschen Arbeitgeber im Ausschuß für Nachwuchs und sozialpolitische Jugendarbeit 
würdigte deren damaliger Präsident Dr. Hans Konstantin Paulssen im Jahre 1959 mit 
folgenden Worten: 

„In dieser Arbeit wurde auf dem Gebiet der Jugendbildung Grundlegendes voll- 
bracht und in sauberer, gründlicher und überzeugender Weise uns selbst und der 
Öffentlichkeit exemplifiziert, wie wir uns in dem Bereich der Aufklärung und Bil- 
dung die partnerschaftliche Erfüllung unserer Verpflichtung gegenüber der Gesell- 
schaft vor stellen .... 

Wenn ich für das Wirken eines Ausschusses solche Worte finden kann, dann ist 
das ohne Frage das entscheidende Verdienst von Herrn Dr. Vaubel, in dem der Aus- 
schuß einen Vorsitzenden hatte, der es verstand, die Arbeit besonnen und zielbe- 
wußt zu planen und zu leiten und dem es gelang, unterschiedlichste Auffassungen 
und vielgestaltige Kräfte zu konstruktiver gemeinsamer Arbeit zu verbinden. Dr. 
Vaubel hat mit seinem Ausschuß die gesellschaftspolitische Bildungsarbeit der Ar- 
beitgeber wesentlich mitgeprägt und bereichert.“ 

Diese Worte wurden gesprochen anläßlich der konstituierenden Sitzung des Kuratori- 
ums der Walter-Raymond-Stiftung, dessen Vorsitz Ludwig Vaubel übernahm. Paulssen 
schloß damals mit den Worten: „Wir wissen damit unser jüngstes Kind in guten Hän- 
den.“ 

Rückschauend kann man zu diesem Ausspruch nur sagen, daß Ludwig Vaubel in 
vollem Umfang die in ihn gesetzten Erwartungen erfüllte. Geistige Brücken zwischen den 
Menschen schlagen — das ist für ihn nicht nur eine Frage der Generationen, also ein 
Problem unternehmerischer Jugendarbeit. Ebenso wichtig war für ihn immer der Ge- 
dankenaustausch zwischen Wirtschaft und Wissenschaft. Nicht nur die eigene humani- 
stische Ausbildung mag bei diesem Bemühen Pate gestanden haben, sondern auch das 
Bestreben, Probleme der Wirtschaft und der Unternehmensführung von Grund auf zu 
erhellen. Daneben hat er früher als viele andere Männer der Wirtschaft erkannt, wie 
wichtig es ist, sowohl bei Wissenschaftlern Verständnis für Fragen der Unternehmens- 
führung zu wecken als auch durch persönliche Kontakte das gegenseitige Verständnis 
zu fördern. 
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In seinem eigenen Grundsatzreferat anläßlich der konstituierenden Sitzung des Ku- 
ratoriums der Walter-Raymond-Stiftung erläuterte er die Ziele dieser Einrichtung: Sie 
sei aus der Erkenntnis entstanden, daß es notwendig ist, die Grundsatzfragen der Ord- 
nung unserer Gesellschaft, unseres Staates und der Wirtschaft zu klären und damit zu- 
gleich den Standpunkt des Unternehmers zu diesen Fragen zu formulieren. 

In den Kolloquien wurde jeweils ein Themenkreis grundsätzlicher Probleme aufge- 
griffen. Die Diskussionen über diese Fragen, die bewußt kontrovers geführt wurden, be- 
deuteten immer auch ein Wagnis, weil sich die Ergebnisse dabei nicht voraussehen lie- 
ßen und nie auszuschließen war, daß ein solches Thema unerwartete Ausweitungen er- 
fuhr. Rudolf Wilhelm Eversmann betont, daß der Erfolg und die Glaubwürdigkeit der 
Bemühungen der Stiftung maßgeblich durch die aufgeschlossene Haltung und den sach- 
lichen Stü Ludwig Vaubels in der Vorbereitung und Leitung der Kolloquien begründet 
ist. 

In den Grundsatzthemen wurden auch immer wieder Fragen der Sozialordnung im 
Betrieb, Aufgaben und Stellung der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen, 
Mitarbeiten, Mitverantworten, Mitbestimmen einbezogen. Seine grundlegende Stellung- 
nahme zu den jeweiligen Themen hat Ludwig Vaubel in den Veröffentlichungen der 
Walter-Raymond-Stiftung niedergelegt. 

Für denjenigen, der Ludwig Vaubel aus nächster Nähe seiner Arbeit kennt, gehört 
eine besondere Fähigkeit zu den Merkmalen seiner Persönlichkeit und seines Führungs- 
stils: Grundsätzliche Überlegungen sind das Fundament praktischer Entscheidungen — 
gleichzeitig aber wird jede theoretische Betrachtung ständig mit den Erfahrungen der 
Praxis durchdrungen. 

Als Beispiel dafür, in welchem Maße er sich gerade in Fragen der heutigen Sozialord- 
nung auf eigene praktische Erfahrungen stützen konnte, möchte ich einen Auszug aus 
seiner Schlußansprache wiedergeben, die er vor 10 Jahren in einer Feierstunde anläß- 
lich seines 60. Geburtstages gehalten hat. Es handelt sich um die Antwort an den da- 
maligen Vorsitzenden des Gesamtbetriebsrates unseres Unternehmens: 

,,Sie haben sehr freundlich unsere Zusammenarbeit charakterisiert. Ich möchte 
sagen, es ist eine der gefährlichen Illusionen, in der manche leben, wenn sie 
glauben, Konflikte, verschiedene Meinungen, auch Auseinandersetzungen seien 
etwas, das gegen die Ordnung geht, was nicht sein dürfe. Ich glaube, daß wir uns da- 
von lösen müssen. Wir wissen, daß wir im Zuge unserer Zusammenarbeit auch im- 
mer wieder Konflikte und Meinungsverschiedenheiten auszutragen haben. Gerade in 
den vielfachen Besprechungen und Diskussionen, die wir im Gesamtbetriebsrat mit- 
einander geführt haben, hat es solche gegeben. Wir fanden immer einen Weg — und 
Sie haben es heute zum Ausdruck gebracht — wir waren immer von gegenseitiger 
Achtung und gegenseitigem Verständnis dabei getragen.“ 

Gelegentlich sei ihm dabei die Aufgabe zugefallen, besonders die unangenehmen 
Dinge zur Sprache zu bringen: 

,,Ich habe dann in meiner bekannt nüchternen Art die Dinge so auf den Tisch ge- 
legt, wie sie von uns nun einmal gesagt werden mußten. Aber wir haben uns dann 
immer wieder sehr gut verstanden, und wir wußten, was wir voneinander zu halten 
hatten. Und das ist bis heute so geblieben. Ich glaube, Sie empfinden es genau so; 
Sie haben es so gesagt. Und darüber habe ich mich sehr gefreut.“ 
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Wenn man heute in unserem Land über die Verbindung zwischen Wissenschaft und 
Weiterbildung von F ührungskräf ten der Wirtschaft spricht, dann dürfte an erster Stelle 
das U niversitätsseminar der Wirtschaft stehen. Und wenn man den Lebensweg Ludwig 
Vaubels bis in die 60er Jahre verfolgt hat, dann scheint es nachgerade selbstverständ- 
lich zu sein, daß er nicht nur Initiator, sondern auch der Gründer und Wegweiser dieser 
Institution gewesen ist. Die Ziele des Universitätsseminars der Wirtschaft hat er in sei- 
ner Einführung zur ersten Veranstaltung am 6.7. 1969 wie folgt umschrieben: ,,Ein 
wesentliches Ziel dieses Seminars und weiterer Veranstaltungen im Rahmen des USW 
wird es sein, auf der einen Seite die wissenschaftlichen Erkenntnisse und Methoden in- 
tensiver und konkreter, als das bisher vielfach möglich war, an die Praxis heranzutra- 
gen, auf der anderen Seite aber auch diese Erkenntnisse und Methoden an den wirk- 
lichen Bedürfnissen der Praxis zu überprüfen.“ 

Professor Günter Schmölders schildert in seinem Beitrag zur Festschrift ,, Unter- 
nehmer und Bildung — Das Universitätsseminar der Wirtschaft — aus den Anfängen 
einer hoffnungsvollen Neugründung“ die Rolle Ludwig Vaubels als eines „geborenen 
Vorkämpfers für die Idee eines deutschen Unternehmer- und Kontaktstudiums an der 
Universität“ (a. a. O. S. 39 ff.), mit dem bereits im Gesprächskreis Wissenschaft und 
Wirtschaft Verbindungen geknüpft worden waren. Nachdem Ludwig Vaubel neben 
Professor Schmölders der Vorsitz in einem vom Kultusminister von Nordrhein-West- 
falen einberufenen Sachverständigenausschuß übertragen worden war, beauftragte die- 
ser Ausschuß das Deutsche Institut zur Förderung des industriellen Führungsnach- 
wuchses in Köln mit der Herausgabe eines Gutachtens über die Errichtung eines Kon- 
taktstudiums für Führungskräfte der Wirtschaft an der Universität. Nach Verabschie- 
dung dieses Gutachtens wurden zwei Unterausschüsse gebildet, wobei einer aus Pro- 
fessoren und der andere aus Wirtschaftlern zusammengesetzt war. Ludwig Vaubel 
wurde zum Vorsitzenden des W irtsch af tler-Au sschusses gewählt, der die Möglichkeiten 
der Finanzierung zu erarbeiten hatte. Als dann am 7. 2. 1968 in Köln der Verein zur 
Förderung des U niversitätsseminars der Wirtschaft gegründet werden konnte, wählte 
auch dieser Ludwig Vaubel zum Vorsitzenden seines Vorstandes. 

In der erwähnten Einführung zum ersten USW-Seminar hat Ludwig Vaubel noch 
einmal selbst den Weg nachgezeichnet, der ihn von seiner Teilnahme an dem Advanced 
Management Program der Harvard Business School und der V eröff entlichung seines Be- 
richts darüber bis zur Eröffnung dieses Seminars geführt hatte. Er ging dabei auf die 
Bildungseinrichtungen ein, die ihre große Bedeutung für die überbetriebliche Weiterbil- 
dung wirtschaftlicher Führungskräfte auch in Zukunft behalten werden, und zeigt die 
Lücke auf, die durch das USW zu schließen sei: 

„Eine gezielte Durchdringung des Lehrstoffes mit wissenschaftlichen Methoden hat 
in der Breite bisher ebenso gefehlt wie die bewußte Konfrontation zwischen Wissen- 
schaft und Praxis im Sinne gegenseitiger Durchdringung mit dem Ziel, daraus mehr 
an Erkenntnis und schließlich auch Fort Wirkung zu erzielen, als es im Austausch 
von nur Praxis oder in bloßer Darstellung wissenschaftlicher Erkenntnisse und 
Theorien im Sinne von Vorlesung und Referat möglich ist.“ 

Am Schluß dieses Einführungsvortrages bat er um Verständnis dafür, daß die äußeren 
Bedingungen in St. Augustin noch keineswegs ein Optimum darstellten. Dies hatte 
übrigens — so sieht es der Verfasser — den Vorzug, daß den ersten Seminaren aus heuti- 
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ger Sicht ein Hauch von Pioniergeist anhaftete, der dem Zweck der Veranstaltung kei- 
neswegs abträglich war. Aber für erfolgreiche Institutionen muß jede Pionierzeit mit all 
ihren zivilisatorischen Unvollkommenheiten in geordneten Bahnen mit Kontinuität 
und Stabilität übergehen, die sich auch im äußeren Rahmen zeigen. Dies hatte Ludwig 
Vaubel natürlich bald erkannt. Es bedurfte aber des ganzen Einsatzes seiner Persönlich- 
keit, fast als einer letzten, übermenschlichen Anstrengung nach dem Ende seiner akti- 
ven Dienstzeit bei Enka Glanzstoff, bis in Schloß Gracht ein nahezu idealer Ort für das 
Universitätsseminar gefunden — und vor allem finanziert war. Die große und in dieser 
Form in der Bundesrepublik Deutschland einmalige Institution zur Weiterbildung von 
Führungskräften der Wirtschaft auf wissenschaftlicher Grundlage stand. Ludwig Vau- 
bel konnte in dem Bewußtsein, auch hier nichts versäumt zu haben, die Leitung und 
Verantwortung in jüngere Hände geben. 

Die bisherige Darstellung von Ludwig Vaubels Wegstrecken als Vorstand eines Indu- 
strieunternehmens und als eines Nestors unternehmerischer Sozialarbeit im breitesten 
Sinne bedarf der Ergänzung. Wer gebeten wurde, die einleitenden Worte zu dieser Fest- 
schrift zu verfassen, dem muß es gestattet sein, eine Skizze seiner Persönlichkeit hinzu- 
zufügen. Das Wort Skizze wurde nicht zufällig gewählt: Aus Strichen — manchmal 
ohne verbindende Linien — entsteht ein Bild als Versuch einer Darstellung, die auf 
Vollständigkeit verzichtet und Subjektivität nicht leugnet. 

Mit diesem Vergleich aus dem Bereich der bildenden Kunst ist schon der erste 
Strich der Skizze gezogen. Ludwig Vaubels Beschäftigung mit der Malerei — besonders 
der gegenstandslosen Malerei der 40er/ 5 Oer Jahre — erfolgte engagiert, sachorientiert 
und personenbezogen zugleich. Davon zeugt nicht nur eine qualitativ hochwertige 
Sammlung in seinem Hause, sondern das zeigt sich auch in seinem persönlichen Verhält- 
nis zu einzelnen Malern. In den (rückblickend) ruhigen 50er Jahren sorgte er zum Bei- 
spiel dafür, daß sich in seinem Hause junge Führungskräfte von Glanzstoff mit Künst- 
lern treffen konnten. Ich verhehle nicht, daß mir dadurch wesentliche Aspekte zum 
Verständnis der modernen Malerei eröffnet wurden. 

Es sei mir erlaubt, ein Erlebnis einzufügen, bei dem Kunst und Führungskunst sich 
begegnen. Ich wurde anläßlich eines Dienstgespräches in seinem Büro gefragt, was ich 
über ein neues Bild — es hing direkt hinter ihm und stellte eine nach kubistischer Art 
gemalte Eule dar — dächte. Nach einigen positiven Bemerkungen meldete ich Zweifel 
über den gewählten Ort für das Bild an. Ludwig Vaubel wies in seiner nüchternen, mehr 
ernst wirkenden Art auf den Zusammenhang zwischen Vorstandstätigkeit und Wissen- 
schaft hin. Darauf konkretisierte ich meine Zweifel dahingehend, daß jene ernst und 
fragend dreinschauende Eule direkt oberhalb seines eigenen Gesichtes für einen jünge- 
ren Mitarbeiter Anlaß zur Verwirrung sein könnte. Ludwig Vaubel leitete zum dienst- 
lichen Teil des Gespräches über — das Lächeln in seinen Zügen war nur für denjenigen 
wahrzunehmen, der ihn kannte. Beim nächsten Gespräch hing die Eule an der gegen- 
überliegenden Wand, nun Ludwig Vaubel selbst fixierend. Übrigens war sie dann nach 
wenigen Wochen ganz verschwunden. 

Dieses Beispiel ist repräsentativ für einen Führungssstil,der betont nüchterne Sach- 
lichkeit mit einem hohen Maß an Toleranz verbindet. Ludwig Vaubels Engagement in 
der Sache drückte sich stets in der Hingabe an sie, nie im temperamentvollen Umgang 
mit ihr aus. Nüchternheit und Hingabe bedürfen der Distanz. Sicher schien manchen 
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seiner Kollegen, seiner Mitarbeiter oder der Gesprächspartner diese Distanz zu ausge- 
prägt, vielleicht ein wenig unterkühlt. Das mag auf den ersten Blick zutreffend sein, zeigt 
sich aber in einem anderen Lichte für denjenigen, der über zwei Jahrzehnte seinen Berufs- 
weg begleitete. Es gehört eben zu Ludwig Vaubels Art, allein das Argument als Mittel 
der Darstellung und der Überzeugung zu verwenden. Mangelnde Distanz hat ja die 
Eigenschaft, beim Gesprächspartner auch andere Seiten als diejenigen rationaler Dis- 
putation anklingen zu lassen; sie hat immer zugleich etwas Verführerisches an sich — 
und das hat in der Persönlichkeit von Ludwig Vaubel keinen Platz. 

Wäre seine Nüchternheit Ausdruck eines Mangels an Empfindsamkeit, hätte bei ihm 
die Lebensfreude zu kurz kommen müssen. Wer ihn in geselliger Runde bei einem gu- 
ten Wein erlebt hat, wer seine Begeisterung für das Tanzen kannte und vor allem, wer 
ihn lachen sah (und hörte!), weiß, daß da nichts zu kurz kam. Ich habe selten einen 
Mann so herzlich und so offen lachen hören wie Ludwig Vaubel. Freilich, der Grund 
für dieses Lachen mußte seinen Ansprüchen genügen — und die waren auch hier nicht 
gering. 

Es war vom Tanzen die Rede, einer Aktivität, die Vergnügen und Sport in gleicher 
Weise sein kann. Ich weiß nicht, was bei Ludwig Vaubel in jungen Jahren überwog, aber 
sportliche Betätigung — was schon ein Understatement ist — war für ihn offenbar nicht 
nur Ausgleich, sondern auch Herausforderung. Als Student brachte er es im Fechten 
(natürlich im Florettfechten, nicht im Mensurenschlagen) zur Meisterschaft. Hinzu ka- 
men Reiten und Skilaufen. Die Schilderung seiner Hochgebirgstouren in einem Alter, 
in dem andere Wintersportler sich allenfalls noch dem Curling widmen, konnte Bewun- 
derung erregen. Geblieben ist heute der Spaziergang — Bewegungstherapie verbunden 
mit Freude an der Natur und der Einsamkeit. 

Skizzenhafte Darstellung bleibt gewollt unvollständig und vermeidet die Aufdring- 
lichkeit eines umfassenden Gemäldes. Die Familie, die klassische Musik und die Kunst 
der Antike müßten in ein solches Gemälde mit aufgenommen werden. Auch die Tat- 
sache, daß verdiente Ehrungen nicht ausblieben: der Bundespräsident verlieh ihm 1969 
das große Bundesverdienstkreuz. 

Auf Vollständigkeit möchte ich verzichten zugunsten eines Begriffes, der mehr über 
Ludwig Vaubel aussagt als der Versuch, sämtliche Facetten seiner Persönlichkeit aus- 
zumalen. Ich meine das, was ich mit „intellektueller Redlichkeit” bezeichnen möchte. 
Jene Eigenschaft, ein Thema zu Ende zu denken, argumentativ zu erschöpfen, ohne je- 
mals den Weg der Offenheit, der Rücksichtnahme und der Toleranz zu verlassen. Nur 
dort, wo sich hohe intellektuelle Begabung mit einem untadeligen Charakter paart, be- 
gegnet man solchen Persönlichkeiten. Das schließt Sinn für Macht und gelegentlich 
auch Beherrschung taktischer Spielregeln nicht aus. Das Entscheidende ist die Grenze. 
Nichts steht im Dienst der Person — alles tritt zurück, wenn es der Sache nicht förder- 
lich ist. Hier liegt wohl der tiefere Grund, warum Ludwig Vaubel nie ein Mann des per- 
sönlichen Prestiges war. Eine eigene Entscheidung abzuändern, wenn — und sei es vom 
jüngsten Mitarbeiter — überzeugende Gegenargumente vorgetragen werden, war für 
Ludwig Vaubel nie ein Problem. Und so hielt er es auch mit den Menschen seiner Um- 
gebung. Das Wort ,,Er ist in Ungnade gefallen“ hat in seinem Leben keinen Raum. 
Nichts, was ein Mitarbeiter ihm verdankt, wird als Gnade oder partriarchalische Zutei- 
lung empfunden, sondern als etwas, das man redlich erworben hat. 
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Zum Schluß soll Ludwig Vaubel noch einmal selbst zu Wort kommen (aus Band 4 
der Veröffentlichungen der Walter-Raymond-Stiftung „Unternehmerische Verantwor- 
tung in unserer Gesellschaftsordnung“): 

„Unsere gesellschaftliche und politische Ordnung lebt von der Kraft, mit der wir 
persönlich uns für sie einsetzen. Sie lebt von dem Ernst und Nachdruck, mit dem wir 
zur Sprache bringen, was sie gefährdet. Unsere Zeit fordert die Anpassung unserer 
wirtschaftlichen und sozialen Ordnung an neue Entwicklungen, die noch vor weni- 
gen Jahrzehnten unvorstellbar waren. Diese Anpassung muß das Bewährte sichern. 
Sie muß ohne Angst vor dem Neuen, aber auch in dem Bewußtsein der Werte ge- 
schehen, die wir im lebendigen Ausgleich zwischen Persönlichkeit und Gemein- 
schaft als Erbe unserer abendländischen Welt in die Zukunft hineinzu tragen ha- 
ben.“ 

Diese Sätze sollen Schlußstrich einer Skizze sein. Was fehlt, ist ihr Titel, ihre Bezeich- 
nung als letzter Versuch einer Bündelung des Themas: 

Ludwig Vaubel — ein Vorbild. 




Erster Teil 



Lernen als Führungsaufgabe 




Die Erhaltung der Lernfähigkeit als 
unternehmerische Führungsaufgabe 

Von Joachim Zahn 



I. Erhaltung der Anpassungsfähigkeit an veränderte Rahmenbedingungen 



Institutionen — ob privatwirtschaftlich oder staatlich organisiert — lernfähig zu erhal- 
ten, wird um so dringlicher, je rascher sich Änderungen in den Rahmenbedingungen für 
Wirtschaft, Gesellschaft und Unternehmen vollziehen. Die wirtschaftliche Entwicklung 
seit der letzten schweren Rezession der Jahre 1974/75, deren Folgen auch heute noch 
nicht beseitigt sind, hat sehr deutlich gezeigt, daß sich die Wirtschaft auf vielen Gebie- 
ten grundlegend neuen Bedingungen gegenübersieht. Als Beispiele seien genannt: 

— Veränderungen im Bereich der Technik, insbesondere der Produktionsverfahren: 
Bekannt sind die Einschnitte durch technologische Neuerungen bei der Uhrenindu- 
strie im Druckgewerbe aber auch in anderen Branchen, z. B. durch die Anwendung 
von numerisch gesteuerten Maschinen, deren Einsatz in relativ kurzer Zeit notwen- 
dig wurde, einfach um im internationalen Wettbewerb bestehen zu können. 

— Veränderungen durch eine Flut von administrativen Maßnahmen und gesetzlichen 
Vorschriften auf den verschiedensten Gebieten, die die Dispositionsfähigkeit der 
Unternehmen einengen. Daß derzeit ein bereits beschlossenes Investitionsvolumen 
für den Bau von Kraftwerken, Straßen und ähnlichen Projekten zur Verbesserung 
der Infrastruktur von rund 25 Mrd. DM adminstrativ blockiert ist, mag unterstrei- 
chen, welche quantitativen Auswirkunen sich daraus ergeben. Ein anderes Beispiel 
bieten die einschneidenden administrativen Vorschriften für die konstruktive Ge- 
staltung von Automobilen, die z. B. in den USA in der nächsten Dekade zu einer 
völligen Wandlung der Struktur dieses Industriezweiges führen werden. 

— Unternehmen sehen sich einem Prozeß der Ausweitung sozialer Ansprüche in immer 
stärkerer Gewichtung, im allgemeinen einseitig zu Lasten der Wirtschaft, gegenüber; 
vielfach sind dabei die Grenzen der wirtschaftlichen Belastbarkeit der Unternehmen 
bereits überschritten, so daß sich z. B. für ausländische Investoren gerade wegen die- 
ser Belastungen zunehmend die Frage nach der Attraktivität des Standortes Bundes- 
republik stellt. Allein die aus gesetzlichen Bestimmungen erwachsenden Personalzu- 
satzkosten sind in der Bundesrepublik von 1966 bis 1978 von 19 % auf 32 % des 
direkten Entgeltes gestiegen. 

Hinzu kommt das oft paradoxe Resultat, daß eine Überspannung des Netzes sozia- 
ler Sicherung in Wirklichkeit zu Nachteilen für diejenigen führt, die ursprünglich be- 
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günstigt oder geschützt werden sollten. Hierzu gehören z. B. die überzogenen Vor- 
schriften des Kündigungs- oder Mieterschutzes, die Nivellierung von Lohngruppen 
und ähnliche sozial begründete Maßnahmen. Das wird auch darin sichtbar, daß 
heute jede D-Mark mehr Lohn bei dem Arbeitnehmer nur noch zu rund 0,40 DM 
mehr Netto-Einkommen führt, beim Arbeitgeber aber einen Mehraufwand von 
1,60 DM verursacht, zweifellos eine der Ursachen des zunehmenden Rationalisie- 
rungsdruckes. 

— Insgesamt haben sich für die deutschen Unternehmen durch die Entwicklung der 
Arbeitskosten einschließlich solcher überproportionalen Steigerung des sogenannten 
,, zweiten Lohnes“ und durch die Aufwertung der D-Mark die Wettbewerbsgrund- 
lagen grundlegend verschlechtert. Dadurch wird vor allem der Export gefährdet, auf 
den die deutsche Industrie gerade im Interesse der Aufrechterhaltung der vorhande- 
nen Beschäftigungsmöglichkeiten so dringend angewiesen ist. Um so gefährlicher ist 
es, wenn gegenwärtig die Gefahren, die sich aus der Spitzenposition der deutschen 
Wirtschaft im internationalen Arbeitskostenvergleich ergeben können, bagatellisiert 
werden. 

Ich glaube, dies verdeutlicht einige der Anforderungen, die heute an die Anpassungs-, 

Reaktions- und Lernfähigkeit von Unternehmen gestellt werden. 



II. Generelle Frage der Lernfähigkeit von Institutionen 



Das Erkennen von Strukturwandlungen — seien sie technologisch, ökologisch oder in 
veränderten Bedarfsstrukturen begründet — wird dabei zunehmend erschwert durch 
eine Fülle sich überdeckender wirtschaftlicher Erscheinungen, z. B. Inflation und Ar- 
beitslosigkeit, die vor Jahren noch vielfach so dargestellt wurden als gäbe es hier eine 
Wahlmöglichkeit zwischen zwei Übeln. Hinzu kommt eine zunehmende Politisierung 
wirtschaftlicher Vorgänge, die den Blick für Realitäten trüben und notwendige Anpas- 
sungen verzögern bzw. bewährte Einrichtungen gefährden. Auch die Erhaltung sinn- 
voller Institutionen ist ein Teil eines positiven Lernprozesses. 

Wie kaum jemals zuvor, haben aber auch die wirtschaftspolitischen Ereignisse der 
letzten Jahre gezeigt, daß der Glaube an die unbegrenzte Machbarkeit und Steuerbar- 
keit wirtschaftlicher Verläufe zur Illusion geworden ist. 

Machiavelli hat durchaus recht, wenn er in seinem ,,I1 Principe“ den Vergleich an- 
stellt, daß es ,, Krankheiten gibt, die im Anfangsstadium zwar schwer zu erkennen, aber 
noch relativ leicht zu heilen sind, die im fortgeschrittenen Stadium dann zwar leicht zu 
erkennen, aber nur noch schwer zu heilen sind.“ Dies gilt sicherlich auch für das poli- 
tische und wirtschaftspolitische Geschehen. Wenn erst einmal durch allgemeine Hektik 
und Druck der öffentlichen Meinung ein Zugzwang entsteht, ist es meistens zu spät für 
vernünftige Lösungen. Die sozialpolitischen Einschnitte, die dann notwendig werden, 
fallen oft schmerzvoller aus als bei rechtzeitigem bzw. maßvollem Handeln — eine Er- 
kenntnis, die sicherlich im Bereich der Politik aber auch von manchen Unternehmen 
als Lehre aus den kritischen Entwicklungen der Vergangenheit zu ziehen ist. 
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Lernfähigkeit zu praktizieren um wirtschaftliche oder soziale Fehlentwicklungen 
noch abzuwenden, ist also eine Zielsetzung, die für alle Institutionen einer freien Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsordnung gleichermaßen gilt. 

Das privatwirtschaftlich organisierte Unternehmen im marktwirtschaftlichen Sy- 
stem wird durch den Wettbewerb zu dieser Lernfähigkeit geradzu gezwungen, wenn es 
seine Existenz nicht gefährden will. Staatliche Bürokratie und Funktionärswirtschaft 
dagegen stehen nicht vor diesem systemimmanenten Zwang. 

Neue Initiativen zu ergreifen und sich für neue Ideen und Entwicklungen offen zu 
halten, ist also für Unternehmen im marktwirtschaftlichen System eine Existenzvor- 
aussetzung und nicht etwa eine Belastung, die man zu beklagen hätte. Damit soll auch 
Auffassungen widersprochen werden, wie denen von Galbraith und Burnham, daß mo- 
derne Organisationsformen — im Bereich der Wirtschaft vor allem die Großunterneh- 
men — durch ein übertriebenes Sicherheits- und Statusdenken der , »Manager“ und 
, »Technokraten“ — wie es in dieser Terminologie heißt — erstarrt seien, und daß die 
Bereitschaft zum Eingehen von Risiken und zur Innovation nur noch gering sei. Es gibt 
genügend Beispiele praktisch bewiesener Risikobereitschaft und des Engagements im 
Unternehmen, unabhängig davon, ob es sich um mittelständische Eigentümer-Unter- 
nehmen oder um Kapitalgesellschaften unter Leitung beauftragter Unternehmer han- 
delt. Übersehen wird vielfach der bemerkenswerte Umfang, in dem innerhalb von 
Großunternehmen der so häufig zitierte Strukturwandel z. B. durch Umwidmung vor- 
handener Kapazitäten auf ausschließlich privatwirtschaftlicher Grundlage bewältigt 
wurde. Von Innovationsträgheit oder Absage an den Fortschritt kann keine Rede sein. 
Sicherlich werden solche Prozesse durch die Schaffung zusätzlicher Kompetenzen für 
unternehmerische Dispositonen — so durch die erweiterte Mitbestimmung — nicht er- 
leichtert. In diesem Zusammenhang wird zweifellos der Erfolg der notwendigen Lern- 
prozesse für die gesamtwirtschaftliche Zukunft von entscheidender Bedeutung sein. 

Zwischen staatlicher Verwaltung und der prvatwirtschaftlichen Aufgabe im Unter- 
nehmen besteht — wie gesagt — im Grundsatz kein Unterschied, auf veränderte Be- 
dingungen mit neuen Initiativen reagieren zu müssen und aus den Erfahrungen der Ver- 
gangenheit zu lernen, um Fehler für die Zukunft zu vermeiden. Aber es is doch etwas 
wesentlich anderes, ob eine Institution den Sanktionen des Risikos und der Lenkung 
durch den Markt ausgesetzt ist oder ob finanzielle Auswirkungen mangelnder Weitsicht 
oder falschen Vorgehens auf die Gesamtheit der Bürger verteilt werden können. 

Die derzeitige Situation der Rentenversicherung macht deutlich, wie sich Analyse- 
und Entscheidungsfehler staatlicher Stellen — allein schon von der Zahl der Betroffe- 
nen und den sozialpolitischen Auswirkungen her — im Vergleich zu denen privater 
Unternehmen als sehr viel gravierender erweisen. Ein bezeichnendes Beispiel ist die 
Fehlanalyse der künftigen Einnahmen als Grundlage der überzogenen Rentenreform 
von 1972. 

Natürlich läßt sich in keiner Planung und Prognose der Irrtum vollständig ausschlie- 
ßen. Entscheidend aber ist, daß das privatwirtschaftlich geführte und unter den Sankio- 
nen von Risiko und Verlust stehende Unternehmen aus Gründen der Selbsterhaltung 
bemüht sein muß, die Bandbreite des Irrtums so klein wie möglich zu halten. 

Unbestritten ist, daß es auch innerhalb der Unternehmen das Problem der Bürokra- 
tisierung gibt und daß mit zunehmender Größe die Hemmnisse für Innovation und den 
Prozeß der Umsetzung von Erfahrungen in praktisches Handeln wachsen. 
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Untersuchungen, wie sie z. B. Max Weber, Parkinson oder Drucker durchgeführt 
haben, zeigen sehr klar, daß Bürokratien aus sich heraus die Tendenz haben, unabhän- 
gig vom eigentlichen Aufgabenumfang zu expandieren. Große Organisationen verlieren 
damit u. U. die Fähigkeit zur rechtzeitigen Weichenstellung, z. B. auch dadurch, daß 
die individuelle Verantwortung bei einer Vielzahl von am Entscheidungsprozeß mitwir- 
kenden Menschen nicht mehr klar Umrissen ist oder bewußt auf das „Kollektiv“ verla- 
gert wurde, Sozialpolitische Erschwernisse in der Entscheidungsfindung wie auch die 
Infragestellung von Wertbegriffen wie „Leistung“ und „Verantwortung“ können eben- 
falls dazu beitragen, solche Tendenzen zu verstärken. 

Für die Führungs- und Steuerungsfähigkeit einer Institution kann aber die Größe 
auch insofern zum Problem werden, als bei plötzlichem Auftreten von Hindernissen 
ein Herumreißen des Ruders erst mit langer Verzögerung zur gewollten Richtungsände- 
rung führt, oft sogar erst dann, wenn der Kurs schon wieder anders verlaufen sollte. 

Das Umsteuern in der Modellpolitik der großen amerikanischen Automobilunter- 
nehmen unmittelbar nach der Energiekrise, charakterisiert durch die Überschrift eines 
Artikels in TIME vom 5. 4. 1976: „Too soon, too small“, mag dafür einBeispiel sein. 
Man muß- dabei allerdings sehen, wie schwer es für jedes einzelne Unternehmen ist, in 
der Modellpolitik bzw. der gesamten Fahrzeugauslegung den richtigen Kurs zwischen 
der Scylla der noch bestehenden Käuferwünsche und der Charybdis der sich schon ab- 
zeichnenden gesetzlichen Bestimmungen zu finden. Dies ist das derzeit praktisch 
alle auf dem US -Markt präsenten Automobilunternehmen beschäftigende Problem, 
nachdem die US-Gesetzgebung hinsichtlich Energieeinsparung, Abgas- und Geräusch- 
minderung völlig neue Rahmenbedingungen setzen werden. 



HL Lernen aus Krisen — ein Instrument zur Vorbereitung auf mögliche 
Entwicklungen 



Jedes Unternehmen steht grundsätzlich vor der Frage wie es die Lernfähigkeit im In- 
teresse der schnellen Anpassung und Reaktion an veränderte Gegebenheiten sichern 
kann. Für ein „Lernen“ in diesem Sinne gibt es sicherlich die verschiedensten Metho- 
den und Quellen. Persönlich glaube ich, daß eine der wichtigsten Grundlagen, Erfah- 
rungen und Erkenntnisse zu sammeln, die Beschäftigung mit der Geschichte ist. Ortega 
Y Gasset 1 schreibt in einer Abhandlung über das Geschichtsverständnis des Historikers 
Arnold Toynbee: „Angesichts der Unsicherheit des Kommenden ist das Arsenal unse- 
rer Mittel das, was bereits geschehen ist, und darum wenden wir den Blick zurück ge- 
rade deshalb, weil das der erste Blick nach vorne ist.“ 



1 Ortega Y Gasset, Interpretation der Weltgeschichte. 
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Historisches Denken geschieht hier also nicht aus einer fortschrittsfeindlichen Hal- 
tung, sondern ist darauf gerichtet, Erkenntnisse über langfristige Zusammenhänge und 
Erfahrungen mit erlebten Risiken zu gewinnen, und zwar „aus Sorge um die Zukunft“. 
Die Analyse historischer Abläufe kann durchaus Maßstäbe für unternehmerische Ent- 
scheidungen zur Bewältigung künftiger Aufgaben liefern, und die Entwicklung der 
Automobilindustrie gerade der letzten Jahre liefert dafür auch eine Fülle von konkre- 
ten Beispielen: 

Die Automobilrezession 1974/75 mit einem Rückgang der deutschen Pkw-Produk- 
tion um über 20 % und einer Verminderung der Beschäftigtenzahl im gesamten deut- 
schen Fahrzeugbau von annähenrd 70.000 im Tiefpunkt, im ersten Halbjahr 1975, war 
tatsächlich bereits der zweite scharfe Einbruch nach der lang anhaltenden aufwärtsge- 
richteten Entwicklung nach dem Kriege. 

Schon 1966/67, in der ersten Krise, konnte allerdings aus einem Vergleich der lang- 
fristigen Trendkurven für die Pkw-Produktion in den USA und der Bundesrepublik der 
Analogieschluß gezogen werden, daß mit zunehmender Deckung des Motorisierungs- 
bedarfs die Entwicklung auf dem deutschen Markt — ähnlich wie in den USA — zuneh- 
mend in stärkeren zyklischen Ausschlägen verlaufen würde. 

Daimler-Benz z. B. hatte sich — auch in Übereinstimmung mit der für dieses spezifi- 
sche Produkt geltenden „eigenen Konzeption“ — frühzeitig auf eine Kapazitätspolitik 
eingestellt, die sich nicht am kurzfristigen Spitzenbedarf in Boomphasen, sondern an 
den langfristigen Marktmöglichkeiten ausrichtet. Auf der Basis dieser unternehmeri- 
schen Konzeption war es möglich, auch in der Rezession 1974/75 die Produktion noch 
zu steigern und jedes hektische Umsteuern, insbesondere im sozialen Bereich, zu ver- 
meiden. Entlassungen und Kurzarbeit blieben unseren Mitarbeitern erspart. Daß dies 
andererseits nicht zu Lasten der langfristigen Expansion ging, zeigt die Zunahme der 
Mercedes-Produktion von 1965 bis 1977 um 130 % gegenüber einem Wachstum der ge- 
samten deutschen Pkw-Fertigung im gleichen Zeitraum um 39 %. 

Dies darf allerdings nicht zu der Annahme verleiten, es gäbe ein für alle Zeiten und 
alle Unternehmen geltendes Patentrezept. Im Grunde muß jedes Unternehmen für sich 
selbst die Frage nach dem richtigen Weg stellen, denn Erfahrungen, die das Unterneh- 
men A macht, lassen sich auch nicht ohne weiteres auf das Unternehmen B übertragen. 
Jedes Unternehmen hat seine Eigengesetzlichkeit, eine eigene innere Struktur und eine 
eigene Unternehmens- und Produktphilosophie, die der pauschalen Anwendung allge- 
meiner Management-Regeln entgegenstehen. 

Es ist m. E. eine der schwierigsten Aufgaben, insbesondere der verantwortlichen 
Führung, im Unternehmen gegenüber Mitarbeitern, Kunden, der gesamten Organisation, 
aber auch der Öffentlichkeit, das als richtig erkannte Konzept überzeugend darzulegen. 
Das ist dann um so schwieriger, wenn der allgemeine Zeitgeist noch in eine andere 
Richtung geht; bekanntlich hat es derjenige besonders schwer, der nicht zu den jeweils 
Gläubigen zählt, so wie Goethe im Faust sagt: „Verbiete wer, was alle wollen, der hat 
ins Wespennest gestört.“ 

Es erfordert natürlich auch von den im Unternehmen Verantwortung tragenden 
Menschen einen besonderen Mut, in unpopulärer Weise gerade dann an das „Gesetz des 
zurückschwingenden Pendels“ zu erinnern, wenn der Ausschlag zur Sonnenseite be- 
sonders stark ist, wie z. B. gegenwärtig in der Automobilkonjunktur, die nun schon im 




34 



Joachim Zahn 



dritten Jahr die wesentlichste Stütze der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ist. Der 
Nestor eines aufklärenden Wirtschaftsjournalismus, Walter Wannenmacher, hat diese 
Gesetzmäßigkeit besonders treffend mit dem Satz gekennzeichnet: „Es gibt kein 
Marktphänomen, das nicht in sich den Keim einer Tendenzumkehr trüge“ 2 . 

So wichtig es einerseits ist, die Bereitschaft der Mitarbeiter zur Analyse langfristiger 
Trends und zum Lernen aus Abläufen der zurückliegenden Zeit zu fördern, so wichtig 
ist es andererseits, eine überzogene Gleichschaltung des Denkens im Gesamtunterneh- 
men zu vermeiden. Das Erarbeiten von Alternativen und der ständige Versuch, sich 
dann auch mit Engagement und Überzeugung für seine Auffassungen einzusetzen, ist 
m. E. eine der entscheidenden Voraussetzungen, um für neue Entwicklungen auf- 
nahmefähig zu bleiben. Wichtige Unternehmensentscheidungen sind heute so komplex 
geworden, daß nur durch einen solchen Prozeß der umfassenden Meinungsbildung die 
vielfältigen Aspekte eines Problems offengelegt werden können. Falsche Wege und Ent- 
scheidungen kann ein Unternehmen wohl am ehesten dann vermeiden, wenn es auch 
die Antennen empfangsbereit hält, die warnende Indizien aufnehmen können und so- 
mit das gesamte Spektrum — also nicht nur Chancen, sondern auch Risiken — auf dem 
Radarschirm sichtbar machen. In der Euphorie des Erfolgs wird allzu leicht übersehen, 
daß es auch Punkte besonderer Gefährdung gibt. 

Der Schöpfer von General Motors, Alfred P. Sloan, hat seine Führungsaufgabe im 
Unternehmen zum großen Teil darauf ausgerichtet und dies auch in seinem Buch, „My 
Years with General Motors“ 3 , sehr anschaulich beschrieben. Die Organisation ist für 
den notwendigen Prozeß der Diskussion z. B. zwischen Stab und Linie offenzuhalten, 
wobei es dann letztlich die Aufgabe der verantwortlichen Führungskräfte sei, bei 
schwierigen Entscheidungen innerhalb einer Gruppe, sich dem beschwerlichen Prozeß 
des „selling your ideas to others“ zu unterziehen. 



IV. Hemmnisse und bildungspolitische Bemühungen 



Das Bemühen, dem Einzelnen im Unternehmen durch Information und inner- wie 
außerbetriebliche Bildungsarbeit die Voraussetzungen für ein Denken in übergeordne- 
ten Zusammenhängen zu bieten, stößt gerade im Großunternehmen auf eine Reihe von 
Hemmnissen, die es zu überwinden gilt. 

Zum einen wird man sagen können, daß die horizontale Führung quer durch die 
Funktionsbereiche eines Unternehmens um so schwieriger wird, je größer dieses Unter- 
nehmen ist. Es war ja bereits eingangs erwähnt worden, daß die Frage der Führung sehr 
von der Unternehmensgröße abhängt. Jedes Unternehmen kommt auf seinem Wachs- 
tumspfad notgedrungen an einige kritische Zonen, in denen der Rahmen der bisherigen 
organisatorischen und finanziellen Möglichkeiten überschritten wird. Darum bedarf es 



2 Wannemacher, W., Der Geduldete Kapitalismus, Düsseldorf 1964, S. 32. 

3 Sloan, Alfred P., My Years with General Motors, New York 1969. 
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einer Zäsur und des Überdenkens der Methoden, nach denen bisher vorgegangen 
wurde. 

Eine der wichtigsten Fragen und Probleme ist dabei, wie — trotz fortschreitender 
Arbeitsteilung und Spezialisierung — dennoch die Einheitlichkeit von Unternehmens- 
ziel und -führung gewährleistet und realisiert werden kann. Es ist eine allgemeine Er- 
fahrung, daß mit zunehmender Größe und stärkerer Dezentralisierung innerhalb des 
Unternehmens Ressortziele absolutiert und zum Selbstzweck werden, was letztlich da- 
zu führt, daß bei der Ausrichtung auf den Erfolg von Teilbereichen das unternehme- 
rische Gesamtziel aus dem Blickfeld gerät. Hier gilt es, sowohl durch Maßnahmen auf 
Seite der Organisation als auch durch persönliche Information, Tendenzen zum Res- 
sortpartikularismus abzubauen, gleichzeitig die Bereitschaft jedes einzelnen zu fördern 
und auch Erfahrungen unter einem fremden Blickwinkel anzunehmen. 

Natürlich stößt man dabei auch auf psychologische Hemmnisse, und entsprechend 
dem Satz von Schiller: „Ein jeder Wechsel schreckt den Glücklichen“, ist es ein durch- 
aus bekanntes Phänomen, daß der Mensch zu starken Veränderungen widerstrebend 
gegenübersteht und sich wohler in ihm vertrauten Kategorien und in einer Umwelt 
fühlt, die ihn nicht ständig vor die Notwendigkeit von Wechsel und Anpasssung stellt. 

Ein in praktisch allen Institutionen anzutreffendes Phänomen ist z. B. die Gewöh- 
nung an den Erfolg mit der darin liegenden Gefahr der Lähmung der Initiative. Wenn 
sich wirklich kritische Entwicklungen einstellen, wird die Notwendigkeit von Tendenz- 
änderungen nicht eingesehen, im Glauben, es gäbe so etwas wie eine automatische Feh- 
lerkorrektur, die den Erfolg schon wieder gewährleisten werde. 

Ein Beispiel dafür: Im Grunde stehen wir bereits seit einigen Jahren vor der Situa- 
tion, daß die veränderten gesamtwirtschaftlichen Bedingungen, wie geringeres 
Wachstum mit zunehmenden Strukturproblemen, Umkehrung der Währungsrelationen 
oder eine grundlegende Veränderung der Terms of Trade nach der Ölkrise, einen Wan- 
del im Anspruchsniveau erfordern. 

Zu einer wirklichen Bereitschaft im Umdenken hat dies tatsächlich aber nicht ge- 
führt. Besonders deutlich wird dies z. B. in den zahlreichen Erklärungen zu dem irre- 
führend verwendeten Begriff des sogenannten „Lohnverzichtes“. Insofern gehört zur 
Lernfähigkeit von Institutionen auch die Bereitschaft zu erkennen, daß Erfolge immer 
wieder neu errungen werden müssen. Das dann auch wirklich in die Tat umzusetzen ist 
aber die eigentlich schwierige Aufgabe, insbesondere dann, wenn mit dem Hinweis auf 
das real Machbare auch Illusionen, Mythen und falsche Vorstellungen reduziert wer- 
den. Der schon zitierte Journalist Wannenmacher schreibt dazu: „Zerbrechen sie (die 
Mythen) bei dieser Gelegenheit, werden die Anhänger bitterböse. Es ist aber gut so. 
Besorgt das Zerbrechen erst die Geschichte, sind die Folgen schlimmer“ 4 .. 

Führungsfähigkeit ist ja nicht gleichbedeutend mit der Fähigkeit, Konflikte zu ver- 
meiden. In sehr pointierter Weise ist dies von zwei amerikanischen Phsychologen mit 
dem Satz umschrieben worden, daß „nette Kerle“ schlechte Vorgesetzte sind 5 . Ich er- 



4 

5 



Wannenmacher, W., Der Geduldete Kapitalismus, a. a. O., S. 10. 

Mc Clelland und Burnham, Nette Kerle sind schlechte Vorgesetzte, in: Psychologie heute, April 
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wähnte schon den mühsamen Prozeß, Grupppenentscheidungen auf den richtigen Weg 
zu führen; und gerade bei unpopulären Entscheidungen, die tiefe Einschnitte mit sich 
bringen, soll man nicht glauben, daß eine „Kollektivierung der Entscheidung“ nun 
etwa reibungsloser zu einem Generalkonsens darüber führt, was an schmerzhaften Ein- 
griffen notwendig ist; und es ist ja ein ebenso bekanntes Phänomen, daß einzelne Mit- 
glieder einer Gruppe dazu neigen, die Meinung der Mehrzahl anzunehmen, selbst wenn 
sie ursprünglich aufgrund eigener Erfahrungen eine andere Ansicht vertreten haben. 

Damit soll keineswegs gesagt sein, daß Teams grundsätzlich eine nicht Erfolg ver- 
sprechende Organisationsform darstellen, weil die Gruppenmitglieder zur Konformität 
neigen; aber sie sind andererseits auch kein Allheilmittel und Patentrezept, zumal 
Gruppen in bestimmten Situationen dazu neigen, einfach durch Ausweitung, d. h. 
Flucht nach vorn oder Abwälzung auf andere, entstandene Schwierigkeiten und Pro- 
bleme zuzudecken, anstatt sie offen auszutragen und einer Lösung zuzuführen. Die 
Scheu vor den daraus erwachsenden Unannehmlichkeiten ist sehr oft die Ursache vieler 
falscher Beschlüsse. 

Mit diesen wenigen Bemerkungen sollte nur gesagt werden, daß es eine Reihe orga- 
nisatorischer und im Wesen der Menschen liegender Hemmnisse gibt. Dort müßten die 
Bildungsaktivitäten im Unternehmen und die Bemühungen von Institutionen außerhalb 
der Unternehmen ansetzen. Ich meine dabei nicht ausschließlich jene betrieblichen 
Maßnahmen, die sich auf die Aus- und Weiterbildung und die Vermittlung von Fach- 
wissen beziehen; das ist eine eminent wichtige und, wie ich meine, schon bisher von 
den Unternehmen mit hohem finanziellen und individuellen Einsatz wahrgenommene 
Aufgabe. Ich denke an Maßnahmen zur Steigerung des Angebotes und der Qualität der 
Ausbildungsplätze, an Modellversuche mit dem sogenannten Berufsgrundbildungsjahr 
oder an Aktivitäten der Abiturientenausbildung in der Wirtschaft. Ein wesentliches 
Ziel ist es dabei, den Absolventen eine breite berufliche Grundbildung und eine mög- 
lichst vielseitig verwendbare Qualifikation zu vermitteln, die die persönliche Mobilität 
erhöhen und das Sich-Einstellen auf neue Situationen erleichtern. 

Die Unternehmen haben im übrigen niemals einen Zweifel daran gelassen, daß sie 
bereit sind, ihren Beitrag zur Lösung der schwierigen Ausbildungs- und Beschäftigungs- 
situation, insbesondere bei Jugendlichen, zu leisten. Daimler-Benz hat allein in den ver- 
gangenen zwei Jahren das Angebot an Lehrstellen um über 30 % gesteigert und be- 
schäftigt derzeit fast 6000 Auszubildende. 

Darüber hinaus geht es mir vor allem aber auch um jene Bildungsarbeit, die sich auf 
die Entwicklung der Persönlichkeit und der Führungsfähigkeit im Ganzen bezieht. Sie 
hat das Ziel, über das notwendige und unentbehrliche Fachwissen hinaus, den Blick für 
übergeordnete Zusammenhänge zu erweitern und das Denken im Sinne gesellschaft- 
licher Gesamtverantwortung zu fördern. 

Bei Daimler-Benz war es gerade den besonderen Bemühungen und der Initiative von 
Dr. Schleyer zu verdanken, daß dieser Persönlichkeitsbildung seit Jahren in den Daim- 
ler-Benz-Ausbildungszentren Lämmerbuckel und Lautenbach ein hoher Rang einge- 
räumt wurde. Insgesamt haben in 20 Jahren über 300 000 Kursteilnehmer die Fort- 
und Weiterbildungsmöglichkeiten im Hause genutzt. 

Diese unternehmensinternen Aktivitäten zur Persönlichkeitsbildung finden durch 
eine Vielfalt von Institutionen außerhalb der Unternehmungen eine sinnvolle Ergän- 
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zung. Einrichtungen wie z. B. das Universitätsseminar der Wirtschaft, das jetzt sein 10- 
jähriges Jubiläum begeht, und das durch die Initiativen von Ludwig Vaubel so wir- 
kungsvolle Unteratützung findet, die Baden-Badener Unternehmergespräche oder inter- 
national die bekannte „Sloan School, MIT“, um nur einige Beispiele zu nennen, haben 
sich der für die Vermittlung von Erfahrungen und Erkenntnissen so wichtigen Aufgabe 
beruflicher Aus- und Weiterbildung verschrieben. Unternehmen brauchen Führungs- 
kräfte, die in weitestem Sinne gebildet sind, die Zusammenhänge über den unmittelba- 
ren Aufgabenbereich hinaus sehen und einordnen können. Dies ist eine wichtige Vor- 
aussetzung, um dann auch bei komplexer werdenden Problemen Entscheidungen tref- 
fen und die unternehmerische Verantwortung tragen zu können. 

Ich bin zuversichtlich, daß die Unternehmen auch künftig in ihrem Rahmen die 
Voraussetzungen für diese Lern-, Führungs- und Verantwortungsfähigkeit erhalten 
können. Es bleibt zu hoffen, daß von Weitsicht, Rationalität und Lernfähigkeit auch 
diejenigen geleitet werden, die über die den Unternehmen von außen gesetzten Rah- 
menbedingungen bestimmen. 




Die moderne Führungsaufgabe im Spiegel 
von Grundsätzen für Zusammenarbeit und 
Führung — am Beispiel der Hoechst AG 

Von Erhard Bouillon 



1. Hoechster Grundsätze sind kein Sonderfall 



Die Niederschrift von Grundsätzen für Zusammenarbeit und Führung ist in den ver- 
gangenen Jahren in vielen Unternehmen erfolgt oder als Versuch in Gang gekommen. 
Es ist eine reizvolle Aufgabe, die verschiedenen Grundsätze vergleichend zu unter- 
suchen. 

Unter dem Gesichtspunkt des Unternehmensverständnisses ist dies bereits einge- 
hend geschehen 1 . In dieser Analyse ist auch ein erster Versuch zu Fragen des Men- 
schenbildes, des Führungsstils und der Motivation gestartet worden. Dieser Versuch 
scheint es mir wert, fortgesetzt und vertieft zu werden. 

In der Zeit vor der gesellschaftspolitischen Herausforderung unserer Gesellschaft, 
die mit den ausgehenden 60er Jahren begann, war fast durchgängig in schriftlichen 
Grundsätzen für Zusammenarbeit und Führung das Harzburger Modell Pate gestanden. 
In den neueren Texten jedoch ist das Leitbild der Führung komplexer geworden. Bis- 
lang verwendet man häufig den Begriff der kooperativen Führung als Verklammerung 
für all diese Versuche. Er gibt jedoch nicht viel her, wenn man möglichst operationale, 
das heißt in der Praxis brauchbare Aussagen über das Leitbild der Führung erhalten 
will. 

Eine weiterführende Untersuchung der inhaltlichen Leitbilder der Führung in den 
neueren Grundsätzen für Zusammenarbeit und Führung wäre darauf angewiesen, daß 
die betreffenden Unternehmen zusätzlich zu dem meist sehr knapp gehaltenen Text 
ihrer Grundsätze Erklärungen darüber abgeben, warum sie die Grundsätze fixiert ha- 
ben, was sie damit bezwecken (Anwendungskonzeption) und wie sie es im einzelnen 
meinen (inhaltliche Kommentierung). 



1 Vgl. Horst Albach, Welche Aussagen lassen Führungsgrundsätze von Unternehmen über die Aus- 
wirkungen gesellschaftlicher Veränderungen auf die Willensbildung im Unternehmen zu? in: 
Die Bedeutung gesellschaftlicher Veränderungen für die Willensbildung im Unternehmen, Schrif- 
ten des Vereins für Socialpolitik, N. F., Bd. 88, Berlin 1976, S. 739 ff. 
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Als eine derartige, für weiterreichende Bemühungen vielleicht hilfreiche Erklärung 
sollen die folgenden Ausführungen verstanden werden. Am Beispiel der Grundsätze für 
Zusammenarbeit und Führung der Höchst AG soll der Versuch unternommen werden, 
aus den Text-Aussagen das Leitbild der Führung herauszudestillieren und hierbei über 
den Text hinausgehende Begründungen und Absichten zu erläutern. 

Gerade diese Aussagen werden oft von Mitarbeitern und Lesern zu Recht vermißt. 
Wenn man jedoch unter dem heilsamen Zwang steht, Grundsätze für Zusammenarbeit 
und Führung knapp zu halten, dann muß zwangsläufig alles „Fett“ abgeschält werden, 
und übrig bleiben nur die ohne Begründung im Raum stehenden Aussagen, die manch- 
mal als „dürres Gerippe“ empfunden werden. 

Die Grundsätze für Zusammenarbeit und Führung der Hoechst AG sind in einem 
drei Jahre beanspruchenden abgestuften Beratungsprozeß von mehreren hundert Mit- 
arbeitern verschiedenster Führungsebenen zunächst entwickelt und geprüft und erst 
nach einem Informationsvorlauf für alle Vorgesetzten endgültig verabschiedet und an 
die gesamte Belegschaft verteilt worden. 

Wenn ich im folgenden meine Ausführungen auf dieses konkrete Projekt der Hoech- 
ster Grundsätze beziehe, so kann man hierbei sicher davon ausgehen, daß diese Grund- 
sätze für viele ähnliche Bemühungen in anderen Unternehmen stehen und von ihrer Ab- 
sicht her bestimmt kein Einzel- oder Sonderfall sind. 



2. Vor welchen Fragen steht eine Unternehmensleitung , die den Auftrag 
zur Formulierung von Grundsätzen stellt? 

Wenn eine Unternehmensleitung beschließt, schriftliche Grundsätze für Zusammen- 
arbeit und Führung von ihren Mitarbeitern entwickeln zu lassen, sie in den zuständigen 
Gremien zur Beratung bringt und schließlich verabschiedet, dann müssen die Verant- 
wortlichen natürlich Vorstellungen darüber haben, warum sie dies tun, dann müssen sie 
den inhaltlichen Wegweiser so weit vorbestimmt haben, daß wenigstens die Himmels- 
richtung für den Aufbruch angegeben wird. Und dann sind sie sich in der Regel auch be- 
wußt, daß dieser Versuch, dieser Aufbruch, eingebunden ist in ein Gesellschafts- und 
Unternehmensverständnis, dessen Konturen sie zu kennen glauben. 

Die Gründe für den Projektauftrag im Jahr 1974 möchte ich nur kurz streifen. Die 
inhaltliche Route hingegen möchte ich genauer beschreiben; dies ist natürlich nicht 
möglich, ohne vorab — und auch zwischendurch als Ausblick — die gesellschafts- und 
unternehmenspolitische Landschaft zu beschreiben, in der wir uns bewegen. 



3. Die Gründe für das Projekt 

Stellt man sich am Beginn eines derartigen Projektes die Frage, ob es notwendig und 
zweckmäßig ist, Grundsätze für Zusammenarbeit und Führung schriftlich festzulegen, 
dann fällt die Antwort keinesfalls eindeutig aus. Eine gehörige Portion Skepsis 
schwingt zunächst mit. Man sieht die Chancen, aber man erkennt auch Risiken in die- 
sem Versuch. 
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Beschäftigt man sich länger und intensiver mit diesem Problem, dann wächst die Zu- 
versicht und sie kann sogar zu einem Punkt kommen, wo man sich fragen muß: Gibt es 
überhaupt eine andere Chance? Und überdies hat man nicht die Wahl zwischen Grund- 
sätzen und keinen Grundsätzen. Wir sind in unserem Zusammenleben auf Grundsätze 
angewiesen und leben nach ihnen. Man kann die Frage nur dahingehend stellen, ob 
man schriftlich fixierte Grundsätze mit der Gefahr der bürokratischen Erstarrung 
wünscht. Diese Frage ist durchaus ernst zu nehmen und deshalb sei kurz auch von den 
Risiken die Rede. Es kann einem Projekt nur nützen, wenn seine Erfolgschancen so 
realistisch wie möglich beurteilt werden. Nicht wenige unserer politisch gutgemeinten 
Reformen sind daran gescheitert, daß sie zu unrealistisch angesetzt waren; sei es, daß 
das Anspruchsniveau zu hoch war, sei es, daß das Tempo zu hoch angeschlagen wurde. 
Die Skepsis gegenüber dem Versuch der schriftlichen Niederlegung wurde in unsereren 
internen Beratungen auf drei Kernthesen zurückgeführt: 

— Schriftliche Grundsätze können idealistisch überhöht ausf allen. Die tägliche Praxis 
steht dann möglicherweise in ständigem offenkundigen Widerspruch zu ihnen. 

— Schriftliche Grundsätze können Anlaß bieten für nicht endende und schließlich 
fruchtlose Diskussionen und halten die Mitarbeiter möglicherweise von ihren prakti- 
schen Aufgaben ab. 

— Man kann Menschen durch ein Papier nicht ändern. Und wer nicht mitziehen will, 
wird sich möglicherweise nicht an die schriftlichen Grundsätze halten. 

Ich möchte mich an dieser Stelle nicht weiter mit dieser skeptischen Haltung auseinan- 
dersetzen, sondern sogleich die Kerngründe dafür nennen, welche letztlich zugunsten 
unseres Versuchs den Ausschlag gaben. Aber man muß wissen, daß diese Skepsis weit 
verbreitet ist und manchmal tief sitzt. Die bejahenden Argumente lassen sich wie folgt 
umreißen: 

— Ein Unternehmen muß sich gegenüber der Belegschaft und der Öffentlichkeit dar- 
stellen und erklären. 

— Jede Verbesserung der Zusammenarbeit und Führung bewirkt direkt oder indirekt 
eine Verbesserung der Produktivität des Unternehmens. 

— Führung und Zusammenarbeit ist auch erlernbar und konditionierbar. 

Letzteres bedeutet natürlich von vornherein, daß man die Zusammenhänge zur Organi- 
sationsentwicklung, zu den prägenden Signalen, welche eine Unternehmensleitung 
setzt, und zur überzeugungskräftigen Bildungsarbeit im Unternehmen sah und die Ver- 
bindung bewußt hersteilen wollte. 

Zu berücksichtigen ist auch, daß es häufig Motivbündel sind, die für eine Entschei- 
dung den Ausschlag geben, und daß natürlich in einem Gremium, dem mehrere Perso- 
nen angehören, die Akzente bei den einzelnen Motiven unterschiedlich sein können. So 
betont der eine eher den humanitären Aspekt, der andere eher den Effizienz-Aspekt. 
Daß es allerdings gewagt ist, diese beiden Gesichtspunkte auseinanderzudividieren, hat 
Hanns Martin Schleyer in seiner Schrift ,,Das soziale Modell“ zutreffend formuliert 2 : 
,,Die menschliche Komponente im wirtschaftlichen Schaffen zur Geltung zu bringen, 
ist immer wichtig — übrigens auch ökonomisch. . . Vom Menschlichen im Betrieb sozu- 
sagen abzusehen, ist rückschrittlich, human wie betriebswirtschaftlich. . . Der Mitarbei- 



2 Hanns Martin Schleyer, Das soziale Modell, Stuttgart 1973, S. 18. 
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ter ist, — man darf es, wenn keine Sentimentalität dabei ist, ruhig so sagen, — mensch- 
lich angenommen. Eine Schranke ist gefallen, die noch vor kurzer Zeit unübersteigbar 
schien. . . Dieser Sozialvorgang bedingt eine Änderung des Führungsstils.“ 

Auch ich bin davon überzeugt, daß gekonnte Zusammenarbeit, anständige Behand- 
lung, richtige Führung und gutes Betriebsergebnis durchaus Hand in Hand gehen kön- 
nen und über weite Strecken deckungsgleich sind. 



4. Der gesellschafts- und unternehmenspolitische Entwicklungstrend 

Ein Blick auf die gesellschafts- und unternehmenspolitische Szenerie belehrt uns, daß 
diese Deckungsgleichheit in Zukunft immer zwangsläufiger wird. Deshalb sind Führung 
und Zusammenarbeit geradezu zu einer Herausforderung für uns geworden. 

Wer sich über seinen Standort im Unternehmen und den Standort des Unterneh- 
mens in der Gesellschaft bewußt werden will, sollte nicht strikt zwischen gestern, 
heute und morgen unterscheiden. Wir können diesen Standort wohl nur dynamisch 
formulieren, weil ein Unternehmen nichts Statisches ist, sondern immer in Bewegung 
ist; am Absatzmarkt, am Arbeitsmarkt, am Kapitalmarkt und an den übrigen Bezugs- 
märkten tut sich tagtäglich etwas. Und auch die einzelne Person wächst, reift, altert 
und ändert sich. 

Hilfreicher ist es deshalb, die Linien zu beschreiben, denen diese Prozesse im Zeit- 
ablauf folgen. Das kann hier nur andeutungsweise geschehen. Denken wir an die voran- 
schreitende Arbeitsteilung in unserer Gesellschaft, an ihre Verdichtung, an die zuneh- 
mende Komplexität und an die dadurch erschwerte Überschaubarkeit. Denken wir an 
den wachsenden Bildungsstand breiter Bevölkerungsschichten, an die zunehmende 
Dominanz geistiger Arbeit gegenüber der Handarbeit und an die bei geistiger Arbeit 
zwangsläufig geringe äußere Kontrollmöglichkeit. Denken wir — entgegen allen Ratio- 
nalisierungsverteufelungen — daran, daß uns die Maschinen immer mehr die Routine- 
arbeiten und die Wiederholarbeiten abnehmen und unsere Produktionsprozesse damit 
am Ende menschenwürdiger machen. Auf die Unternehmen übertragen und auf Mit- 
arbeiter umformuliert führt dies zu Entwicklungen, die uns in der Beschreibung von 
Lauterburg recht drastisch vor Augen stehen 3 : 

„Der Weg führt fort von Organisationen, in denen jeweils ein bestimmter Mitarbei- 
ter in Einzelverantwortung einer bestimmten Aufgabe fest zugeordnet ist, und weg von 
Organisationen, in denen jeweils ein bestimmter Mitarbeiter einer bestimmten Anzahl 
anderer Mitarbeiter übergeordnet ist. Der Weg führt hin zu Organisationen, in denen 
jeweils Gruppen von Mitarbeitern in kollektiver Verantwortung bestimmten Aufgaben- 
komplexen zugeordnet sind, und hin zu Organisationen, in denen Steuerung und Kon- 
trolle nicht weisungsbefugten Einzelpersonen, sondern beratenden Gremien übertragen 
sind. So fremd uns das aus unserer heutigen Sicht anmuten mag — das ist die Achse, 
auf der wir uns langsam aber sicher bewegen: Weg von fixierten, „eindimensionalen“ 
Aufgaben, hin zu wechselnden, „mehrdimensionalen“ Aufgaben — weg von Spezialisie- 



3 Christoph Lauterburg, Auf dem Wege zu Kooperation und Partizipation, in: Blick durch die 
Wirtschaft, Nr. 152, vom 7. 7. 1977. 
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rang und Einzelarbeit, hin zu Rollentausch und Teamarbeit — weg von Einzelverant- 
wortung und Fremdsteuerung, hin zu kollektiver Verantwortung und Selbststeuerung 
in Gruppen.“ 

5 . Der Stellenwert der Zusammenarbeit wird höher 

In dieser Skizzierung mag ein Stück Sozial-Utopie angelegt sein. Aber der Hinweis von 
Lauterburg, daß wir auf diesem Weg schon weiter fortgeschritten sind, als uns bewußt 
wird, ist aus der reflektierten Praxis in den Unternehmen nur allzu berechtigt. Gerade 
diese Zusammenhänge hat die intensive Beratungsarbeit an den Grundsätzen für Zu- 
sammenarbeit und Führung in Hoechst zutage gebracht. Dies hat sogar dazu geführt, 
daß wir in der Bezeichnung und Gliederung dieser Grundsätze von dem ursprünglichen 
Arbeitstitel ,, Führungsgrundsätze“ zu der Überschrift „Grundsätze für Zusammenarbeit 
und Führung“ übergegangen sind. Dabei verstehen wir unter Zusammenarbeit die all- 
gemeine Kategorie: Arbeitsbeziehungen in alle Richtungen; horizontal, vertikal und 
diagonal. Führung hingegen ist die Gestaltung der Arbeitsbeziehungen in vertikaler 
Hinsicht. In einem komplexen modernen Großunternehmen kann der Stellenwert der 
horizontalen Arbeitsbeziehungen nicht hoch genug veranschlagt werden. Denken wir 
nur an die Matrix-Organisation, bei der durch die Aufteilung in Ressorts und Ge- 
schäftsbereiche bereits Arbeitsbeziehungen geschaffen sind, bei denen der Ressort-Lei- 
ter und der Leiter des Geschäftsbereichs zunächst einmal auf kollegialer Ebene zuein- 
ander in Beziehung treten. Keiner ist dem anderen hierarchisch über- oder untergeord- 
net. Dies gilt auch für andere Gliederangsformen, z. B. wenn man zusätzlich noch eine 
Regionalgliederung in die Organisation einbezieht. Bekannt ist die Problematik schon 
längst in den Stab/Linien— Beziehungen. Und selbst die kleinste Organisation lebt in 
der Alltagsarbeit des einzelnen Büros, des Betriebes, der Abteilung letztlich gerade von 
dem Funktionieren der Arbeitsbeziehungen unter den Kollegen. 

Natürlich sind diese horizontalen Arbeitsbeziehungen durch Führungspersonen und 
Führungsentscheide in jeder hierarchisch gegliederten Organisation gesteuert. Aber 
diese Steuerung ist immer mehr ein „Führen an der langen Leine“ und immer weniger 
ein „präzises Vorprogrammieren“. 

Vereinfacht ausgedrückt kann man behaupten, daß die hierarchiefreien Zonen der 
Zusammenarbeit wachsen und sich ständig vergrößern und daß hierdurch der Stellen- 
wert der Führung zurückgehen wird. Auf der anderen Seite wird die hierarchisch fest- 
gelegte Führung als strategische Steuerung der Zusammenarbeit ihre Grundbedeutung 
bewahren. In der Ausführung wird sie sogar zu einer immer schwierigeren Aufgabe. 

Die Selbststeuerung und der interne Abstimmungsbedarf werden immer wichtiger, 
der verbleibende Rest an Fremdsteuerung aber wird immer schwieriger. 

Voll bewußt wird uns dies auch dann, wenn wir die moderne Gesetzgebung in das 
Blickfeld einbeziehen, wenn wir an die Auflagen auf dem Gebiet des Umweltschutzes, 
an die Sicherheitsvorschriften, an die werksärztliche Überwachung und an den Daten- 
schutz denken. Dann wird deutlich, daß zu der eigendynamischen Entwicklung der 
Unternehmen zu stärkerer Komplexität und Verdichtung auf der horizontalen Arbeits- 
ebene noch die politischen Abstimmungsprozesse hinzugekommen sind. Alle diese 
Aufgaben haben zu zuständigen Abteilungen in den Unternehmen geführt. Diese arbei- 
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ten eigenständig neben den Linien-Abteilungen und führen ihre Beratungs- und Kon- 
trollaufgaben nahezu unabhängig durch: Die für Projektentwicklungen verantwort- 
lichen Mitarbeiter müsssen deshalb viele Voten einholen und viele Unterschriften ein- 
sammeln, ehe sie mit ihrer Aufgabe weiterkommen. 



6. Begriffe geben Auskunft über unser Bewußtsein 

Wie nun haben wir diese Situation geistig verarbeitet? Über diese Frage geben uns die 
Begriffe, welche wir auf dem Gebiet der Zusammenarbeit und Führung verwenden, 
Auskunft. Begriffe entlarven bekanntlich das Bewußtsein. Nehmen wir ein Führungs- 
lehrbuch zur Hand, schauen wir in Seminar-Programme und hören wir uns selbst auf- 
merksam zu, dann entdecken wir so gängige Begriffe wie Zielsetzung, Erfolgskontrolle, 
Delegation, Dienstaufsicht, Beurteilung. Wir meinen jeweüs damit eine Tätigkeit und 
eine Aufgabe des Vorgesetzten gegenüber seinem ihm unterstellten Mitarbeiter. Auf 
diese vertikale Sichtweise und Blickrichtung sind wir in unseren Begrifflichkeiten auf 
dem Gebiet der Zusammenarbeit und Führung programmiert. Begriffe auf der horizon- 
talen Ebene der Zusammenarbeit, wie z. B. Konsultation, Überzeugung, Hilfeleistung 
oder Vertrauen, klingen uns als Praxisschilderung der Unternehmen noch reichlich 
fremd, wenn nicht gar versponnen. Diese Begriffe müssen zum Teil noch gefunden 
werden, sie sind noch nicht eingebürgert, aber in der Praxis der Unternehmen längst ge- 
lebt. 

Wir haben bei unseren Vorarbeiten versucht, diese Begriffe aus der Praxis heraus zu 
entwickeln. In einem besonderen Kapitel über die Zusammenarbeit haben wir dann 
diese allgemein für die horizontalen Arbeitsbeziehungen geltenden Verfahrensregeln 
aufgestellt. Es war ein bescheidener Versuch, und wir sind uns bewußt, daß wir begriff- 
lich immer noch weit hinter der Realität herhinken. 



7 .Nichts funktioniert ohne Entsprechung von Rechten und Pflichten 

Eine wichtige Erkenntnis dieser Bemühungen war es, daß man bei einer wohlfunktio- 
nierenden Zusammenarbeit durch die Befragung der Beteiligten sehr schnell ermitteln 
kann, daß zwischen ihnen eine Art von Gleichgewicht der Leistungen und Beziehungen 
besteht. Nicht in jedem Augenblick und bei jeder Kleinigkeit muß ein Nutzen heraus- 
springen; aber auf mittlere Sicht legt jeder Wert darauf, daß er selbst bei der Arbeits- 
beziehung auch seinen Nutzen oder eine sonstige Annehmlichkeit erhält. Nachteilen 
müssen also Vorteile gegenüberstehen, Belästigungen müssen durch Annehmlichkeiten 
kompensiert werden, und man könnte ganz allgemein sagen: Pflichten müssen Rechte 
gegenüberstehen. Oft spielt sich dieser Austausch unausgesprochen ab. Manchmal aber 
kann man auch genau beobachten, wie jemand einen anderen erst „herumkriegen“ 
muß. Dann spielen sich Überzeugungsprozesse ab. Und weil es meist nicht mit Befehl 
und Anweisung geht, wird eine besondere Form der Erwachsenen-Pädagogik einge- 
setzt. Man macht dem anderen den Nutzen einer bestimmten Handlung einsichtig. Man 
muß ihm „auf die Sprünge helfen“. Diese Vorgänge spielen sich natürlich nicht nur auf 
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intellektueller Ebene ab. Sympathie und Antipathie spielen eine große Rolle, die Ge- 
fühle schwingen mit. Jeder weiß z. B. aus Erfahrung, daß er sich mit dem Arbeitspart- 
ner leichter tut, wenn er ihn nicht nur durch das Telefonat kennt, sondern ihn einmal 
zum persönlichen Kennenlernen aufgesucht hat. Jeder weiß, daß der Partner eher mit- 
zieht, wenn man ihn bittet oder fragt, und daß er sich eher verweigert und verschließt, 
wenn man ihm einfach befiehlt oder sagt. Und wenn man schon etwas direkt sagen 
muß, dann doch am besten mit Begründung. Und wer einen anderen braucht, verpflich- 
tet ihn sich am besten durch eine vorherige Gefälligkeit. All dies sind Banalitäten für 
denjenigen, der mit seinen Kollegen gut zu Rande kommt. Aber es sind zugleich Grund- 
regeln, gegen die häufig verstoßen wurde, wenn eine Zusammenarbeit mit Reibungen 
verbunden ist. Die gleichgewichtige Ausformulierung von ,, Rechten“ und „Pflichten“ 
schien uns bei den Grundsätzen für Zusammenarbeit und Führung deshalb besonders 
wichtig. 



8. Die Führungsaufgabe erhält durch die Aufwertung von Arbeitsgruppen 
einen neuen Akzent 

Es mag verblüffen, wenn ich bei dem Versuch, die moderne Führungsaufgabe zu cha- 
rakterisieren, zuerst in großer Breite auf die gewachsene Bedeutung der horizontalen 
Arbeitsbeziehungen eingehe. Jedoch scheint mir dieser Vorlauf notwendig, weil gerade 
durch diese Entwicklung die Führungsaufgabe einen neuen Akzent erhalten hat. Denn 
es sind ja nicht nur die von mir bereits angeführten formal-organisatorischen Querver- 
bindungen im Betrieb, also das organisatorische Verbundsystem; hinzu kommen die 
häufig nur durch Absprachen begründeten und in keinem Organigramm erkennbaren 
Arbeitskreise, Projektgrupppen, bis hin zu den durch gemeinsame Sachinteressen ver- 
bundenen Freundeskreisen. Man könnte hier den allgemeinen Begriff der Arbeits- 
gruppe benutzen, die ihren Zusammenhalt ja letztlich unter den verschiedensten Ge- 
sichtspunkten erfahren kann. 

Nimmt man die formelle Arbeitsgruppe in der Gestalt einer Abteilung oder eines 
Betriebes, dann ist uns der gruppenbezogene Umriß der Führungsaufgabe längst geläu- 
läufig: Der Vorgesetzte hat zunächst die Gesamtaufgabe zu zergliedern und aufzutei- 
len, sie einzelnen zur Durchführung zu überantworten und letztlich die Ergebnisse wie- 
der zu verknüpfen. Zwischen diesen beiden Vorgängen werden Mitarbeiter tätig. Die 
Zusammenführung dieser Mitarbeiter im Hinblick auf die Verknüpfung der Ergebnisse 
ist die ungleich schwierigere Aufgabe gegenüber der Aufteilung von Aufgaben am grü- 
nen Tisch. Und diese Zusammenführung ist um so schwieriger, je weniger die jederzei- 
tige Kontrolle und das allgegenwärtige Zusehen des Vorgesetzten möglich sind. Er ist 
auf das angewiesen, was man bislang unter dem Stichwort der Delegation versteht, 
nämlich der Überantwortung von Aufgaben zur selbständigen Erledigung im Rahmen 
der vorgegebenen Grenzmarken. Aber immer weniger sind die Aufgaben so aufteilbar 
und so eindimensional, daß man einfach Einzelaufgaben auf einzelne Personen zuord- 
nen kann. Immer häufiger stehen wir vor der Situation, daß Vorgesetzte eine kom- 
plexere Aufgabe einem größeren Kreis von teilzuständigen Mitarbeitern zur gemein- 
schaftlichen Erledigung überweisen müssen, also eine Art von Kollektiv-Delegation 
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durchführen müssen. In diesem Fall verlagert sich die Aufgabe des Vorgesetzten von 
der Einzelberatung und vom Individualgespräch zur gruppendynamischen Beobachtung 
und zur Gesprächsführung in Gruppen. Dies sind sehr verschiedene Dinge. Für die Steu- 
erung von Gruppen ist es z. B. viel wichtiger, die Hemmnisse für den Erfolg der Grup- 
penarbeit aus dem Weg zu räumen und im übrigen den Prozeß sich selbst zu überlassen, 
während bei der Einzelberatung das gute Zureden und das gezielte Verstärken der 
Triebkräfte möglich und auch wirkungsvoll ist. Können wir beim Einzelgespräch noch 
darauf vertrauen, daß jeder Vorgesetzte in seinem Leben immer wieder Situationen 
ausgesetzt war, in denen er Erfreuliches und Unerfreuliches unter vier Augen mit den 
passenden Worten an den Mann bringen mußte, so ist die Situation der Gruppenfüh- 
rung eine viel weniger gewohnte; sie ist auch in Schulen und Hochschulen nie erlernt 
worden. 

Was sich hier als Schwierigkeit darstellt, verstärkt sich noch bei der Steuerung der- 
jenigen Gruppen, welche nicht formell unterstellt sind, sondern beispielsweise als Pro- 
jektgruppe mit Teilnehmern aus den unterschiedlichsten Arbeitsbereichen eines Unter- 
nehmens besetzt sein kann. Auch für diese Gruppe gilt ganz allgemein, daß ihr Erfolg 
letztlich davon abhängt, daß sie von einer hierarchisch zuständigen Stelle eingesetzt 
und unterstützt wird und notfalls Rückendeckung erhält. Aber wie häufig ist der ge- 
meinsame Vorgesetzte all dieser Teilnehmer der Projektgruppen erst ganz oben in der 
Unternehmensspitze ausfindig zu machen. Oft fehlt schon das Bewußtsein dafür, daß 
es in der Zwischenebene für manche Projektgruppen überhaupt keinen gemeinsamen 
Vorgesetzten gibt. Diese Gruppen sind dann bei ihrer Arbeit oft alleingelassen, geraten 
unter Umständen in das Kompetenzgerangel der nur teilzuständigen Zwischeninstan- 
zen und bleiben mit ihrer Arbeit stecken. Derartige Projektgruppen verlangen deshalb 
eine Führung an der ganz langen Leine von der obersten Stelle aus. Die Mittel dieser 
Führung sind wiederum andere als diejenigen, die der direkte Vorgesetzte zur Steue- 
rung einer Arbeitsgruppe an der mittleren Leine benutzen muß. Hier spielen die Si- 
gnale der obersten Führung an die Zwischeninstanzen oft eine maßgebliche Rolle. 

Die Zusammenführung der Mitarbeiter in den verschiedensten Spielarten der hori- 
zontalen oder diagonalen Zusammenarbeit ist die eigentlich neue Herausforderung an 
die Führungskräfte. Sie verlangt zusätzlich zur fachlichen Qualifikation eine Führungs- 
qualität, die als Menschenführung zwar allgemein Umrissen werden kann, aber doch 
eine gehörige Portion organisationspsychologisches Know how beinhaltet. Und dies ist 
auch eine Frage der Bildung. 

Diese Akzentverschiebung hat weitreichende Konsequenzen für alle Vorgesetzten. 
Sie. sind in ihrer Führungsqualität nicht mehr primär danach zu beurteilen, wie sehr sie 
sich selbst ins rechte Licht rücken und wie sehr sie selbst ihre Ellenbogen gebrauchen, 
sondern sie sind primär danach zu beurteilen, wie sie es schaffen, daß die ihnen zuge- 
ordneten Mitarbeiter die geforderte Leistung bringen. Führungsleistung ist insoweit die 
Fähigkeit, Leistungen bei anderen erzeugen zu können und dies wiederum mit dem be- 
sonderen Akzent auf der Teamleistung gegenüber der früher sehr viel stärker abverlang- 
ten Individualleistung. 

Wir haben dies in unseren Grundsätzen zum Ausdruck gebracht. 

Ob es in der Praxis gelingen wird, gerade diese entscheidenden Kriterien handlich 
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und brauchbar zu machen, wird über den Erfolg der Anwendung von Grundsätzen für 
Zusammenarbeit und Führung mitentscheiden. 



9. Gruppenarbeit ist ein gemeinschaftlicher Lernprozeß 

Die vielfältigen Erfahrungen mit Arbeitsgruppen lehren uns, daß eine erfolgreiche 
Gruppenarbeit immer ein erfolgreich verlaufener gemeinschaftlicher Lernprozeß ist. 
Arbeitsgruppen scheitern in der Regel, wenn nicht dieses offene Lernverständnis zu- 
grunde liegt und in den Gesprächen und in der Arbeit ,, gemauert“ wird. 

Welch gehörige Portion Pädagogik jedem einzelnen Teilnehmer einer erfolgreichen 
Arbeitsgruppe abverlangt wird, ist uns inzwischen bewußt geworden. Welche Abstrah- 
lung dies jedoch auf die wichtige Funktion des Vorbildes hat, bleibt häufig verborgen-, 
selbst wenn man grundsätzlich genau weiß, daß das Vorbild eine prägende Bedeutung 
hat. Wenn vorbildhaftes Verhalten nämlich bedeutet, daß man das, was man anderen 
abverlangt, selbst an den Tag legt, dann ist vorbildhaftes Verhalten immer mehr da- 
durch gekennzeichnet, daß der Vorgesetzte selbst sich als Lernender darstellt und nicht 
eine Position einnimmt, in der er selbst sich als fertig und allwissend versteht. Wer 
nicht alles weiß als Vorgesetzter, gibt sich keine Blöße. Wer als Vorgesetzter alles bes- 
ser weiß, braucht keine Menschen zu seiner Unterstützung, sondern Maschinen. Und 
für die meisten Vorgesetzten gilt, daß sie gleichzeitig wiederum sich in einer Rolle als 
geführter Mitarbeiter und als Kollege bewegen, wo es primär auf Lernwilligkeit und 
Lernfähigkeit ankommt. Vorbildhaftes Verhalten ist insoweit immer ein glaubwürdiges 
und gereimtes Verhalten, und man sollte sich deshalb in der Rolle des Führenden 
immer so verhalten, wie man es in der Rolle des Geführten auch vertreten könnte. Hier 
kehrt die Erkenntnis der Entsprechung von Rechten und Pflichten für die funktionie- 
rende Zusammenarbeit wieder. Es ist nur allzu menschlich, daß man in diesen beiden 
Rollen versucht ist, mit zweierlei Maß zu messsen. Die Aufgabe eines Führungsleitbil- 
des jedoch ist es, den Mitarbeitern bewußt zu machen, daß auf die Dauer und für alle 
zweierlei Maß nicht möglich ist. Führen und Sichführenlassen müssen deshalb in einem 
,, Verhaltensreim“ stehen. Diesem Zusammenhang tragen die Hoechster Grundsätze in- 
soweit Rechnung, als für alle Führungsaufgaben nicht nur die Pflichten des Vorgesetz- 
ten, sondern zugleich auch die Pflichten des geführten Mitarbeiters aufgeschrieben 
sind. Erst die Verzahnung dieser beiden Pflichtenkreise, die man spiegelbildlich ja auch 
als Anspruchskreise sehen kann, gewährleistet eine erfolgreiche Zusammenarbeit und 
Führung. 



10. Pädagogische Akzente liegen auch in den Einzel-Führungsinstrumenten 
verborgen 

Bei der Führung von Arbeitsgruppen und in der Gestaltung der Teamarbeit tritt eine 
stark pädagogische Komponente von Führung und Zusammenarbeit besonders hervor. 
Sie ist jedoch ebenso in den uns wohlbekannten Führungsinstrumenten zur Bewälti- 
gung von Einzel-Führungssituationen angelegt. Denn für alle Führungssituationen gilt: 
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die Selbsterkenntnis und die Eigensteuerung ist eine wichtige Voraussetzung für die 
mit der Führung gewollte Fremdsteuerung. Erfolgreiche Führung beruht oft darauf, 
daß der Vorgesetzte es versteht, den Prozeß der Eigensteuerung bei seinen Mitarbeitern 
anzustoßen und aufrechtzuerhalten. 

Der Beurteilungsvorgang zum Beispiel wird treffender, wenn man das Selbstbild des 
Beurteilten mit dem Fremdbild des Vorgesetzten konfrontiert und sich gemeinsam 
über die Abweichungen unterhält. Dann tritt auch deutlicher zutage, daß letztlich das 
Mitarbeitergespräch im Anschluß an den Beurteilungsvorgang der Persönlichkeitsfin- 
dung und der Persönlichkeitsentwicklung des Beurteilten dient und alle weiteren Maß- 
nahmen von diesem Befund ausgehen müssen. 

Es ist auch ein bewährtes Mittel zur Überprüfung des eigenen Informationsstandes 
und des eigenen Verständnisses, es anderen zu erklären. Erst wenn man etwas, das man 
verstanden zu haben glaubt, auch anderen verständlich machen kann, hat man es mit 
Sicherheit wirklich verstanden. Schon diese Erkenntnis müßte Vorgesetzte dazu brin- 
gen, auf den empfangenen Informationen nicht selbst sitzenzubleiben. Wenn sie sie 
weitergeben, verstärkt sich auch für sie selbst die Gewißheit, einen Zusammenhang 
richtig verstanden zu haben. 

Jede Erfolgskontrolle läßt sich als Lernhilfe verstehen, jede Zielsetzung ist immer 
dann am ehesten gewährleistet, wenn sie als pädagogischer Ansporn gemeint ist und 
nicht über- oder unterfordert. Partizipation ist nichts anderes als der Wunsch der Mit- 
arbeiter, gefragt zu werden und durch eigene Überlegung zu einem Ergebnis zu kom- 
men. 

Die Beachtung all dieser Zusammenhänge wird oft unter dem Schlagwort der Moti- 
vation gefordert. Dieser Begriff ist hilfreich, solange man erkennt, daß die Motivation 
kein eigenständiges spezielles Führungsinstrument ist, sondern die Anwendung der ein- 
zelnen Führungsinstrumente insgesamt als eine pädagogische Gesamtaufgabe gesehen 
werden muß. 

Die moderne Führungsaufgabe hat mehr mit Pädagogik und mehr mit Lehren und 
Lernen zu tun als uns bisher bewußt ist. Moderner Führungsstil ist am ehesten als päda- 
gogischer Führungsstil zu charakterisieren. Eine moderne Führungskraft muß etwas 
Ähnliches sein wie ein Coach, ein Trainer. 

Eine Führungsaufgabe wird bewältigt, wenn es dem Vorgesetzten gelingt, eine Ar- 
beitssituation möglichst in eine Lernsituation zu verwandeln, die Arbeitsmotivation in 
eine Lernmotivation zu überführen und wenn ein Mitarbeiter ein Erfolgserlebnis als die 
Bestätigung eines Lernvorgangs empfinden kann. 



11. Es gibt keinen Patentführungsstil für die Hoechst AG 

Im Zusammenhang mit den Grundsätzen für Zusammenarbeit und Führung wird von 
Mitarbeitern manchmal die Frage gestellt, ob denn an all den Aussagen zur Führung 
und Zusammenarbeit nicht so etwas wie ein Hoechster Führungsstil ablesbar sein 
müßte. 

Hier sind Anklänge an die in der Literatur beschriebenen verschiedenen Führungs- 
stile herauszuhören. Die idealtypische Unterscheidung von autoritärem, kooperativem 
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und demokratischem (besser soziokratischem) Führungsstil ist zur Grobcharakterisie- 
rung eines Entwicklungstrends brauchbar; sie versagt aber, wenn in einem Unterneh- 
men tausende von verschiedenen Menschen in verschiedenen Situationen mit verschie- 
denen Aufgaben betraut sind. Dies soll die folgende Abbildung verdeutlichen. 





Autokratischer Bereich 
= selbst tun 


Kooperativer Bereich 
= gemeinsam tun 


Soziokratischer Bereich 
= andere bzw. die Mehr- 
heit tun lassen 
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Es wird wohl nur selten gelingen, daß für einen gesamten Problemkreis, also für die 
Phasen der Problemfindung, der Problemanalyse, der Entscheidung und der Kontrolle 
der Problemlösung ein Verhalten nur im autoritären, nur im kooperativen oder nur im 
soziokratischen Feld angesiedelt sein kann. 

Wir hielten es für hilfreicher, in einer verfassungsähnlichen Niederlegung von Ver- 
haltensgrundsätzen die Orientierung für die verschiedensten denkbaren Situationen zu 
ermöglichen. 

Über die Mixtur der verschiedenen Führungsgrundsätze, Methoden, Instrumente 
und Techniken im Einzelfall muß jede Führungskraft selbst entscheiden. Jeder Fall ver- 
langt seine eigene Zusammensetzung in den Verhaltensweisen. 

Man kann Führungskräften die Entscheidung nicht abnehmen, auch nicht durch die 
besten Führungsgrundsätze. 

Aber man kann sie ausrüsten für ihre Entscheidungen. Dies sollen und wollen unsere 
Grundsätze für Zusammenarbeit und Führung bewirken. 




Lernprozesse im Rahmen der Organisations 
Planung und Organisationsentwicklung 

Von Erwin Grocbla* 



L Die Analyse betrieblicher Lernprozesse als betriebswirtschaftliches 
Erkenntnisproblem 



Die Unternehmung als offenes, sozio-technisches System agiert heute in einer zuneh- 
mend komplexen und dynamischen Umwelt. Dies konfrontiert sie mit dem perma- 
nenten Problem, sich im Hinblick auf ihre oberste Maxime — Systemerhaltung — und 
die effiziente Erreichung ihrer technisch-ökonomischen und sozialen Ziele den sta- 
bilitäts- und effizienzgefährdenden Entwicklungen der Umwelt anpassen zu müssen 1 . 

Der ständig auf die Unternehmung einwirkende Anpassungsdruck macht es not- 
wendig, sich theoretisch mit dem Verlauf der Anpassungsprozesse von Unterneh- 
mungen auseinanderzusetzen. Hierbei ist es im Sinne einer dynamischen Betrach- 
tung des Unternehmungsverhaltens von besonderem Erkenntnisinteresse, eine de- 
taillierte Analyse der diesem Anpassungsvorgängen zugrundeliegenden Lernprozesse 
vorzunehmen 2 . Mittelpunkt einer derartigen Analyse sollte dabei vor allem die Klä- 
rung der Frage sein, wie die für die unternehmungsspezifischen Anpassungsentschei- 
dungen verantwortlichen Aktionsträger dazu kommen, diesen Entscheidungen be- 
stimmte Informationen als relevant zugrunde zu legen, während sie andere dagegen 
ausschließen. 

Die Analyse der sich innerhalb der Unternehmung vollziehenden Lernprozesse muß 
in Anbetracht der verschiedenartigsten Aktionsfelder der Unternehmung — Mitarbeiter, 
Kunden, Konkurrenten, Lieferanten, Staat, Verbände etc. — grundsätzlich auf eine 



* Meinem Mitarbeiter, Herrn Dr. Axel Eckhardt danke ich für die Unterstützung bei der Vorberei- 
tung dieses Beitrages. 

1 Vgl. Grochla, Erwin, Systemtheoretisch-kybernctische Modellbildung betrieblicher Systeme, in: 
Systemtheorie und Betrieb, hrsg. von E. Grochla, H Fuchs und H. Lehmann. Opladen 1974, 
S. 1 1 ff.; Szyperski, Norbert, Interdependenzen und Komplexität von Anpassungs- und Lern- 
aufgaben der Unternehmung, in: ZfO, 38. Jg. 1969, S. 59. 

2 Vgl. Kappler, Ekkehard, Systemcntwieklung — Lernprozesse in betriebswirtschaftlichen Orga- 
nisationen, Wiesbaden 1972, S. 18 ff. 
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Vielzahl von Objektbereichen ausgerichtet sein. Hier soll der Objektbereich der orga- 
nisatorischen Strukturanpassung in den Vordergrund gestellt werden, da die Vorgänge 
der organisatorischen Strukturierung in erheblichem Maße in die anderen Aktionsbe- 
reiche der Unternehmung hineinwirken und dort den für ein effizientes Agieren der 
Unternehmung in der Umwelt erforderlichen Ordnungszusammenhang schaffen. Aus- 
gehend von der These, daß die Prozesse der organisatorischen Gestaltung ohne die Be- 
rücksichtigung von Lernvorgängen nicht adäquat erklärt und beeinflußt werden kön- 
nen 3 , ist dabei vor allem eine Analyse der betrieblichen Lernprozesse im Rahmen der 
Organisationsplanung und Organisationsentwicklung vorzunehmen, zumal sich an die- 
sen die Notwendigkeit lebenslangen Lernens in der Wirtschaft besonders anschaulich 
erkennen läßt. 



II. Die Organisationsplanung und Organisationsentwicklung als Objekt- 
bereich betrieblicher Lernprozesse 



Organisationsplanung und Organisationsentwicklung werden als Gestaltungskonzep- 
tionen in neuerer Zeit zunehmend diskutiert. Sie sind bezüglich ihres voneinander ab- 
weichenden Gegenstandsbereiches und ihrer verschiedenartigen Ziele grundsätzlich un- 
terschiedlich zu betrachten. Hinsichtlich der in ihrem Rahmen ablaufenden Lernpro- 
zesse lassen sie jedoch wesentliche Übereinstimmungen erkennen. 



1. Die Organisationsplanung 

1.1 Konzeption und Ziele der Organisationsplanung 

Die Konzeption der Organisationsplanung baut auf einem instrumentalen Organisa- 
tionsbegriff auf, der die Organisation als System von intendiert dauerhaften Verhal- 
tens- und Funktionsregeln zur Sicherung der betrieblichen Aufgabenerfüllung (Orga- 
nisationsstruktur) versteht. Ihr kommt heute, vor allem im Hinblick auf 

— die steigende Veränderungsrate der internen und externen Gestaltungsbedingungen, 
etwa in Form einer Verkürzung der Produktlebenszyklen, einer Beschleunigung des 
technischen Fortschritts, gesetzlicher Veränderungen etc. und 

— den Einstellungswandel zu den bekannten Organisationsformen in Wissenschaft und 
Praxis 

zunehmende Bedeutung zu. Gegenstand der Organisationsplanung ist in erster Linie 
die fundierte Vorbereitung, gedankliche Vorwegnahme und rationale Konzipierung 



3 Vgl. Blohm,Hans, Wege zu einem problemadäquaten Wissenschaftsziel der Organisationslehre, 
in: Wissenschaftliche Betriebsführung und Betriebswirtschaftslehre, Festschrift für O. Schnuten- 
haus, hrg. von W. Kroeber-Riel und C. W. Meyer, Berlin 1969, S. 27 ff. 
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von Systemen organisatorischer Verhaltens- und Funktionsregeln 4 . Durch Organisa- 
tionsplanung erfolgt dabei eine Einbindung der zu treffenden organisatorischen Gestal- 
tungsentscheidungen in das unternehmungspolitische Instrument der Planung, wo- 
durch die Organisation als Instrument der Unternehmungsführung erst die ihr gebüh- 
rende Stellung im Rahmen der Unternehmungsstrategie und -politik erhält. 

Die der Organisationsplanung zugrundeliegende Zielsetzung kann unmittelbar aus 
ihrem Gegenstandsbereich abgeleitet werden. Ihr Hauptziel besteht darin, eine situa- 
tionsadäquate und unter technisch-ökonomischen sowie sozialen Gesichtspunkten ef- 
fiziente Organisationsstruktur zu schaffen, die auf der einen Seite die erforderliche 
Stabilisierung des betrieblichen Ordnungsgefüges gewährleistet, auf der anderen Seite 
aber auch die erforderliche Anpassungsfähigkeit besitzt, um den Erfolg der Unterneh- 
mung in der Gesamtwirtschaft sowie die Entfaltungsmöglichkeiten für die Mitarbeiter 
zu sichern 5 . Ein weiteres Ziel der Organisationsplanung ist — abgeleitet aus dieser 
Hauptzielsetzung — darüber hinaus auch darin zu sehen, den komplexen Prozeß der 
Schaffung und Einführung einer Organisationsstruktur selbst möglichst effizient zu ge- 
stalten, d. h. eine situationsadäquate und durch einen vergleichsweise geringen Res- 
sourcenaufwand gekennzeichnete Gestaltungsstrategie einzuschlagen. 

Will eine Unternehmung die genannten Ziele durch eine Organisationsplanung errei- 
chen, sind von ihr eine Reihe von Anforderungen zu beachten. Im einzelnen kann eine 
Organisationsplanung dann als effizient angesehen werden 6 , wenn 

— nicht lediglich ad hoc disponiert, sondern langfristig und systematisch geplant wird, 
um einerseits die Organisationsstruktur auf die langfristigen Entwicklungen in der 
Umwelt abstimmen und andererseits durch entsprechende unternehmungspolitische 
Maßnahmen langfristig die Entwicklung der Unternehmung im Hinblick auf die or- 
ganisatorischen Notwendigkeiten steuern zu können 

— nicht nur reagiert wird, sondern organisatorische Probleme und Lösungsmöglichkei- 
ten antizipiert werden, um durch die Früherkennung der Gestaltungsnotwendigkei- 
ten organisatorische Krisen weitgehend vermeiden und die erforderlichen Struktu- 
rierungsmöglichkeiten rechtzeitig und ohne Zeitdruck einleiten zu können 

— nicht nur sporadisch, sondern permanent geplant wird, um die im Interesse der Un- 
ternehmungsziele erforderlichen strukturellen und personellen Anpassungsmaßnah- 
men in verträglicher Dosis halten zu können 

— sichergestellt ist, daß die Planung ausreichend flexibel ist, um kurzfristigen, nicht 
antizipierten Situationsänderungen angepaßt werden zu können und 

— eine Abstimmung zu den anderen Teilbereichen der Unternehmungsplanung er- 
folgt. 



4 Dieser Begriff der Organisationsplanung deckt sich weitgehend mit dem von Bleicher, Knut, 
Unternehmungsentwicklung und Organisationsplanung, in: ZfO, 45. Jg. 1976, Teil II, S. 107. 

5 Vgl. Grochla, Erwin, Unternehmungsorganisation — Neue Ansätze und Konzeptionen, Reinbek 
bei Hamburg 1972; sowie Grochla, Erwin, Aktuelle Strukturierungskonzeptionen in der Organi- 
sationslehre, in: Elemente der organisatorischen Gestaltung, hrsg. von Erwin Grochla, Reinbek 
bei Hamburg 1978. 

6 Vgl. Grochla, Erwin, Organisationsplanung und -entwicklung als permanente Aufgabe der 
Unternehmensführung, in: Organisationsplanung und Organisationsentwicklung — Theorie und 
Praxis, Schriftenreihe der Arbeitsgemeinschaft für Rationalisierung des Landes Nordrhein-West- 
falen, Heft 182, Dortmund 1977, S. 10. 
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1.2 Die Bereiche der Organisationsplanung 

Im Hinblick auf die Lösung organisatorischer Gestaltungsprobleme gilt es zwei Arten 

von Gestaltungsentscheidungen, und zwar 

— strukturelle Gestaltungsentscheidungen über eine situationsadäquate und effiziente 
Organisationsstruktur sowie 

— strategisch-dispositive Gestaltungsentscheidungen über eine situationsadäquate und 
effiziente Vorgehensweise zur Schaffung und Einführung einer derartigen Organisa- 
tionsstruktur 

zu treffen. Beide Arten von Gestaltungsentscheidungen sind im Rahmen der Organisa- 
tionsplanung sowohl 

— auf einer etwas generelleren, längerfristig orientierten Ebene im Sinne einer Rah- 
menplanung als auch 

— auf einer konkret situationsbezogenen Ebene im Sinne einer projektbezogenen De- 
tailplanung 

gedanklich vorzubereiten. Durch Zusammenführung dieser Aspekte ergeben sich daher, 

wie auch die folgende Abbildung 1 verdeutlicht, vier Bereiche der Organisationsplanung. 



— 


Rahmenplanung 


Detail- bzw. 
Projektplanung 


Strukturelle Gestaltungs- 


strukturelle 
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entscheidungen 


Rahmenplanung 
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strategisch -disp osi tive 
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Rahmenplanung 
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Abb. 1: Bereiche der Organisationsplanung 



(1) Die strukturelle Rahmenplanung 

Gegenstand der strukturellen organisatorischen Rahmenplanung ist die gedankliche 
Vorwegnahme bzw. rationale Konzipierung derjenigen Verhaltens- und Funktionsre- 
geln, durch die eine effiziente Erfüllung der betrieblichen Aufgaben für die Zukunft si- 
chergestellt werden kann. Sie hat daher die Funktion, die Organisationsstruktur länger- 
fristig mit den Entwicklungen der Umwelt und der Unternehmung abzustimmen und 
zu harmonisieren. Durch eine strukturelle Rahmenplanung muß letztlich gewährleistet 
werden, daß die Organisation der Unternehmung die „Kontinuität“ verleiht, „die sie 
befähigt, inmitten der Umweltdynamik und -varianz überleben zu können 7 “. 

Die strukturelle Rahmenplanung enthält, da die Entwicklungen der Umwelt in aller 
Regel mit einem erheblichen Maß an Ungewißheit verbunden sind, naturgemäß ledig- 
lich relativ grobe Festlegungen bezüglich der erforderlichen Strukturierungsmaßnah- 



7 Vgl. Bleicher, Knut, Unternehmungsentwicklung und Organisationsplanung, a. a. ()., S. 107. 
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men. Sie umfaßt im Sinne einer Formulierung von strukturellen organisatorischen Zwi- 
schenzielen daher im wesentlichen die Erarbeitung der grundlegenden organisato- 
rischen Strukturierungsprinzipien, wie etwa die Fixierung 

— der Art der Aufgabenspezialisierung (z. B. funktional oder divisional) 

— des grundsätzlich anzustrebenden Ausmaßes der Automatisierung 

— des grundsätzlich anzustrebenden Ausmaßes der Mitarbeiterpartizipation etc. 



(2) Die strategisch-dispositive Rahmenplanung 

Gegenstand der strategisch-dispositiven Rahmenplanung ist die längerfristige Fixierung 
der grundsätzlichen Vorgehensweise bzw. der generellen Richtlinien für das Vorgehen bei 
der Bewältigung organisatorischer Gestaltungsaufgaben. Ihr kommt die Funktion zu, 
eine Rahmenvorgehensweise zu entwickeln, die auf die angestrebte strukturelle Rah- 
menkonzeption sowie die Unternehmungsphilosophie abgestimmt ist und eine gewisse 
Kontinuität im Gestaltungsvorgehen der Unternehmung gewährleistet. Hierzu' hat sie 
zum einen z. B. Festlegungen darüber zu treffen, 

— welche Gestaltungsträger für die Erfüllung der organisatorischen Gestaltungsaufga- 
ben grundsätzlich einzusetzen sind, 

— welche Organisationsform grundsätzlich für die Durchführung organisatorischer Ge- 
staltungsvorhaben zu wählen ist, 

— in welchem Ausmaß generell die betroffenen Systemmitglieder an der organisato- 
rischen Gestaltung zu beteiligen sind etc. 

Darüber hinaus fällt in ihren Aufgabenbereich aber auch die Erarbeitung genereller 
Richtlinien zur Koordination der Aufeinanderfolge der organisatorischen Einzelpro- 
jekte, was etwa in Form der Festlegung von Projektprioritäten geschehen kann. 



(3) Die strukturelle Detail- bzw. Projektplanung 

Die strukturelle Detail- bzw. Projektplanung vollzieht sich im Rahmen der durch die 
strukturelle Rahmenplanung vorgegebenen Orientierungsdaten. Sie beinhaltet die Pla- 
nung der zur Verwirklichung der angestrebten organisatorischen Grundkonzeption er- 
forderlichen strukturellen Einzelmaßnahmen und umfaßt etwa Entscheidungen dar- 
über, 

— wie die Divisionen und Zentralbereiche bei einer angestrebten Divisionalisierung 
konkret voneinander abzugrenzen sind, 

— welche Systemmitglieder im Hinblick auf eine generell vorherrschende Partizipa- 
tionstendenz konkret an welchen Entscheidungen zu beteiligen sind, 

— welche Aufgabenerfüllungsprozesse bei einer grundsätzlich angestrebten Automati- 
sierung konkret maschinellen Aktionsträgern zu übertragen sind etc. 

Kennzeichnendes Merkmal der strukturellen Projektplanung ist ihre konkrete Situa- 
tionsbezogenheit. Für sie haben aufgrund ihrer relativ kurzfristigen Perspektive die Ge- 
staltungsbedingungen daher in aller Regel den Charakter unveränderbarer Gestaltungs- 
restriktionen, an denen die Strukturierungsentscheidungen auszurichten sind. 
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(4) Die strategisch-dispositive Detail- bzw. Projektplanung 

Die strategisch-dispositive Detail- bzw. Projektplanung knüpft unmittelbar an die stra- 
tegisch-dispositive Rahmenplanung an. Sie hat die Funktion, die generellen Vorgehens- 
richtlinien für die organisatorische Gestaltung im Hinblick auf die sich aus der Kom- 
plexität, Neuartigkeit, Dringlichkeit sowie Reichweite der konkreten Gestaltungsauf- 
gabe ergebenden Anforderungen und unter Beachtung der in der Unternehmung vor- 
handenen Problemlösungskapazität sowie der gesetzlichen Mitbestimmungsrechte der 
Systemmitglieder zu spezifizieren und die Art und Weise des Vorgehens im Einzelpro- 
jekt zu determinieren. Im einzelnen beinhaltet die strategisch-dispositive Projektpla- 
nung daher etwa Festlegungen darüber, 

— welche Gestaltungsträger konkret mit der Erfüllung der projektbezogenen Gestal- 
tungsaufgaben zu betrauen sind, 

— in welcher Weise die Zusammenarbeit der Gestaltungsträger im Einzelprojekt gere- 
gelt werden soll, 

— welche Gestaltungstechniken zur Bewältigung der Gestaltungsaufgabe konkret zum 
Einsatz zu bringen sind, 

— wie etwaige Konflikte bzw. Widerstände im Rahmen des einzelnen Gestaltungspro- 
jektes geregelt werden sollen etc. 



1.3 Die Träger der Organisationsplanung 

Als Träger der Organisationsplanungsaufgaben kommen grundsätzlich 

— das Management, 

— interne Organisationsspezialisten, 

— externe Organisationsspezialisten sowie 

— Mitarbeiter der betroffenen Fachbereiche 

in Betracht. Die organisatorische Rahmenplanung dürfte hierbei jedoch in aller Regel 
ausschließlich in den Aufgabenbereich des Managements fallen, das sich bei der Er^ 
füllung dieser Aufgabe allerdings von Fall zu Fall durch externe Organisationsspezia- 
listen ergänzen läßt 8 . Diese hochrangige Trägerschaft ergibt sich vor allem aus der en- 
gen Kopplung der organisatorischen Rahmenplanung mit anderen wichtigen und po- 
tentiell „organisationswirksamen“ betrieblichen Planungsbereichen, wie etwa der Ab- 
satz-, Investitions- und Personalplanung 9 . Sie hat ihre entscheidende Ursache nicht zu- 
letzt aber auch in der inneren Verknüpfung der Organisationsplanung mit der ohnehin 
in den Aufgabenbereich des Managements fallenden Wahl bestimmter Unternehmungs- 
strategien 10 . 



8 Vgl. hierzu auch die empirischen Befunde von Thom, Norbert, Zur Effizienz betrieblicher Inno- 
vationsprozesse, Köln 1976, S. 514 ff. 

9 Vgl. Vöros, Leopold, Organisationsplanung, in: Organisationsleiterhandbuch, hrsg. von Alfred 
Degelmann, 2. Aufl., München 1968, S. 1 433. 

10 Vgl. hierzu im einzelnen Kubicek, Herbert/Thom, Norbert, Umsystem, betriebliches. In: Hand- 
wörterbuch der Betriebswirtschaft, hrsg. v. Erwin Grochla und Waldemar Wittmann. 4. Aufl., 
Bd. 3, Stuttgart 1976, Sp. 4002 ff. 
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Bezüglich der projektbezogenen Organisationsplanungsaufgaben ist demgegenüber 
eine Delegation an nachgeordnete Stellen oder Abteilungen, etwa interne Organisa- 
tionsspezialisten oder Mitarbeiter der betroffenen Fachbereiche die Regel. Häufig wird 
zur Bewältigung organisatorischer Gestaltungsprojekte auch eine teamorientierte Orga- 
nisationsform geschaffen, die die Bildung eines Pianungsteams aus internen und exter- 
nen Organisationsspezialisten sowie Mitarbeitern der betroffenen Fachbereiche vor- 
sieht, zu denen in bestimmten Phasen des Planungsprozesses ein kompetenter Ent- 
scheidungsausschuß aus Mitgliedern des Managements sowie repräsentative Informa- 
tionsgruppen aus Mitarbeitern der geplanten Bereiche hinzutreten 11 . 



2. Die Organisationsentwicklung 

2.1 Konzeption und Ziele der Organisationsentwicklung 

Die Konzeption der Organisationsentwicklung (Organization Development ) 12 und die 
mit ihr in engem Zusammenhang stehende Konzeption des geplanten organisatorischen 
Wandels (Planned Organizational Change ) 13 erfassen — im Gegensatz zu der vorwiegend 
auf die organisatorische Strukturierung betrieblicher Gesamt- und Subsysteme bezoge- 
nen Konzeption der Organisationsplanung — Verhaltensänderungen auf der Ebene des 
Individuums und Änderungen seines sozialen Beziehungsfeldes in der Unternehmung. 
Den Ausgangspunkt der Organisationsentwicklung bildet die Annahme, daß das Ver- 
halten der Systemmitglieder entscheidend durch ihre Einstellungen, Rollenerwartun- 
gen, Normen und Bedürfnisse geprägt sei; hierauf aufbauend steht in ihrem Mittel- 
punkt der Versuch, durch Gruppentraining, Rollenspiele und Action Research Pro- 
gramme eine Änderung der Einstellungen und des Verhaltens der Systemmitglieder, 
zumindest aber der leitenden Systemmitglieder, herbeizuführen. Zugrunde liegt die- 
sem Versuch die Absicht, die Systemmitglieder zu befähigen, die anstehenden organi- 
satorischen Gestaltungsprobleme besser lösen zu können, so daß die Organisationsent- 
wicklung letztlich als strategische Alternativkonzeption verhaltenstheoretischer Prä- 
gung zur Lösung des Problems der organisatorischen Gestaltung interpretiert werden 
kann. 



11 Vgl. Förster, Günter, ürganisationsplanung und Organisationsentwicklung in der Praxis einer 
internationalen Industrieunternehmung, in: Organisationsplanung und Organisationsentwick- 
lung — Theorie und Praxis, Schriftenreihe der Arbeitsgemeinschaft für Rationalisierung des 
Landes Nordrhein-Westfalen, Heft 182, Dortmund 1977, S. 30 ff. 

12 Vgl. hierzu vor allem Bennis, Warren G., Organization Development — lts Nature, Origins and 
Prospeets, Menlo Park, Cal. (u. a.) 1969; French, Wendeil L / Bell, Ceeil, Organization Develop- 
ment - Behavioral Science Interventions for Organization Improvement, Englewood Cliffs, 
N. J. 1973; Friedlander, Frank/Brown, L. Dave, Organzation Development, in: Annual Review 
of Psychology, 25. Jg. 1974, S. 313 — 340; Gebert, Diether, Organisationsentwicklung — Pro- 
bleme des geplanten organisatorischen Wandels, Stuttgart (u. a.) 1974. 

13 Vgl. hierzu vor allem Bennis, Warren G., Changing Organizations, New York (u. a.) 1966; 
Dienstbach, Horst, Dynamik der Unternehmungsorganisation — Anpassung auf der Grundlage 
des „Planned Organizational Change“ Wiesbaden 1973; Lippitt, Ronald/Watson, Jeanne/West- 
ly, Bruce, The Dynamics of Planned Change - A Comparative Study of Principles and Teehni- 
ques, New York (u. a.) 1958. 
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Die globale Zielsetzung der Organisationsentwicklung kann in grober Vereinfa- 
chung wie folgt Umrissen werden 14 : 

1. Einerseits wird eine Humanisierung der Arbeitswelt, mehr Raum für Persönlichkeits- 
entfaltung und Selbstverwirklichung angestrebt. Den individuellen Bedürfnissen der 
Systemmitglieder ist hierbei verstärkt Rechnung zu tragen. 

2. Andererseits geht es um die Steigerung der Leistungsfähigkeit einer Organisation, 
um mehr Flexibilität, Veränderungs- und Innovationsbereitschaft, wobei insbeson- 
dere die Verbesserung der zwischenmenschlichen Kommunikation und Kooperation, 
die Versachlichung der Konfliktaustragung, die Schaffung eines Problembewußt- 
seins und die Förderung der Kreativität der Systemmitglieder im Vordergrund zu 
stehen haben. 

Neben dem Humanisierungsziel stellt die Organisationsentwicklung demzufolge also — 
was keineswegs verkannt werden darf — vor allem auch den Leistungsaspekt der Orga- 
nisation in den Vordergrund 15 . Sie läßt sich dabei im wesentlichen von der zwar plau- 
siblen, theoretisch aber aufgrund der Vielfalt intervenierender Variablen keineswegs ge- 
klärten Annahme leiten, daß die zunehmende Gewährung von Selbstentfaltungsmög- 
lichkeiten am Arbeitsplatz einen positiven Einfluß auf die Leistungsfähigkeit der Orga- 
nisationsmitglieder ausübt. 



2.2 Die Bereiche der Organisationsentwicklung 

Ähnlich wie die Organisationsplanung greift die Organisationsentwicklung aufgrund ih- 
rer Intention, die Systemmitglieder zu einer besseren Lösung der anstehenden Gestal- 
tungsprobleme zu befähigen, sowohl in den strukturellen, als auch in den strategisch- 
dispositiven Bereich der organisatorischen Gestaltung ein, wenngleich sie auch ihrem 
Schwerpunkt nach vorwiegend auf den strategisch-dispositiven Bereich bezogen ist. 

Im strukturellen Bereich der organisatorischen Gestaltung geht es ihr in erster Linie 
um die Einflußnahme auf die zu treffenden Strukturierungsentscheidungen bzw. die 
konkrete Organisationsstruktur als Ergebnis dieser Entscheidungen. Im Vordergrund 
dieses Bereiches der Organisationsentwicklung steht daher das Bemühen, das für die 
Strukturierungsentscheidungen erforderliche konzeptionelle Wissen der Gestaltungs- 
träger auszuweiten. Parallel hierzu strebt die Organisationsentwicklung in diesem Zu- 
sammenhang auch eine Beeinflussung der Einstellungen und Werte der für die Struk- 
turierungsentscheidungen verantwortlichen Gestaltungsträger in Richtung auf eine Be- 
fürwortung humanerer, z. B. organischer und teamorientierter Strukturen an. 

Im Vordergrund des strategisch-dispositiven Teilbereichs der Organisationsentwick- 
lung steht das Bestreben, auf das Gesaltungsvorgehen der Gestaltungsträger Einfluß 
zu nehmen. Die in diesem Bereich der Organisationsentwicklung zum Einsatz kom- 
menden Maßnahmen der Einstellungs- und Verhaltensbeeinflussung sind daher vor al- 



14 Vgl. Gebert, Diether, Organisationsentwicklung . . ., a. a. O., S. 11 und 16 ff. 

15 Vgl. Haidekker, Dionys/Langosch, Ingo, Betriebswirtschaftliche Organisationsentwicklung — 
Ansätze zur Integration betriebswirtschaftlicher und verhaltensorientierter Organisations- 
arbeit, in: ZfO, 44. Jg. 1975, S. 336 f. 
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lern darauf abgestimmt, die Gestaltungsträger zu einer sachlichen Form der Konflikt- 
austragung, einer Offenheit in bezug auf die Zusammenarbeit mit anderen Gestal- 
tungsträgern und einem kreativen Problemlösungsstil hinzuführen. 



2.3 Die Träger der Organisationsentwicklung 

Aufgrund seiner verhaltenstheoretischen Basis geht der Ansatz der Organisationsent- 
wicklung von einem festen Konzept der Rollenverteilung für die als Träger der Organi- 
sationsentwicklung infrage kommenden Organisationsmitglieder aus. Primäre Rollen- 
träger in diesem Ansatz sind 

— der Change Agent und 

— das sog. Client System (das geplante (Sub)-System) 16 . 

Diese sind gehalten, bei einem annähernd gleichen Machtverhältnis eng miteinander 
zusammenzuarbeiten 17 , was letztendlich bedeutet, daß die betroffenen Organisations- 
mitglieder gleichgewichtig an der Durchführung organisatorischer Änderungen zu be- 
teiligen sind. 

Der Change Agent oder Änderungspromotor kann verkörpert werden von einem In- 
dividuum, einer Gruppe oder einer eigenständigen Organisation (z. B. einer externen 
Beratungsgesellschaft). Seine erste Aufgabe besteht darin, die Unternehmung mit der 
Realität zu konfrontieren, um ihr bewußt zu machen, daß aufgrund der veränderten 
Umwelt- und Betriebssituation ein organisatorischer Wandel notwendig ist. Er hat so- 
dann bei der Formulierung der Änderungsziele für den geplanten Bereich mitzuwirken 
sowie die Vorgehensweise innerhalb des Änderungsprozesses zu konzipieren. Während 
des Änderungsprozesses treten schließlich an die Stelle der bisher vorherrschenden Be- 
ratungsaufgaben zunehmend Trainingsaufgaben 18 . 

Zu bestimmten Zeitpunkten können im Prozeß des organisatorischen Wandels wei- 
tere (sekundäre) Rollenträger auftreten. Hierzu gehört insbesondere der Change 
Catalyst , der die Funktion hat, Änderungen auszulösen, zu beschleunigen oder zu ver- 
langsamen; er wirkt als Katalysator, Mittler oder Schlichter, steht dem Change Agent 
beratend zur Seite und räumt Differenzen zwischen dem Change Agent und dem 
Client System aus 19 . Dadurch, daß er sich entweder der Position des Change Agent 
oder der des Client System anschließt, wird das Machtgleichgewicht aufgehoben und 
der Prozeßfortschritt sichergestellt. 



16 Vgl. Bennis, Warren G., Theorie und Methodik einer Anwendung der Verhaltenswissenschaft 
auf die Planung organisatorischer Änderungen, in: Elemente der organisatorischen Gestaltung, 
hrsg. von Erwin Grochla, Reinbek bei Hamburg 1978. 

17 Vgl. Bennis, Warren G., Changing Organizations . . ., a. a. O., S. 83. 

18 Zu den Funktionen des Change Agent vgl. Bennis, Warren G., Changing Organizations . . . , 
a. a. O., S. 1 14; Jones, Garth N., Planned Organizational Change — A Study in Change Dynamics, 
London 1968, S. 23; Margulies, Newton/Wallace, John, Organizational Change — Techniques 
and Applications, Gienview Brighton 1973, S. 141. 

19 Zu den Funktionen des Change Catalyst vgl. Jones, Garth N., Planned Organizational Change 
. . . , a. a. O., S. 46 ff.; Mann, F. C./Neff, F. W., Managing Major Change in Organizations, Ann 
Arbor, Mich. 1961 , S. 55. 
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III. Die Analyse der Lernprozesse im Rahmen der Organisationsplanung 
und Organisationsentwicklung 



1. Generelle Merkmale betrieblicher Lernprozesse 

Ausgangspunkt der angestrebten Analyse von Lernprozessen im Rahmen der Organi- 
sationsplanung und -entwicklung muß eine kurze Charakterisierung der generellen 
Merkmale betrieblicher Lernprozesse sein, die sowohl die sich auf der Individualebene 
(der Ebene des einzelnen Systemmitgliedes) als auch die sich auf der kollektiven Ebene 
des Systems vollziehenden Lernprozesse einbezieht. Zugrunde zu legen ist hierbei eine 
von Wiener gegebene kybernetische Begriffsdefinition, in der Lernen als eine Form der 
Rückkoppelung interpretiert wird, bei der das Verhaltensschema eines Individuums 
oder aber eines Systems durch vorangegangene Erfahrungen abgewandelt wird 20 . Be- 




20 Wiener, Norbert, Menseh und Menschmaschine. Frankfurt/M. und Berlin 1952, S. 63 f. Ähn- 
liche Definitionen des Lernens finden sich bei Hilgard, E. R., Theories of Learning, 2. Aufl., 
New York 1956, S. 3; Steinbuch, Karl, Automat und Mensch — Kybernetische Tatsachen und 
Hypothesen, 3. Aufl., Berlin-Heidelberg-New York 1965, S. 195; Stendenbach, F. J.: Lernpro- 
zesse, in: Wörterbuch der Soziologie, 2. Ausgabe, Stuttgart 1969, S. 628; Zypkin, J. S., Adap- 
tion und Lernen in automatischen Systemen — Ergebnisse, Probleme, Perspektiven, München- 
Wien 1966, S. 12 ff. 
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triebliche Lernprozesse lassen sich demzufolge, wie auch die folgende Abb. 2 zum 
Ausdruck bringt, als iterative Trial-und-Error-Prozesse kennzeichnen, in deren Rahmen 
als Folge der Umstrukturierung der Erfahrungen und kognitiven Orientierungspläne 21 
sowie der Informationsbasis eine stufenweise Änderung des Verhaltens im Sinne einer 
Selektion des optimalen Verhaltens erfolgt. 

Steuernder Einfluß auf diesen Prozeß der Verhaltensänderung bzw. -Optimierung 
kommt dem Ausmaß zu, in dem die ,, ausprobierten“ Verhaltensweisen dadurch be- 
lohnt (reinforced) werden, daß die angestrebten Ziele erreicht oder aber die aufgetre- 
tenen Störungen kompensiert worden sind 22 . Gemäß dem empirisch ermittelten “Law 
of Effect“ 23 ist nämlich davon auszugehen, daß im Zuge des betrieblichen Trial- und 
Error-Lernens lediglich die als erfolgreich erachteten Verhaltensmuster dem aktuellen 
sowie zukünftigen Verhalten der Systemmitglieder bzw. des Systems zugrundegelegt 
werden. Zusammenfassend kann der iterative Verlauf betrieblicher Lernprozesse daher 
nun wie folgt dargestellt werden 

— ,, Ausprobieren“ bestimmter Verhaltensweisen 

— Differenzierung und Selektion dieser Verhaltensweisen im Hinblick auf ihren Erfolg 
in der spezifischen Situation ihres Einsatzes 

— Generalisierung der erfolgreichen Verhaltensweisen und Transfer auf ähnliche Si- 
tuationen. 

Anhand der genannten Teilschritte kann allerdings lediglich das Grundschema eines be- 
trieblichen Lernprozesses verdeutlicht werden. Sein konkreter Verlauf ist jedoch in der 
Realität durch eine Vielzahl von spezifischen Bedingungsfaktoren geprägt, die damit 
entscheidenden Einfluß auf den Lernerfolg nehmen. Einige dieser Bedingungsfaktoren 
des Lernens, auf deren detaillierte Diskussion an dieser Stelle verzichtet werden muß, 
faßt überblickartig die folgende Abb. 3 zusammen. 



endogene 


exogene 


— Lemmotivation 

— Intelligenz 


— Gruppen- bzw. Organisationsstruktur 


— physische Verfassung 

— Fähigkeiten 


— Organisationsklima 


— Einstellungen 


— Diskussionsbereitschaft innerhalb der 


— Werte 

— Persönlichkeit 


Gruppe bzw. Organisation 


— physiologische Fähigkeiten 


— Machtverteilung 



Abb. 3: Bedingungsfaktoren des Lernens 24 

21 Vgl. Tolman, E., C., Cognitive Maps in Rats and Men, in: Psychological Review, 55. Jg. 1948, 
S. 192. 

22 Vgl. Kappler, Ekkehard, Systementwicklung . . . , a. a. O., S. 42. 

23 Vgl. Thorndike, E. L., The Psychology of Learning — Educational Psychology, Vol. II. New 
York 1913, S. 4 und die Weiterentwicklungen bei Hüll, C. L., Principles of Behavior, New York 
1943, S. 71 und Skinner, B. F., The Behavior of Organisms. New York 1938, S. 21. 

24 In Anlehnung an Haseloff, Otto W./Jorswieck, Eduard, Psychologie des Lernens — Methoden, 
Ergebnisse, Anwendungen, Berlin 1970, S. 260. Vgl. hierzu auch die von Grün bei seiner empi- 
rischen Untersuchung zur Effizienz des betrieblichen Lernverhaltens zugrundegelegten unab- 
hängigen Variablen: Grün, Oskar, Das Lernverhalten in Entscheidungsprozessen der Unterneh- 
mung, unveröffentlichte Habilitationsschrift, München 1972, S. 103 ff. 
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2. Spezifische Lernprozesse im Bereich der Organisationsplanung und 
Organisationsentwicklung 

Die Organisationsplanung und Organisationsentwicklung sind ein sehr vielfältiges Feld 
betrieblicher Lernprozesse. Es sind in ihrem Rahmen sowohl 

— Lernprozesse der Träger der Organisationsplanung und Organisationsentwicklung als 
auch 

— Lernprozesse der von der Organisationsplanung und Organisationsentwicklung be- 
troffenen Systemmitglieder 

zu differenzieren, wenngleich diese zumindest bei der Konzeption der Organisations- 
entwicklung in aller Regel auch ineinander übergehen, da die betroffenen Systemmit- 
glieder bei der Organisationenentwicklung an der Planung der Organisationsentwick- 
lungsmaßnahmen zu beteiligen sind. Darüber hinaus erweist es sich auch als zweckmä- 
ßig, individuelle von kellektiven, d. h. vorwiegend durch politische Elemente, wie etwa 
die Machtverteilung, gekennzeichneten Lernprozessen abzuheben. 

Die Lernprozesse der Träger der Organisationsplanung und Organisationsentwick- 
lung, die sich sowohl auf einer individuellen als auch auf der kollektiven Ebene des 
“Organizational Learning“ vollziehen, sind auf die komplexen Problemlösungspro- 
zesse zur Planung organisatorischer Strukturierungskonzeptionen und des gezielten 
Einsatzes von Organisationsentwicklungsinstrumenten bezogen. Sie sind aufgrund der 
theoretischen Erkenntnis, daß das menschliche Problemlösungsverhalten an offenen 
Problemlösungsmodellen zu orientieren ist 25 , die Problematik der Erfahrungen der Pro- 
blemloser und deren Entscheidungsbiidung somit in den Vordergrund rückt, von be- 
sonderer Bedeutung. Lernprozesse der Träger der Organisationsplanung und Organisa- 
tionsentwicklung setzen in Anbetracht des spezifischen Charakters der Problemlö- 
sungsprozesse im Rahmen der Organisationsplanung und Organisationsentwicklung 
auf verschiedenen Ebenen an. Aufgrund der diesen Problemlösungsprozessen zugrunde 
liegenden Absicht, mit minimalem Ressourcenaufwand ein im Hinblick auf die Ziele 
und unter Beachtung der spezifischen Gestaltungsbedingungen adäquates System or- 
ganisatorischer Regeln bzw. ein adäquates Mix von Organisationsentwicklungsinstru- 
menten zu finden, ist davon auszugehen, daß die Träger der Organisationsplanung und 
Organisationsentwicklung auf folgenden Ebenen Lernprozesse vollziehen 26 : 

1. Zum einen erfolgt ein Lernen bezüglich der zugrundeliegenden Ziele bzw. des für 
die Erreichung dieser Ziele angestrebten Anspruchsniveaus. Infolge der Nichter- 
reichbarkeit einzelner Ziele wird das Anspruchsniveau gesenkt bzw. erfolgt eine 
Hinwendung zu anderen Zielen; bei einer fortgesetzten Überreichung der Ziele wird 
das Anspruchsniveau heraufgesetzt. 

2. Gegenstand von Lernprozessen ist ferner die Ausgrenzung von situationsadäquaten 
und erfolgreichen Strukturierungsmaßnahmen bzw. Organisationsentwicklungsin- 
strumenten und deren Einsatz in ähnlichen Situationen. 

25 Vgl. Alexis, Mareus/Wilson, Charles Z. (Hrsg.), Organizational Decision Making, Englewood 
Cliffs, N. J. 1967, S 158. 

26 Vgl. Cyert, R. M. /March, J. G., Die behavioristische Theorie der Unternehmung: eine Verbin- 
dung von Verhaltensforschung und Wirtschaftswissenschaft, in: Organisationstheorie, hrsg. von 
Erwin Grochla, 2. Teilband, Stuttgart 1976, S. 366 f. 
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3. Lernprozesse vollziehen die Träger des weiteren auch im Hinblick auf die von ihnen 
zum Einsatz gebrachten Beobachtungsregeln. Aufgrund der hohen Komplexität or- 
ganisatorischer Gestaltungsprobleme muß von ihnen nämlich eine Reduktion der 
ihren Problemlösungsbeiträgen zugrunde zulegenden Umweltinformationen auf die 
als „relevant erachteten“ Informationen vorgenommen werden. 

4. Im Sinne von iterativen Trial- und Error-Vorgängen ist das Lernen der Träger der Or- 
ganisationsplanung und Organisationsentwicklung darüber hinaus auch auf die von 
diesen im Problemlösungsprozeß zum Einsatz gebrachten Suchregeln ausgerichtet. 
Es bezieht sich hierbei konkret etwa auf den einer Ist-Aufnahme zugrunde zulegen- 
den Detaillierungsgrad, die zu verwendenden Kreativitätstechniken etc. 

5. Lernvorgänge vollziehen sich schließlich auch bezüglich des strategisch-dispositiven 
Vorgehens der Träger der Organisationsplanung und Organisationsentwicklung im 
Problemlösungsprozeß, d. h. bezüglich deren Zusammenarbeit mit den anderen 
Gestaltungsträgern, der adäquaten Form der Konflikthandhabung etc. 

Entscheidender Einfluß auf die genannten Lernvorgänge geht, wie bereits bei den gene- 
rellen lerntheoretischen Überlegungen dargestellt, von der jeweiligen Persönlichkeit, 
den Einstellungen und vor allem auch der Lernmotivation, d. h. dem Interesse der 
Träger an der Erreichung der Organisationsplanungs- oder Organisationsentwicklungs- 
ziele aus. Aufgrund der Tatsache, daß sich die Problemlösungsprozesse der Organisa- 
tionsplanung und Organisationsentwicklung in aller Regel im Rahmen multiperso- 
naler Systeme vollziehen 27 , wird das Lernen der Träger der Organisationsplanung und 
Organisationsentwicklung darüber hinaus aber auch in besonderem Maße durch die po- 
litischen Verhältnisse innerhalb des Systems, d. h. das für die Diskussionsbereitschaft 
und Offenheit zwischen den Mitgliedern des Systems verantwortliche Gruppenklima, 
die Gruppen- oder Organisationsstruktur sowie die Machtverhältnisse innerhalb der 
Gruppe determiniert. 

Die Lernprozesse der von der Organisationsplanung und Organisationsentwicklung 
betroffenen Systemmitglieder sind von denen der Gestaltungsträger grundsätzlich ver- 
schieden. Sie sind ausschließlich individueller Natur und — im Gegensatz zu den auf 
den komplexen Problemlösungsprozeß der Organisationsplanung und Organisations- 
entwicklung bezogenen Lernprozessen der Gestaltungsträger — als vergleichsweise ein- 
fache Anpassungsvorgänge des Verhaltens der betroffenen Systemmitglieder an die im 
Rahmen der Organisationsplanung an sie gerichteten Verhaltensvorgaben bzw. an die 
durch die Organisationsentwicklungsinstrumente ausgesandten Verhaltens- und einstel- 
lungsbestimmenden Stimuli zu kennzeichnen. Sie ergeben sich aus der Tatsache, daß 
die durch die Organisationsplanung geschaffenen strukturellen Verhaltensvorgaben an 
die betroffenen Systemmitglieder und die durch die Organisationsentwicklungsinstru- 
mente geforderten Verhaltensweisen den Systemmitgliedern in aller Regel einen Ver- 
haltensspielraum offenlassen, den diese versuchen, im Hinblick auf die Erfüllung ihrer 
individuellen Ziele bestmöglich auszufüllen. In diesem Bemühen vollziehen die System- 



27 Vgl. Grün, Oskar/Hamel, Winfried/Witte, Eberhard, Eelduntersuchungen zur Struktur von In- 
formations- und Hntscheidungsprozessen, in: Das Informationsverhalten in Entscheidungs- 
prozessen, hrsg. von Eberhard Witte, Tübingen 1972, S. 123 f. 
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mitglieder üblicherweise einen iterativen Trial- und Error-Lernprozeß, in dessen Ver- 
lauf sie sich schrittweise einem Verhalten annähern, das einen optimalen Ausgleich 
zwischen dem Ausmaß der von dem System gewährten Sanktionen und dem Grad der 
Erfüllung ihrer individuellen Ziele gewährleistet. 

Entscheidender Einfluß auf den Verlauf der individuellen Lernprozesse geht wie- 
derum von der Lernmotivation der betroffenen Systemmitglieder aus, d. h. von dem 
ihren individuellen Zielen zugemessenen Stellenwert sowie dem Ausmaß, in dem diese 
von den in den Verhaltenserwartungen zum Ausdruck kommenden Zielen des Systems 
abweichen. Bestimmend für den Verlauf der Lernprozesse sind darüber hinaus vor al- 
lem aber auch die Persönlichkeit, die Einstellungen und die Wertnormen der System- 
mitglieder. 

Insgesamt ist also festzuhalten, daß sowohl die Aktivitäten der Träger der Organi- 
sationsplanung und Organisationsentwicklung als auch die der Systemmitglieder, d. h. 
der betroffenen Aktionsträger mit Lernprozessen durchsetzt sind. Wird davon ausge- 
gangen, daß Organisationen auf Dauer angelegt sind, so bedeutet dies für alle Menschen 
in den Unternehmungen, daß diese während ihres ganzen Arbeitslebens sowohl beim 
eigenen Organisieren als auch als Betroffene desOrganisierens in einem ständigen Lern- 
prozeß stehen. 



IV. Lern theoretische Perspektiven für die Organisationsforschung 



Ausgehend von dem hohen Stellenwert, der den Lernprozessen im Rahmen der Orga- 
nisationsplanung und Organisationsentwicklung zukommt, gewinnt die Frage nach den 
sich hieraus ergebenden Anforderungen an die Organisationsforschung besondere Be- 
deutung. Hierbei sollten drei Aufgabenbereiche der Organisationsforschung aus lern- 
theoretischer Sicht in den Vordergrund gestellt werden: 

1. die Berücksichtigung von Lernprozessen bei der theoretischen Analyse der Organi- 
sationsplanung und Organisationsentwicklung, 

2. die lemtheoretische Durchdringung der Organisationsplanungs- und Organisations- 
entwicklungsprozesse und 

3. die gestaltende Einflußnahme auf die Lernprozesse im Rahmen der Organisations- 
planung und Organisationsentwicklung. 

Zu 1: Die Forderung an die Organisationsforschung, Lernvorgänge konzeptionell in die 
Analyse der Organisationsplanungs- und Organisationsentwicklungsprozesse einzube- 
ziehen, muß aufgrund des Problemlösungscharakters dieser Prozesse und der Orientie- 
rung menschlicher Problemloser an offenen Entscheidungsmodellen als grundlegende 
Notwendigkeit angesehen werden. Von der Prämisse eines objektiv rationalen Problem- 
lösungsverhaltens ist daher abzugehen und eine Berücksichtigung der Prozesse der Er- 
fahrungsbildung der Problemloser vorzunehmen. 

In neueren Entwicklungen der Organisationsforschung ist diese Forderung bereits 
eingeflossen. Beispielhaft sei hier auf die zunehmende Kritik an der rein mechanisti- 
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sehen Kontext-Strukturbetrachtung der vergleichenden Organisationsforschung hinge- 
wiesen 28 , die in der Forderung mündet, die Problemlösungs- und damit auch die Lern- 
prozesse, die für die den Gestaltungsentscheidungen der Gestaltungsträger zugrunde 
gelegte Informationsbasis verantwortlich sind, in die Diskussion einzubeziehen. 

Zu 2: Die Notwendigkeit einer theoretischen Durchdringung der im Rahmen der Orga- 
nisationsplanung und Organisationsentwicklung ablaufenden Lernprozesse ergibt sich 
aus dem Ziel, durch eine detaillierte Kenntnis der auf den Lernvorgang einwirkenden 
Determinanten ein besseres Verständnis des Verlaufs dieser Lernprozesse zu erlangen. 
Sie setzt im einzelnen eine Analyse dieser Lernprozesse anhand lerntheoretischer In- 
strumentarien voraus und erfordert beispielsweise eine Klärung der Fragen, in welchem 
Ausmaß die Persönlichkeit und die Lernmotivation des Lernenden sowie das Arbeits- 
klima seiner Arbeitsgruppe den Lernvorgang beeinflussen. Sie umfaßt parallel hierzu 
aber auch die Forderung, die organisationstheoretischen Bemühungen um eine Analyse 
der im Rahmen der Organisationsplanung und Organisationsentwicklung stattfinden- 
den organisatorischen Gestaltungsentscheidungen zu intensivieren, um den Lernenden 
durch ein wachsendes theoretisches Verständnis der organisatorischen Zusammenhänge 
in die Lage zu versetzen, situationsadäquate und erfolgreiche Verhaltensweisen zuver- 
lässiger ausgrenzen zu können und das Entstehen , fehlerhafter“ Verhaltensorientierun- 
gen zu vermeiden. 

Zu 3: Auf der Basis ihres pragmatischen Wissenschaftsziels ergibt sich für die Organi- 
sationsforschung schließlich auch die Notwendigkeit, durch gestaltende Eingriffe in 
den Verlauf der Lernprozesse im Rahmen der Organisationsplanung und Organisations- 
entwicklung steuernden Einfluß auf den Erfolg der organisatorischen Gestaltung zu 
nehmen. Zu denken wäre in diesem Zusammenhang etwa an eine Steuerung der Lern- 
motivation der Träger der Organisationsplanung und Organisationsentwicklung durch 
die Schaffung von finanziellen Lernanreizen, eine Einwirkung auf die für das Lernen 
verantwortlichen Einstellungen der Systemmitglieder oder aber eine Beeinflussung des 
Organisationsklimas mit dem Bestreben, die Diskussion der von den einzelnen System- 
mitgliedern individuelle gesammelten Erfahrungen zu fördern. 

Als Versuch, auf den Verlauf der Lernprozesse der Gestaltungsträger und der be- 
troffenen Systemmitglieder Einfluß zu nehmen, kann im Grunde genommen auch die 
Konzeption der Organisationsentwicklung gekennzeichnet werden. Letztendlich steht 
hinter dem Einsatz der Organisationsentwicklungsinstrumente Gruppentraining, Rol- 
lenspiel und Action Research 29 nämlich das Ziel, durch eine Betonung des Prinzips der 

28 Vgl. Child, John, Organizational Structure, Environment and Performance: The Role of Stra- 
tegie Choice, in: Sociology, 6. Jg. 1972, S. 1 ff.; Kubicek, Herbert, Informationsteehnologie 
und organisatorische Regelungen — Konzeptionelle Grundlagen einer empirischen Theorie der 
organisatorischen Gestaltung des Benutzerbereichs in computergestützten Informationssyste- 
men, Berlin 1975 , S . 28. 

29 Eine Charakterisierung der genannten Instrumente findet sich bei Bennis, Warren G., Changing 
Organizations . . . , a. a. O., S. 120 f.; Grochla, Erwin, Organisationsplanung und -entwicklung 
. . . , a. a. O., S. 19 f., Kirsch, Werner/Gabele, Eduard, Aktionsforschung und Echtzeitwissen- 
schaft, in: Handwörterbuch des öffentlichen Dienstes: Das Personalwesen, hrsg. von Wilhelm 
Bierfelder, Berlin 1976, Sp. 9 ff.; Margulies, Newton/Wallace, John, Organizational Change . . ., 
a. a. O., S. 22 ff. 
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Selbsterfahrung und durch eine Förderung der Möglichkeiten, die eigenen Erfahrungen 
in der Gruppe mit anderen zu diskutieren, bei den Systemmitgliedern gezielt Lernpro- 
zesse auszuiösen und zu fördern. Die Organisationsentwicklung kann jedoch, da sie le- 
diglich die Einflußnahme auf die Fähigkeiten der Systemmitglieder zur Gruppenarbeit 
und Konfliktaustragung in den Vordergrund stellt, keineswegs als umfassende Strate- 
gie zur Förderung und Steuerung betrieblicher Lernprozesse angesehen werden. Sie 
bedarf vielmehr sowohl in konzeptioneller als auch instrumenteller Hinsicht der Erwei- 
terung. Die vor uns liegenden Forschungsaufgaben sind also in dieser Hinsicht noch 
sehr erheblich. 




Zur Frage der Anwendbarkeit der betriebs- 
wirtschaftlichen Theorie in der 
Unternehmensplanung 

Von Helmut Koch 



Einleitung 



1. Die Darlegung des Untersuchungsanliegens macht eine Vorbemerkung erforderlich. 
Eine Betriebswirtschaftslehre, die sich in den Dienst an der Praxis der Unternehmens- 
führung stellt, muß die Unternehmenstheorie zum Kern ihres Bemühens erheben. Sie 
muß also als eine eigenständige anwendungsorientierte Wissenschaft betrieben werden. 

Diese Ansicht kontrastiert zu der seit den Anfängen der Betriebswirtschaftslehre 
immer wieder auftretenden Meinung, die Betriebswirtschaftslehre stelle selbst keine 
Wissenschaft dar, sondern sei als eine Kunstlehre, „ angewandte Wissenschaft“ genannt, 
zu betreiben. Sie habe auf den in anderen Disziplinen, vor allem in der theoretischen 
Volkswirtschaftslehre gewonnenen wissenschaftlichen Erkenntnissen aufzubauen und 
diese der Wirtschaftspraxis mundgerecht zu übermitteln. 

Infolgedessen ist dieses Konzept einer Kunstlehre unzweckmäßig, wenn es darum 
geht, der Praxis Entscheidungshilfen zu bieten. Denn es läßt zu, daß unternehmens- 
theoretische Fragenbereiche, deren Erforschung für die Praxis der Unternehmensfüh- 
rung von hoher Bedeutung ist, einfach ungelöst bleiben — nämlich dann, wenn sie von 
der theoretischen Volkswirtschaftslehre nicht angegangen werden, weil dort unter 
wirtschaftspolitischen Aspekten andere Probleme stärker interessieren. Obendrein 
kann eine eigenständig betriebene Unternehmenstheorie erheblich konkreter gehalten 
werden als eine gesamtwirtschaftlich orientierte mikroökonomische Theorie, die mit 
aggregierten Faktoren (Arbeit, Kapital) arbeitet. 

Eine anwendungsorientierte Betriebswirtschaftslehre ist somit nur als eine eigen- 
ständige Wissenschaft sinnvoll. 

Wird aber die Betriebswirtschaftslehre in diesem Sinne aufgebaut, so muß die Unter- 
nehmenstheorie als der Kern dieser Disziplin in der systematischen Gewinnung von all- 
gemeinbegrifflich gehaltenen Konditionalsätzen über das unternehmerische Handeln 
bestehen. Denn nur aus Sätzen über das unternehmerische Handeln lassen sich ratio- 
nale Kriterien gewinnen, die für die in der Praxis zu treffenden Entscheidungen benö- 
tigt werden. 
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Nun gilt aber für die Anwendung sämtlicher unternehmenstheoretischen Sätze: Sie 
lassen sich in der praktischen Unternehmensplanung nicht unmittelbar als Entschei- 
dungskriterien anwenden — dies ergibt sich allein schon daraus, daß die Prämissen des 
theoretischen Modells stets stark vereinfacht werden müssen. Vielmehr bedürfen sie ge- 
wisser Modifikationen, damit sich praktikable Entscheidungskriterien ergeben. Diese 
Modifikationen können bestehen in: 

— Vergröberungen des jeweiligen theoretischen Satzes über das unternehmerische Han- 
deln (z. B. Ansatz einer repräsentativen Gewinnziffer je Jahr statt der Ermittlung 
eines Abschnittsgewinns, der als die Summe von spezifischen Jahresgewinnziffern 
ermittelt wird), 

— Bildung von operationalen Hilfskriterien, in welchen das jeweilige Theorem appro- 
ximativ zum Ausdruck kommt. 

In den folgenden Ausführungen geht es um diese Modifikationen. 



2. Und nun zum Anliegen dieser Arbeit: Es soll an einem Beispiel untersucht werden, 
wie die Sätze der Unternehmenstheorie modifiziert werden können. Und zwar sei hier 
ein sehr abstrakt gehaltenes, dafür aber umfassendes Theorem betrachtet, welches die 
zwischen den Unternehmensbereichen und -variablen bestehenden sachlichen und zeit- 
lichen Interdependenzen berücksichtigt und eine Aussage über das Unternehmen als 
ganzes trifft. 

Was die Zielvorstellung anlangt, so wird der Einfachheit halber ausschließlich auf 
die Gewinnerzielung abgestellt 1 . Obendrein ist die Ungewißheit, unter der alles unter- 
nehmerische Handeln steht, in diesen Satz einzubeziehen. Der Einfachheit halber wird 
die Ungewißheit so interpretiert: In der Vorstellung der Unternehmensleitung ist eine 
bestimmte künftige Umweltentwicklung weitaus am wahrscheinlichsten. Mithin wird 
diese Entwicklung der Entscheidung primär zugrunde gelegt. Nun kann aber auch eine 
andere und zwar ungünstigere Umweltentwicklung als die erwartete eintreten. In die- 
sem Fall kann der Gewinn bei der in Angriff genommenen Handlungsweise untragbar 
niedrig sein, ja, in einen nachhaltigen Verlust Umschlagen — darin liegt das unterneh- 
merische Risiko. 

Die sich ihrer Verantwortlichkeiten bewußte Unternehmensleitung sucht das Risiko 
zu mindern. Sie unterwirft ihr Handeln — diese These kennzeichnet die vom Verf. ent- 
wickelte , »Theorie des Gewinn-Vorbehalts“ — einer Mindestgewinn-Bedingung. Dieser 
zufolge haben sämtliche Handlungsalternativen, zwischen denen die Entscheidung zu 
treffen ist, mit hinreichender Gewißheit der Nebenbedingung zu genügen, daß bei uner- 
wartetem Eintritt einer Krisensituation ein Mindestgewinn (Maximalverlust) nicht 
unterschritten (überschritten) wird. 

1 Die Gesamtheit der in der Praxis hei einer unternehmerischen Entscheidung waltenden Ge- 
sichtspunkte vermag die unternehmenstheoretische Analyse niemals voll zu erfassen. Unterneh- 
mensentscheide werden u. a. auch durch den Drang nach Selbstverwirklichung der die Ge- 
schicke des Unternehmens maßgeblich beeinflussenden Persönlichkeiten oder/und durch das 
Streben nach Verwirklichung des der Unternehmensleitung vorschwebenden Ideals eines sozial 
verpflichteten Menschen bestimmt usw. Gerade diese Aspekte sind der allgemeinbegrifflichen 
Analyse nicht zugänglich. 
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Insgesamt lautet das der folgenden Untersuchung vorangestellte Theorem: Die 
Unternehmensleitung realisiert unter den alternativen Unternehmensweisen, welche 
der Mindestgewinn-Bedingung genügen, diejenige, welche den größtmöglichen Gewinn 
verspricht 2 . 

Dieses Theorem — es wird im folgenden kurz als das ,, Ausgangstheorem“ bezeichnet 

muß modifiziert werden, um auf die Praxis der Unternehmensplanung anwendbar zu 
sein. Dies ergibt sich aus dem Umstand, daß es zugleich exakt und umfassend gehalten 
ist. 

In der Praxis ist es nämlich nicht möglich, in einer einzigen Planungsphase das 
Unternehmen als ganzes (unter gegenseitiger Abstimmung der Unternehmensbereiche 
und -variablen) festzulegen und zugleich Detailvariable (Losgröße, Lagerbestände, Rei- 
henfolge der Auftragsabwicklung und dgl.) zu planen. 

Eine langfristig ausgelegte, umfassende Planung des Gesamt-Unternehmens, durch 
welche die zwischen den verschiedenen Produktzweigen sowie zwischen Beschaffung, 
Fertigung, Absatz und Finanzierung bestehenden Interdependenzen berücksichtigt 
werden, läßt sich nur in groben Umrissen treffen. 

Hier können nämlich nur global definierte Variable (z. B. Produktzweige, Märkte, 
technologisches Prinzip und dgl.) den Gegenstand von Entscheidungen bilden. Mithin 
ist ein relativ exakt gefaßtes Theorem nicht anwendbar. 

Die Festlegung von Detailvariablen hingegen muß den kurzfristigen Planungen ein- 
zelner Unternehmensbereiche Vorbehalten bleiben — hier ist ein relativ exaktes Ge- 
winnkriterium anwendbar. Denn der für Detailentscheidungen erforderliche Genauig- 
keitsgrad der Informationen läßt sich nur bei kurzfristigen Prognosen erreichen. 

Es soll im folgenden untersucht werden, wie angesichts dessen unser Ausgangstheo- 
rem bei den detaillierten Entscheidungen und bei umfassenden Grobplanungen modi- 
fiziert werden kann. 



3. Zum Aufbau dieser Untersuchung sei bemerkt: In der Praxis muß das Unternehmen 
sowohl umfassend und langfristig als auch detailliert und kurzfristig geplant werden. 
Daher findet sich die Planung in verschiedene hierarchisch geordnete Phasen aufgespal- 
ten. Die in der Praxis durchweg anzutreffende ,, hierarchische Unternehmensplanung “ 
stellt ein System von hierarchisch geordneten Teilplanungen dar, die auf verschiedenen 
Ebenen der Fristigkeit, der Detailliertheit und des Geltungsbereichs getroffen werden. 
Dabei sind die langfristigen Globalentscheidungen übergeordnet, die kurzfristigen De- 
tailplanungen untergeordnet. Und zwar lassen sich folgende Phasen der hierarchischen 
Unternehmensplanung bilden: 

a) Die Grundsatzplanung (Festlegung der Unternehmenskonzeption auf weiteste 
Sicht), 

b) Die strategische Unternehmensplanung. Sie ist eine globale Gesamtplanung des 
Unternehmens, deren Planungszeitabschnitt sich auf 5—15 Jahre erstreckt. Üblicher- 
weise wird die strategische Planung in zwei Stufen vorgenommen: 



2 Bei diesem Satz handelt es sich, wohlgemerkt, um ein abgeleitetes Theorem, nicht etwa um eine 
Prämisse, wie es in der Literatur öfter behauptet wird. 
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(1) Strategische Rahmenplanung. Durch diese wird das Wachstum des Gesamt- 
Unternehmens und die Grundstruktur desselben festgelegt. 

(2) Die strategische Programmplanung. In dieser wird über die Kombination der 
einzelnen strategischen Projekte (Produkte, Märkte, Marktanteile usw.) ent- 
schieden. 

c) Die operative Unternehmensplanung: Die detaillierte Festlegung des Unternehmens- 
ablaufs auf mittlere Sicht (koordinierte Teilplanungen). 

d) Die taktische Unternehmensplanung: die ganz detaillierte Planung des Unterneh- 
mensablaufs auf kurze Sicht (koordinierte Teilplanungen). 

Innerhalb dieses Systems von Teilplanungen bilden die kürzerfristigen detaillierteren 
Planungen jeweils vor allem die Implementierung der zuvor getroffenen globaleren, 
umfassenderen Festlegungen 3 . 

Hier seien exemplarisch zwei Planungsphasen herausgegriffen: die strategische Pro- 
grammplanung und die taktische Planung 



I. Die strategische Programmplanung 



1. Als erstes sei untersucht, wie das Ausgangstheorem in der strategischen Programm- 
planung zu modifizieren ist. Der Planungszeitabschnitt erstreckt sich etwa auf 5 bis 15 
Jahre. Die Planungsperiode ist das Geschäftsjahr. Das strategische Programm setzt sich 
aus verschiedenen Teilprogrammen zusammen; 

— aus dem strategischen Produktprogramm, dieses ist durch die Gesamtheit der Pro- 
duktzweige, in denen das Unternehmen tätig ist, durch die Märkte und die Markt- 
anteile gekennzeichnet. 

— aus dem Forschungs- und Entwicklungsprogramm, 

— aus dem Programm der Infrastruktur-Investitionen, 

— aus dem Finanzierungsprogramm. 

Dabei sind die Relationen zwischen den Investitionssummen in Produktprogramm, 
Forschungsprogramm und Infrastrukturprogramm bereits durch die strategische Rah- 
menplanung festgelegt. 

Bei größeren und großen Unternehmen findet sich der Prozeß der strategischen Pro- 
grammplanung in zwei Stufen aufgespalten: 

— Als Vorstufe wird von den Leitungen der Unternehmensbereiche (Geschäftsbe- 
reiche), welche Investitionsanträge stellen, die Vorplanung der einzelnen strategi- 
schen Projekte vorgenommen. Neben der Festlegung einzelner Projektmerkmale 
nehmen diese Instanzen eine projektbezogene Vorselektion vor — dies nach Krite- 



3 Darüber hinaus kommt der taktischen Planung auch eine eigenständige Bedeutung zu. Denn sie 
liefert Frühindikatoren für die Beurteilung der Qualität der operativen und strategischen Unter- 
nehmensplanung. 

Denn die im Rahmen der taktischen Planung ermittelten monatlichen Abweichungen zeigen 
u. U. an, daß die operative bzw. strategische Planung auf falschen Marktprognosen beruhen, ln 
diesem Fall gibt die taktische Planung den Anstoß, die operative und die strategische Planung 
einer Korrektur zu unterziehen. 
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rien, welche von der obersten Unternehmensleitung im Rahmen der Grundsatzpla- 
nung vorgegeben werden. Diese Vorplanung der einzelnen strategischen Projekte ist 
in zeitlicher Hinsicht nicht formalisiert. 

— in der Hauptstufe nimmt die oberste Unternehmensleitung (zentrale Planungsabtei— 
lung) die eigentliche Programmplanung vor. Hierbei werden die verschiedenen Teil- 
programme (Produktprogramm, Forschungs- und Entwicklungsprogramm, Pro- 
gramm der Infrastruktur-Investitionen, Finanzierungsprogramm) festgelegt. 



2. Soweit es die Gewinnmaximierung betrifft, erlauben es die Informationsbedingun- 
gen, das Ausgangstheorem durch Vergröberungen zu operationalisieren. 

Die Vergröberung kann darin bestehen, daß bei jedem strategischen Projekt anstelle 
einer aus Jahresgewinnziffern zusammengesetzten Gesamt-Gewinnziffer eine ,, reprä- 
sentative Gewinnziffer je Jahr“, bezogen auf einen langfristigen Planungszeitabschnitt 
angesetzt wird. Oder man bedient sich, falls ein noch höherer Vergröberungsgrad erfor- 
derlich ist, der sog. „Scoring-Methode“. Das Projekt wird hier einer ,, analytischen 
Punktbewertung“ unterzogen. 

a) Die Vorselektion einzelner Projekte erfolgt unter dem Kriterium, daß eine be- 
stimmte Mindestrendite bzw. Mindest-Punktzahl nicht unterschritten werden darf. 

Ein treffsichereres Kriterium der Vorselektion ist die Nicht-Unterschreitung einer 
bestimmten Mindest-Wahrscheinlichkeit, mit der bei der erwarteten Umweltentwick- 
lung die Mindestrendite erzielt wird. Indessen setzt dieses Kriterium einen ziemlich 
hohen Informationsstand voraus. 

Nur wenn diese gewinnbezogenen Mindestanforderungen erfüllt sind, wird das Pro- 
jekt in die Programmplanung einbezogen. 

b) Der strategischen Programmplanung i. e. S. werden auf der Basis der Unterneh- 
menskonzeption u. a. folgende (primär) gewinnbezogene Entscheidungskriterien zu- 
grunde gelegt: 

— Bildung einer Rangfolge der produktbezogenen Investitionsprojekte nach der Höhe 
der Marginalrendite (repräsentativer Gewinn je Jahr, bezogen auf den für die Inve- 
stition benötigten Finanzmittelbetrag), 

— Ausnutzung von Synergieeffekten zwischen den von den verschiedenen Unterneh- 
mensbereichen (z. B. Geschäftsbereichen) beantragten Investitionsprojekten, 

— Breite Streuung der Produkte nach den Strategiephasen (Entwicklung, Investition, 
laufende Produktion, Desinvestition) zur Herbeiführung einer langfristigen Gewinn- 
kontinuität. 

— Breite Streuung der Produkte nach den Wachstumsrichtungen (neue Produkte auf 
bisherigen Märkten, höhere Marktanteile auf den bisherigen Märkten, neue Märkte 
für bereits laufende Produkte, neue Produkte für neue Märkte im Rahmen des bis- 
herigen Bedarfssortiments bzw. außerhalb desselben) zur Herbeiführung einer nach- 
haltigen Gewinnkontinuität. 

— Breite Streuung der Produkte nach der Art der Liquiditätswirksamkeit zur Herstel- 
lung eines Gleichgewichts zwischen finanzbedürftigen und finanzüberschüssigen Pro- 
dukten. 
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3. Was die Modifikation der Min destgewinn-Bedingung anlangt, so seien die beiden Stu- 
fen der strategischen Programmplanung gesondert betrachtet. 

a) Im Rahmen der Vorplanung einzelner strategischer Projekte ist, wie es scheint, das 
Hilfskriterium einer Mindestwahrscheinlichkeit, daß das betreffende Projekt bei Ein- 
tritt einer unerwarteten Krisensituation keinen Verlust bringt („Nullrendite-Bedin- 
gung“), besonders praktikabel. Dies offenbart sich darin, daß in der Praxis die break - 
even-point-Analyse und das Kriterium der pay-off-Periode allgemein üblich sind, Aller- 
dings ist dieses Hilfskriterium recht grob und unzuverlässig. So berücksichtigt es u. a. 
nicht die zwischen den strategischen Projekten möglicherweise bestehenden Verbund- 
beziehungen. 

Vergröberungen sind hierbei in der Weise möglich, daß der Gewißheitsgrad der Er- 
füllung der Nullgewinn-Bedingung nicht als eine Wahrscheinlichkeitsziffer quantitativ 
fixiert, sondern im Vorfeld des Numerischen (d. h. ohne gedankliche Erfassung einer 
Wahrscheinlichkeitsziffer) gefühlsmäßig-intuitiv bestimmt und verbal umschrieben 
wird. 

b) Was die eigentliche Programmplanung (Gesamtplanung des Unternehmens) anlangt, 
so wird die Mindestgewinn-Bedingung aus Gründen der Praktikabilität zu dem Grob- 
kriterium der Sicherung der nachhaltigen Konkurrenzfähigkeit vergröbert. Dieses Kri- 
terium besagt: Es muß hinreichende Gewißheit darüber bestehen, daß das Unterneh- 
men auch bei Eintritt einer unerwarteten Krisensituation auf lange Sicht konkurrenz- 
fähig ist. 

Dieser Grobausdruck für die Mindestgewinn-Bedingung ist zwar recht vage gehalten, 
dafür aber praktikabel. Es ist in der Praxis mit Hilfe systematischer Umwelt-, Konkur- 
renz- und Unternehmensanalysen möglich, Anhaltspunkte zu gewinnen (z. B. Markt- 
anteil, finanzielles Potential der Hauptkonkurrenten, Wachstumsträchtigkeit der Pro- 
dukte), welche ein ungefähres Urteil über die künftige nachhaltige Konkurrenzfähigkeit 
des Unternehmens zulassen. 

Im folgenden sei eines unter mehreren möglichen Verfahren beschrieben, diese 
modifizierte Mindestgewinn-Bedingung bei der Planung des strategischen Produktpro- 
gramms anzuwenden. 

Es wird ein strategisches Ausgangsprogramm aufgestellt. Dieses wird daraufhin als 
ganzes überprüft, ob es einen hinreichenden Grad an Gewißheit bietet, daß der Null- 
gewinn nicht nachhaltig unterschritten wird („totale Risikoanalyse“). 

Natürlich wird diese totale Risikoanalyse nur sehr grob und einfach sein und nur auf 
die wichtigsten Risikofaktoren abstellen können. Mehr ist aber auch gar nicht erforder- 
lich. Es muß genügen, ein System von Kennziffern zu bilden, welches das Gesamtrisiko 
zum Ausdruck bringt. Tabelle 1 zeigt beispielhaft einige solcher Risikokennziffern, die 
für den Produktionsbereich als Risikoindikatoren in Betracht kommen können, aber 
nicht müssen. 

Mögliche Risikoindikatoren der Finanzierung sind: 

— die Eigenkapitalquote (Eigenkapital zu Bilanzsumme) 

— die Relation: liquide Mittel zu Investitionssumme) 

— die Relation: liquide Mittel zu Jahresumsatz 
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— die Relation: langfristige zu kurzfristige Verbindlichkeiten 

— die Relation: cash-flow zur Netto-Verschuldung. 

Für jede Risikoziffer wird ein kritischer Wert gebildet, der nicht über- bzw. unterschrit- 
ten werden darf. Hierbei geht man zweckmäßigerweise von den Istwerten der letzten 
Jahre aus und sucht diese durch Zu- bzw, Abschläge den künftigen Sicherheitserforder- 
nissen anzupassen. Dabei sind die kritischen Risikowerte gegenseitig aufeinander abzu- 
stimmen. 

Tabelle 1 



Risiko in bezug auf 


laufende Produkte 


neue Produkte 


geographische 


Exportumsatz nach 


Investitionsbetrag 


Struktur 


Übersee 


in Übersee 




Gesamtumsatz 


Gesamt-Investitions- 

summe 


Produkt- 


Umsatz des 


Investitionsbetrag 


Struktur 


Hauptproduktes 


des Hauptprojekts 




Gesamtumsatz 


Gesamt-Investitions- 

summe 


Kunden- 


Zahl der Kunden 


Zahl der Kunden des 


struktur 


des Hauptprodukts 


Hauptprodukts 


Branchen- 


Umsatz in der 


Investitionsbetrag 


struktur 


Hauptabnehmer- 


für die Hauptabnehmer- 




branche 


branche 




Gesamtumsatz 


Gesamt-Investitions- 

summe 



An diesem System der kritischen Werte — es zeigt an, wo die Grenzen des risikomäßig 
Tragbaren hegen — wird das in Planung befindliche strategische Ausgangsprogramm be- 
urteilt. Es werden dessen Kennziffernwerte bestimmt. 

Die Abweichungen von den vorgegebenen kritischen Risikowerten zeigen insgesamt 
an, ob und inwieweit das Unternehmen bei dem Ausgangsprogramm untersichert bzw. 
übersichert ist. Nach Maßgabe dieser totalen Risikoanalyse werden die erforderlichen 
Korrekturen am Programm vorgenommen. 

4. Zusammengefaßt wird das Ausgangstheorem zu folgendem Kriterium modifiziert: 

— Strategische Vorplanung: Ein strategisches Projekt wird dann in die Programmpla- 
nung einbezogen, wenn es für den Fall des Eintritts einer nicht erwarteten Krisen- 
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Situation mit hinreichendem Gewißheitsgrad mindestens eine Nullrendite bringt und 
in bezug auf die erwartete Umweltentwicklung eine bestimmte Mindestrendite nicht 
unterschreitet. 

— Strategische Programmplanung: Jenes Programm wird realisiert, bei welchem im 
Falle des Eintritts einer unerwarteten Krisensituation mit hinreichender Gewißheit 
eine nachhaltige Konkurrenzfähigkeit gewährleistet ist und in bezug auf die erwar- 
tete Entwicklung der nachhaltig erzielbare Gewinn maximal ist. 



II. Die taktische Unternehmensplanung 



1. Nunmehr soll untersucht werden, wie sich das Ausgangstheorem im Rahmen der 
taktischen Unternehmensplanung zu einem operationalen Entscheidungskriterium mo- 
difizieren läßt. 

Der Planungszeitabschnitt dieser Planungsphase ist in der Regel mit dem Geschäfts- 
jahr identisch. Als Planungsperiode gilt der Monat. Gegenstand der Planung sind hier 
Unternehmensvariable, die sehr detailliert sind (z. B. monatliche .Absatzmenge, Los- 
größe, Fertigungsverfahren). Die Entscheidung über diese Detailvariablen baut auf Rah- 
menbedingungen auf, die durch die übergeordneten, umfassenderen aber gröber gehal- 
tenen Planungen geschaffen sind. 

Eine Koordination der in den Geschäftsbereichen aufgestellten Teilpläne erfolgt nur 
zum Zweck der Abstimmung zwischen den Produktionsstufen sowie zwischen Produk- 
tion und Finanzierung zur Gewährleistung jederzeitiger Liquidität. 



2. Soweit es die Gewinnmaximierung betrifft, läßt sich das Ausgangstheorem mit 
einem vergleichsweise hohen Exaktheitsgrad anwenden. Denn der Planungszeitab- 
schnitt ist ex definitione kurz, so daß die Prognosegenauigkeit, absolut betrachtet, grö- 
ßer ist als bei langfristiger Planung. Dabei wird unterstellt, daß die Optimierung ledig- 
lich in bezug auf die subjektiv wahrscheinlichste Zukunftsentwicklung durchgeführt 
wird — Sensitivitätsanalysen zeigen, inwieweit das Optimum bei veränderter Entwick- 
lung stabil ist. 

Zwar werden hier u. U. auch heuristische Optimierungsmethoden angewandt. Oben- 
drein bedarf die exakt ermittelte Optimumaussage nachträglich der Korrektur, um zu- 
sätzliche Kriterien berücksichtigen zu können und den tatsächlichen Entscheidungs- 
bedingungen genüge zu tun. Aber das tut der Feststellung, daß die Optimierung relativ 
exakt sein kann, keinen Abbruch. Denn die numerische Bestimmung der gewinnbrin- 
gendsten Alternative steht hier im Mittelpunkt der Überlegungen. 

Zudem gilt: Die zwischen den Unternehmensbereichen und -variablen bestehenden 
Interdependenzen sind bereits im Rahmen der längerfristigen, umfassenderen Teilpla- 
nungen global berücksichtigt worden. Mithin wirkt sich der Mangel, daß die kurzfristi- 
gen Optimierungsüberlegungen partieller Natur sind, nur relativ geringfügig aus. 
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3. Was die Mindestgewinn-Bedingung anlangt, so ist sie durch die strategische und ope- 
rative Planung bereits weitgehend erfüllt. Im Rahmen der taktischen Planung braucht 
und kann sie nur insoweit angewandt (zu) werden, als sie durch die partiellen Entschei- 
dungen in den einzelnen Unternehmensbereichen (Funktionsbereiche der verschie- 
denen Produktsparten) beeinflußt werden kann. Dieser Einfluß beschränkt sich in der 
Regel auf die Vorsorge, daß der betreffende Unternehmensbereich mit hinreichender 
Gewißheit in Krisensituationen störungsfrei abläuft. Mithin läßt sich die Mindestge- 
winn-Bedingung durch die Einführung des partiellen Hilfskriteriums operationalisie- 
ren, daß der betreffende Unternehmensbereich mit hinreichender Gewißheit in nicht 
erwarteten Krisensituationen durchführbar ist. Dieses Hilfskriterium ist auf den einzel- 
nen Unternehmensbereich bezogen. 

Die Anwendung des Kriteriums der Durchführbarkeit äußert sich u. a. in folgenden 
Maßnahmen: 

— Es werden Sicherheitsläger an Rohstoffen, Halbzeugen und Fertigerzeugnissen 
unterhalten. 

— Die Rohstofflieferanten werden veranlaßt, Auslieferungsläger (Pufferläger) vor Ort 
zu unterhalten, damit der Fertigungsprozeß auch dann ungestört laufen kann, wenn 
Transportschwierigkeiten auftreten. 

— Bei der Fließfertigung werden sog. „Springer“ bereitgehalten, die bei personellen 
Ausfällen am Fließband sofort eingesetzt werden können. 

Zu erwähnen ist, daß auch die koordinierende Zusammenfassung aller Teilpläne zum 
taktischen Unternehmensplan lediglich unter dem Aspekt der finanziellen Durchführ- 
barkeit erfolgt. Optimierungen werden lediglich innerhalb der Teilplanungen vorge- 
nommen. 

4. Zusammengefaßt wird das Ausgangstheorem zu folgendem Kriterium modifiziert: 
Unter all jenen alternativen Handlungsweisen, welche dem Hilfskriterium des hinrei- 
chenden Gewißheitsgrads der Durchführbarkeit in Krisensituationen genügen, wird die- 
jenige Handlungsweise in Angriff genommen, welche den größtmöglichen Gewinn ver- 
spricht. 



Schluß 



1. Insgesamt zeigt sich, daß das Ausgangstheorem der Gewinnmaximierung bei Einhal- 
tung der Mindestgewinn-Bedingung in den verschiedenen Phasen der Unternehmenspla- 
nung unterschiedlich modifiziert werden muß, damit jeweils ein operationales Ent- 
scheidungskriterium gewonnen wird. Dabei erstreckt sich die Modifizierung teils auf 
Vergröberungen des Ausgangstheorems, teils auf die Bildung partieller Hilfskriterien, 
die ihrerseits eine „Vorstufe“ des vergröberten Ausgangstheorems darstellen. In der 
Tabelle 2 seien die verschiedenen Kriterien zusammengestellt. 
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Tabelle 2 





taktische Unternehmens- 
planung 


strategische Programm- 
planung 


Gewinnmaxi- 


exaktes Gewinnkriterium 


vergröbertes Gewinn- 


mierung 




kriterium 


Mindest- 


Hilfskriterium der hinrei- 


Grobkriterium der. hinrei- 


gewinn- 


chenden Gewißheit, daß 


chenden Gewißheit, daß 


Bedingung 


bei Eintritt einer uner- 


bei Eintritt einer uner- 




warteten Situation der 


warteten Entwicklung das 




betreffende Unterneh- 


Unternehmen nachhaltig 




mensbereich (technisch) 
durchführbar ist. 


konkurrenzfähig ist. 



2. Schließlich ist zu bemerken: Bei den grundlegenden, auf sehr lange Sicht zu treffen- 
den unternehmenspolitischen Entscheidungen — man denke etwa an die Festlegung der 
Unternehmenskonzeption oder an die strategische Rahmenplanung — wird eine Fun- 
dierung der Entscheidung durch eine Optimumbestimmung mangels hinreichender 
Voraussicht überhaupt nicht möglich sein. Da hier Optimierungsüberlegungen nicht 
mehr angestellt werden können, hat sich die Unternehmensleitung vornehmlich auf In- 
tuition und Marktgespür zu stützen. 

Insoweit auch dies nicht möglich ist, bleibt nichts anderes übrig, als die Methode des 
trial and error anzuwenden. Unter Orientierung an den Ergebnissen bisheriger Ent- 
scheidungen, an den Prognosen über die allgemeinwirtschaftliche Entwicklung sowie an 
dem bisherigen Verhalten der Konkurrenz wird hier ,,auf gut Glück“ und im Vertrauen 
auf die eigenen Fähigkeiten, mit evtl, eintretenden Krisensituationen fertigzuwerden, 
entschieden. Ein Mittel, um das Risiko zu begrenzen, bildet hierbei die „Politik der 
kleinen Schritte“. Beispiele hierfür sind u. a. : 

— Die Erschließung eines Auslandsmarkts wird unter Offenhaltung der Möglichkeiten 
einer Planrevision stufenweise in Angriff genommen: zunächst nur Verkaufsnieder- 
lassung, dann ggf. Errichtung eines Montagewerks, dann ggf. Übergang zur Teilefer- 
tigung. 

— Bei Einführung eines neuen Produktes wird zunächst auf einem Teilmarkt ein „Pi- 
lotprojekt“ gestartet. 

— Man konzentriert sich bei der Aufnahme des Exportgeschäfts zunächst auf ein einzi- 
ges Land, um später ggf. auch auf andere Länder überzugreifen. 

Das Erfordernis, nach der Methode des trial and error zu verfahren, offenbart die abso- 
luten Grenzen der Anwendbarkeit unternehmenstheoretischer Sätze. 
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Marktforschung im deutschen Maschinenbau 
— Stand und Aufgaben 

Von Arno Mock 



1. Marktforschung — Grundlage des Marketing von morgen 

Marktforschung, verstanden als systematische und planmäßige Beobachtung, Analyse 
und Prognose der tatsächlichen und potentiellen Absatz- und Beschaffungsmärkte, ist 
unerläßlicher Bestandteil des Marketing. 

Die Frage „Wo steht unser Unternehmen heute; wo kann und soll es morgen ste- 
hen?“ ist eine ständige Herausforderung an die Marktforschung. Ihre Aufgabe ist es, 
zur Beantwortung dieser Frage qualitativ und quantitativ fundiertes Material zur Ver- 
fügung zu stellen, damit das Risiko unternehmenspolitischer Entscheidungen besser ab- 
schätzbar wird. 

Wenn die Frage nach dem Stand des Unternehmens in den Märkten von heute und 
morgen beantwortet werden soll, müssen die Bedingungen einbezogen werden, deren 
Einfluß das Unternehmen von außen unterliegt. Hier zeigt sich heute als Generalnenner 
ein Gefühl der Unsicherheit und Unstetigkeit, wie es die Wirtschaft seit Jahren nicht 
gekannt hat. Deshalb besteht die Herausforderung der Unternehmen heute nicht nur 
in dem Zwang, sich auf veränderte Technologien, Wettbewerbsbedingungen, Produk- 
tionsverhältnisse und Märkte, sondern auch auf veränderte wirtschaftliche und poli- 
tische Verhältnisse einzustellen. 

Bis vor wenigen Jahren dominierten in der Investitionsgüterindustrie Aspekte der 
technischen Realisierbarkeit und der Produktion. Man ging von der Annahme aus, daß 
das, was technisch realisierbar und produzierbar sei, auf dem Markt auch gewinnbrin- 
gend abgesetzt werden könne. Eine solche Einstellung steht dem Gedanken des Marke- 
ting und damit den Zielen der Marktforschung aufgrund des Überganges vom Verkäu- 
fer- zum Käufermarkt entgegen und erweist sich als gefährlich und nicht mehr haltbar. 

Die rasch fortschreitende industrielle Entwicklung und der damit verbundene Struk- 
turwandel auf der Angebots- und Nachfrageseite zwingen die Unternehmen immer 
mehr zum Umdenken. Obwohl die technischen Probleme vielfältiger und komplizierter 
wurden, treten sie zurück und machen einem marktorientierten Denken Platz. Die Pro- 
duktion ist nicht mehr Mittelpunkt unternehmerischen Handelns, sondern der Absatz 
auf immer schwierigeren, weniger transparenten und härter umkämpften internationa- 
len Märkten. Um eine Anpassung an die sich rasch wandelnden Markt- und Umweltbe- 
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dingungen zu ermöglichen, muß nach neuen Methoden, Organisationsformen und In- 
strumenten gesucht werden. Eines dieser Instrumente zur systematischen Vorbereitung 
zukunftsbezogener Entscheidungen und damit zur Beurteilung zukünftiger Entwick- 
lungen ist die Marktforschung. 

2 . Markt Orientierung ist ausschlaggebend für den Unternehmenserfolg 

Die Schlüsselrolle des Marketing — und damit auch der Marktforschung — für die Un- 
ternehmenspolitik wird jedoch von vielen Unternehmen des deutschen Maschinenbaus 
nach wie vor nicht in ihrer Tragweite erkannt. Es ist auffallend, wie sehr kurzfristiges 
Auftragseingangs- und Umsatzdenken die Unternehmensleitungen beschäftigt. Lang- 
fristiges Marketingdenken geht zu häufig im hektischen Alltagsgeschäft verloren. Des- 
halb muß nachdrücklich auf einige Mißverständnisse aufmerksam gemacht werden, die 
immer wieder auftauchen: Marketing bedeutet keinen Mehraufwand an Organisation, 
Personal und Kosten, sondern die Durchsetzung einer Unternehmensphilosophie. Mar- 
keting ist keine neue Methode, kein Allheilmittel und keine Weltanschauung, sondern 
einfach die logische Konsequenz aus der Wandlung, die im Verhältnis zwischen Indu- 
striebetrieb und Markt eingetreten ist. Marktorientierte Unternehmensführung ist In- 
halt der unternehmerischen Aufgabe schlechthin und beruht auf dem Prinzip der Ak- 
tion anstelle der Reaktion auf dem Markt. Es gibt in diesem Zusammenhang von der 
Denkhaltung her keine grundsätzlichen Unterschiede zwischen Konsum- und Investi- 
tionsgüter-Marketing. Der deutsche Maschinenbau kann und sollte daher von den hart 
umkämpften Märkten der Konsum- und Verb rau chsgüterindustrie lernen; denn auch 
im Maschinenbau gilt: Ein Markt ist mehr wert als eine Fabrik. 

Die konsequente Verfolgung der strategischen Grundeinstellung: die bewußt vor- 
rangige Marktorientierung ist weder von konjunkturellen Schwankungen abhängig, 
noch kann sie nach Belieben heute gefördert und morgen unterbrochen oder einge- 
stellt werden. Bewußtes Marketingdenken versetzt ein Unternehmen in die Lage, der 
Gefahr, in der Hochkonjunktur zu optimistisch und im Abschwung zu pessimistisch 
zu reagieren, wirksam begegnen zu können. Derartige Dispositionsfehler schwächen 
auf die Dauer die Wettbewerbs- und Existenzfähigkeit der Unternehmen sowie der 
gesamten Volkswirtschaft. 

Für die meisten heute in der Verantwortung stehenden Unternehmer ist es neu, 
nach einem Konjunkturtief einen langsamen und schleppenden Aufschwung zu erle- 
ben wie heute: Boom und Rezession folgten bisher in kurzen Wellentälern aufeinan- 
der. Aus Mangel an entsprechenden Erfahrungen tendiert mancher Unternehmens- 
leiter dahin, in der derzeitigen labilen wirtschaftlichen Situation jeden zusätzlichen 
Aufwand — ganz gleich in welchem Bereich des Unternehmens — zu vermeiden, Spar- 
maßnahmen rigoros und ohne Gewichtung durchzuführen und vermehrte Verkaufs- 
erfolge lediglich durch spontane und improvisierte Maßnahmen erzielen zu wollen. 
Speziell für die Marktforschung hat das weit verbreitete prozyklische Handeln die Kon- 
sequenz, daß die ohnehin meist schmalen Etats gänzlich gestrichen werden. In Zeiten 
konjunktureller und struktureller Unsicherheiten ist es aber mehr denn je notwendig, 
die aktuellen und potentiellen Märkte im Rahmen der Möglichkeiten eines Unterneh- 
mens mit allem Aufwand transparent zu machen. 
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3. Die Frage nach der Zukunft stellt sich für jedes Unternehmen 

Zunehmende Dynamik, Ausweitung und Internationalisierung der Märkte, kürzere 
Innovationszeiten und Lebenszyklen der Produkte erfordern ein ausgeprägtes Zu- 
kunftsdenken und ein besseres und schnelleres Ausrichten der unternehmenspoli- 
tischen Entscheidungen auf künftige Tendenzen und Erwartungen. Unternehmensfüh- 
rung heißt heute, in Produkten und Märkten zu denken. Dieser These liegt die syste- 
matische Erfassung und Erforschung der Marktentwicklungen zugrunde. 

Erfahrung, Intuition und Fingerspitzengefühl sind sicher auch in Zukunft Merkmale, 
die den erfolgreichen Unternehmer auszeichnen. Sie allein sind jedoch keine Garanten 
mehr für die Sicherung der Wirtschaftskraft eines Unternehmens. Nur die ständige Aus- 
einandersetzung der Unternehmensleitung mit den Problemen zukünftiger Marktent- 
wicklungen auf systematisch erarbeiteter Grundlage garantiert Erfolg und Überleben. 

Mit Methoden von gestern lassen sich die Probleme von morgen nicht lösen. Die 
Unternehmen des deutschen Maschinenbaues sind nur dann in der Lage, die richtigen 
Entscheidungen für das zukünftige Agieren auf den Weltmärkten sachlich fundiert zu 
treffen, wenn sie die umfangreichen Instrumente, die der Marktforschung im Investi- 
tionsgütersektor heute zur Verfügung stehen, konsequent und kontinuierlich nutzen. 

Erfolge in der Vergangenheit sind keine Garantie für Erfolge in der Zukunft. Die 
Methoden, mit deren Hilfe sich die deutsche Investitionsgüterindustrie auf den Welt- 
märkten behaupten konnte, sollten daher systematisch überprüft, verfeinert und er- 
gänzt werden, um strukturelle Veränderungen der Märkte, technologische Entwick- 
lungen und Wandlungen des Marktverhaltens rechtzeitig erkennen zu können. Nur so 
ist es möglich, marktadäquat zu agieren; nur rechtzeitig gefällte strategische Entschei- 
dungen sichern den Vorsprung vor dem Wettbewerb, der für eine langfristige Existenz- 
sicherung erforderlich ist. 

Systematische Marktforschung zur Herstellung der Markttransparenz kann die Ant- 
wort auf die Frage nach der Zukunft erleichtern. Sie ist ein Instrument, das sich von 
der Improvisation durch das methodische Vorgehen unterscheidet. Die Forderung der 
modernen Unternehmensführung: das klare Bekenntnis des Managements zu rationalen 
Führungs- und Planungsmethoden, läßt sich im Bereich des Absatzes und der Beschaf- 
fung zu einem wesentlichen Teil dadurch realisieren, daß die Marktentwicklungen ei- 
ner laufenden und sorgfältigen Analyse unterzogen werden. 



4 . Die Investitionsgüterindustrie unterschätzt nach wie vor die Bedeutung 
der Mark tforschung 

Eine wesentliche Voraussetzung für die richtige Beurteilung der Märkte ist eine gute 
Markttransparenz. Es genügt nicht, auf Veränderungen zu reagieren, nachdem sie ein- 
getreten sind. Das Unternehmen muß sich aktiv in die Entwicklung der Nachfrage ein- 
schalten, wenn es Marktanteile behalten und erweitern sowie Marktpotentiale erken- 
nen will. 

Vielfach vertreten heute noch Unternehmer des Maschinenbaus die Meinung, eine 
institutionalisierte Marktbeobachtung sei nicht erforderlich. Das spezialisierte, einzeln 
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oder in kleinen Serien gefertigte Produkt habe seinen bestimmten Abnehmerkreis, den 
man seit Jahren kenne. Ganz besonders gelte diese Einstellung bei Lieferung von Ma- 
schinengruppen, von Anlagen und kompletten Fabrikeinrichtungen, bei denen nicht 
nur die Abnehmer nach Art und Zahl bekannt seien, sondern auch die zu errichtende 
Anlage das Ergebnis einer langen und intensiven Zusammenarbeit zwischen Hersteller 
und Auftraggeber sei. 

Diese Einstellung ist falsch und gefährlich. Gerade in der heutigen Zeit, in der sich 
nationale und internationale Märkte in immer schnellerer Folge wandeln und in ihrer 
Aufnahmefähigkeit laufend verändern, ist der Erfolg eines Unternehmens ganz ent- 
scheidend durch eine intensive Marktforschung bestimmt. 

Konjunktureinbrüche und Strukturwandlungen haben bewirkt, daß sich seit Beginn 
des letzten Konjunkturtiefs nicht nur das Abnehmerverhalten, sondern auch die Märk- 
te verändert haben. Sie sind in Bewegung geraten. Neue Märkte zu erschließen oder in 
den Absatzgebieten neue Marktnischen zu entdecken, ist bei weltweiter Kaufzurück- 
haltung schwieriger als in Zeiten guter Konjunktur. Es genügt deshalb nicht, die vor- 
handene Vertriebsorganisation zu vermehrter Akquisition anzuhalten. Vielmehr müs- 
sen die potentiellen Märkte mit allen geeigneten Mitteln systematisch erkundet und 
durchleuchtet werden. 

Maschinenbau-Unternehmen sollten die Marktforschung bewußt so ernst nehmen wie 
die Konsumgüterindustrie; denn Marktforschung kann Risiken zwar nicht ausschalten, 
aber doch erheblich reduzieren. So bietet sich die Auswertung sekundärstatistischen 
Materials verschiedenster Institutionen an. Veröffentlichungen von wissenschaftlichen 
Instituten und Verbänden, Geschäftsberichte, Bilanzen und Gewinn- und Verlustrech- 
nungen der Konkurrenz und der Kunden sollten ebenso analysiert werden wie Rekla- 
mationsberichte, Kataloge, Artikel und Anzeigen in Fach- und Tagespresse. Bei Ange- 
boten, die nicht zu Aufträgen geführt haben, sollte man versuchen, die Gründe dafür 
zu erfahren, warum die Auftragserteilung an einen Konkurrenten erfolgt ist. Auf eige- 
nen Prüfständen könnten Wettbewerbsprodukte getestet werden, um ihre Vor- und 
Nachteile erkennen und für die Marketing-Strategie nutzen zu können. Auch Messen 
im In- und Ausland sind angesichts ihrer großen Bedeutung in der Investitionsgüterin- 
dustrie wichtiger Bestandteil systematischer Markterkundung. Sie ermöglichen einen 
aktuellen Überblick über neue produktpolitische Konzeptionen sowohl im Rahmen der 
generellen technischen Weiterentwicklung als auch in bezug auf das spezifische Ange- 
bot einzelner Branchen. Zugleich eigenen sie sich zur intensiven Analyse des Wettbe- 
werbs. 

Je rascher die technologische, wirtschaftliche, soziologische und politische Entwick- 
lung, je stärker der Wettbewerb, je unstabiler der Markt und je mangelhafter die Markt- 
transparenz, um so unerläßlicher ist für jedes Unternehmen die Marktforschung. Dies 
gilt in besonderem Maße für den stark exportabhängigen deutschen Maschinenbau. 

Da in vielen Bereichen die gegenwärtige Konjunktur von einer langfristigen Struk- 
turveränderung überlagert ist, stellt sich das Problem, die konjunktur- von den struk- 
turbedingten Faktoren zu trennen. Beide verlangen jeweils gesonderte Betrachtungs- 
weisen, Analysen und Entscheidungen. Für ein Unternehmen und seine Erzeugnisse 
kommt es darauf an, früher als die Wettbewerber Folgerungen aus Veränderungen zu 
ziehen, gleichgültig, ob diese aus tiefgreifenden Umschichtungen der Weltmärkte, aus 
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Wandlungen des Abnehmerverhaltens oder aus technischen Entwicklungen resultieren. 

Da der Maschinenbau den größten Teil seiner Kunden direkt und nicht wie die Kon- 
sumgüterindustrie über den Handel beliefert, bietet sich zur Markterkundung die Ver- 
kaufs- und Serviceorganisation an. Durch den engen Kontakt zum Kunden ist der im 
Markt ansässige Verkäufer aber nicht nur in der Lage, bereits in der Entstehungsphase 
eines Problems den Kunden technisch und kaufmännisch zu beraten und abnehmer- 
spezifische Lösungen anzubieten, sondern auch das Verhalten des Wettbewerbs und die 
Entwicklung des Marktes zu beobachten. 

Als alleinige Basis für unternehmerische Entscheidungen reichen die Informationen 
der Verkaufsorganisation allerdings nicht aus. Verkäufer neigen erfahrungsgemäß dazu, 
in konjunkturell guten Zeiten zu optimistisch und in schlechten Zeiten zu pessi- 
mistisch zu urteilen. Deshalb ist es ratsam, die Informationen des Außendienstes zu- 
sammen mit weiteren Marktforschungsergebnissen zentral aufzubereiten und zu ver- 
dichten. 



5 . Marktforschung auch auf den Beschaffungsmärkten 

Analog gilt das bisher für den Absatzsektor Gesagte für die Beschaffungsfunktion. Der 
anhaltend scharfe Wettbewerb zwingt zu energischen Kostensenkungen, die häufig 
nur von den Beschaffungsmärkten her zu erreichen sind. Der Einkauf hat bei vielen 
Unternehmungen des deutschen Maschinenbaues den größten Kostenanteil zu verant- 
worten. Daneben wird ihm im Materialbereich meist ein erheblicher Teil des Betriebs- 
vermögens anvertraut. 

Hauptaufgabe der Beschaffung ist die permanente Abwägung der Alternative: Zu- 
kauf oder Eigenbau. Demzufolge ist auch eine laufende Beobachtung der Beschaffungs- 
märkte Voraussetzung für eine zielsichere unternehmerische Tätigkeit des Einkaufs. 
Die systematische und konsequente Untersuchung auch der Beschaffungsmärkte ge- 
winnt zunehmend an Bedeutung. 

Als zwangsläufige Folge der ständig fortschreitenden Spezialisierung der industriel- 
len Produktion verstärkt sich die Tendenz zum Zukauf. Damit verbunden ist die Ver- 
lagerung vom Produktions- zum Absatz- und Beschaffungsdenken. 

In den letzten Jahren durchgeführte Untersuchungen haben ergeben, daß der durch- 
schnittliche absatz- und beschaffungswirtschaftliche Qualitätsstandard europäischer 
Unternehmen der Investitionsgüterindustrie auch heute noch weniger effizient ist als 
der vergleichbarer amerikanischer Unternehmen. Es ist für viele europäische Firmen ty- 
pisch, daß sie über einen relativ gut ausgebauten und organisierten technischen Sektor, 
aber einen weitgehend unterentwickelten und unterorganisierten Absatz- und Beschaf- 
fungsbereich verfügen. 

Zusätzliche Bedeutung erfährt die Beschaffungsfunktion durch die Internationali- 
sierung der Märkte. Kein Unternehmen kann heute darauf verzichten, das internatio- 
nale Angebot an Maschinen und Rohstoffen in seine Dispositionen einzubeziehen. Dies 
ist aber nur möglich, wenn die modernen Methoden der Marktforschung auch für den 
Beschaffungsbereich genutzt werden. 
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6. Marktorientierte Forschung für Produktinnovationen 

Um unter den neuen Markt- und Wettbewerbsverhältnissen konkurrenzfähig zu blei- 
ben, überdenken viele Unternehmen des Maschinenbaus ihre Einstellung zu neuen Pro- 
dukten und Problemlösungen. Ein Unternehmen lebt letztlich von der Fähigkeit, zur 
rechten Zeit die richtigen Produkte auf den Markt zu bringen. Die Notwendigkeit, In- 
novationen zu entwickeln und am Markt anzubieten, wird heute von niemandem 
mehr in Frage gestellt. In der Tat ist das neue oder verbesserte Produkt zu einer Frage 
der Existenzsicherung geworden. 

Noch vor einigen Jahren konnte ein Hersteller oft auf einem neuen Erzeugnis sein 
ganzes Unternehmen aufbauen und mußte sich keine allzu großen Sorgen über dessen 
Absatz in den folgenden Jahren machen. Heute braucht jedes Unternehmen den stän- 
digen Fluß neuer, verbesserter Erzeugnisse. Deshalb gilt es, die Einstellung zu neuen 
Produkten und ihrer Problematik zu ändern, denn die herkömmlichen Methoden zur 
Produktentwicklung berücksichtigen diese Gegebenheiten nicht genügend. 

Für den Erfolg oder Mißerfolg bei der Forschung und Entwicklung neuer Erzeug- 
nisse ist heute entscheidend, daß der Forschungsstab marktorientiert arbeitet. Dies be- 
dingt enge Zusammenarbeit und laufenden Dialog zwischen den in Forschung und Ent- 
wicklung sowie der Marktforschung Tätigen. Um die Risiken der Forschung und Ent- 
wicklung neuer Produkte zu mindern, sollte der konstruktiven Tätigkeit des Ingenieurs 
eine Erforschung der Märkte vorgeschaltet werden. Nur die Bereitschaft dieser beiden 
Unternehmensbereiche zu wechselseitiger Kommunikation und gemeinsamer Teamar- 
beit bietet die Gewähr dafür, daß gefährliche Fehlentwicklungen erkannt und vermie- 
den werden können. 

Unternehmen müssen mit aller Energie nach neuen Produktideen suchen, den Ideen- 
fluß im Unternehmen selbst und von draußen, vom Markt her, entsprechend organisie- 
ren und stimulieren sowie Initiativzentren für neue Produkte schaffen, um erfolgreich 
zu sein: neue Produkte sind nur noch in Ausnahmefällen Zufallsprodukte; in der Regel 
sind die Ergebnisse streng geplanter Prozesse auf der Grundlage genauer Untersuchun- 
gen der Märkte und ihrer Trends. 

Ohne neue Produkte werden viele Unternehmen über kurz oder lang in Schwierig- 
keiten geraten. Immer größere Anteile des Verkaufsvolumens entfallen auf Produkte, 
die es vor Jahren noch nicht gab. Die Gewinne resultieren ganz überwiegend aus diesen 
neuen und nicht aus den traditionellen Produkten. 

Innovationen sind nicht zwangsläufig sensationelle neue Produkte; Neuerungen be- 
deuten meist neuartige Problemlösungen, neue Konzeptionen, mit denen neue Märkte 
geschaffen werden können. Derartige Problemlösungen können im Wettbewerb für eine 
Unternehmung des Maschinenbaues entscheidend sein, obgleich sich die Vorteile der 
Neuerung oft nicht spektakulär zur Schau stellen lassen. So sind beispielsweise Innova- 
tionen wie die Beschleunigung eines Verfahrens, Leistungserhöhungen, die Steigerung 
von Genauigkeiten, stärkere Automatisierung, Wartungsfreiheit oder Geräuscharmut 
heute sehr bedeutsam. Lösen derartige Entwicklungen ein vorhandenes Problem, so 
werden sie auf den Märkten Erfolg haben. Dies gilt in besonderem Maße für den deut- 
schen Maschinenbau, der mit sehr hohen Lohnkosten kalkulieren muß. Nur sich in Pro- 
dukten mit hochwertigem Qualitätsstandard dokumentierender technologischer Fort- 
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schritt kann die Nachteile gegenüber kostengünstiger produzierenden Wettbewerbern 
ausgleichen. 

Wir wissen heute, daß wir Wachstum nicht mehr durch Massenprodukte und bloße 
Ausweitung der Auflagenhöhe erreichen werden. Wir werden uns technologische Neue- 
rungen einfallen lassen müssen, die sowohl bei der Herstellung als auch beim Vertrieb, 
bei Installation und Wartung sehr viel fachliches Können und Spezialwissen erfordern. 



7 . Risikoreicher Zwang zu Fertigung im Ausland und Technologietransfer 
— Entscheidungshilfen durch die Marktforschung 

Die Meldungen über zunehmenden Protektionismus in der Weltwirtschaft häufen sich. 
Maschinenbau-Unternehmen, die in den vergangenen Jahren versucht haben, die Aus- 
landsaktivitäten zu steigern, haben dies erfahren müssen. Importkontingente, Devisen- 
mangel, steigende Verschuldung der Entwicklungsländer und damit der Zwang zu na- 
tionaler Fertigung stellen Gefahren für den gesamten Welthandel dar. 

Für den exportintensiven Maschinenbau stellt sich die Frage, welche Möglichkeiten 
er hat, um den aufgezeigten Gefahren wirkungsvoll zu begegnen. Hier spielen Faktoren 
wie Technologietransfer, Lizenzen, Fertigung im Ausland, Joint-Ventures eine große 
Rolle. Einige Maschinenbau-Unternehmen sind den Weg der Fertigungsverlagerung in 
andere Länder bereits gegangen — im Bewußtsein der erheblichen Risiken, die mit der- 
artigen Entscheidungen verbunden sind. 

Sehr unterschiedliche Gründe können die Ursache für eine Investition im Ausland 
sein, wobei nicht nur Kostenfragen eine Rolle spielen, sondern meistens absatzpoli- 
tische Gesichtspunkte den Ausschlag geben. Eine generelle Antwort kann aufgrund 
der vielfältigen Einflußgrößen und der unterschiedlichen Problematik verschiedener 
Länder und Unternehmen nicht gegeben werden. Es bedarf in jedem einzelnen Fall 
einer genauen Prüfung der Risiko-Chancen-Verteilung, wie z. B. der politischen Sicher- 
heit, der Aufnahmefähigkeit des Marktes, der Qualitätssicherung der Produkte, der Pro- 
duktivität im Verhältnis zu niedrigen Löhnen, der Absicherung des Know-how sowie 
der Kapitalein- und -ausfuhrvorschriften. 

Hier kann die Marktforschung wesentliche Beiträge leisten. Man sollte den Aufwand 
nicht scheuen, alle vorhandenen Informationsquellen über den zur Diskussion stehen- 
den Auslandsmarkt systematisch zu erkunden und in Anspruch zu nehmen. In Anbe- 
tracht der erheblichen unternehmenspolitischen Konsequenzen von Fehlinvestitionen 
im Ausland ist es unerläßlich, vor der Entscheidung in die Marktforschung zu investie- 
ren, unter Umständen eigene Mitarbeiter in das Land zu entsenden bzw. mit externen 
Organisationen und Beratern zusammenzuarbeiten, um die für solide Entscheidungen 
notwendige Markttransparenz herzustellen. 

Investitionen auf ausländischen Märkten sind Voraussetzung für die Erhaltung der 
internationen Wettbewerbsfähigkeit in der Zukunft. Die Marktforschung als Marke- 
ting-Instrument übernimmt dabei die Aufgabe, die Märkte transparent zu machen, um 
die beachtlichen Risiken von Auslandsinvestitionen besser abschätzen zu können. 
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8. Marktforschung als integrierter Bestandteil der Marketing- und Unter- 
nehmensplanung 

Alle Bereiche eines Unternehmens sind als Elemente eines umfassenden Systems zu 
verstehen: sie müssen Zusammenarbeiten und sind voneinander abhängig. Sie haben 
alle ein gemeinsames Ziel: das gesamte Unternehmen zu erhalten und zu fördern. Da 
Bereichsdenken das optimale Zusammenwirken der Unternehmensbereiche behin- 
dert, ist es durch eine klar konzipierte Unternehmensplanung und das Systemdenken 
zu ersetzen. Derart praktizierte Planung fördert das Zukunftsbewußtsein, indem alter- 
native zukünftige Entwicklungen vorweg durchdacht werden. 

Es liegt dabei auf der Hand, daß Entscheidungen um so eher richtig sind, je exak- 
ter und lückenloser die Daten, die ihr zugrunde liegen, aufbereitet sind. Deshalb ist 
jede Planung nur so gut oder so schlecht wie die Daten, auf denen sie basiert. Man 
sollte sich jedoch vor Verfahren, Methoden und Modellen hüten, die intellektuell und 
in der Theorie befriedigend, aber in der praktischen Anwendung wenig wertvoll oder 
zu aufwendig sind. 

Noch zu oft projizieren planende Maschinenbau-Unternehmen die gegenwärtigen 
Verhältnisse in die Zukunft, ohne Marktentwicklungen ausreichend zu berücksichti- 
gen. Bei einem solchen Vorgehen kann man praktisch nicht von einer Planung als 
einem Führungsmittel sprechen, denn es fehlt das wichtigste Element jeder Planung: 
der Zielbezug. Planung ohne Zielsetzung jedoch ist Selbsttäuschung; eine statistische 
Spielerei ohne jede Verbindung zur Realität. Wie selten konkrete Vorstellungen über 
die Zielsetzung eines Unternehmens bestehen, wird dann deutlich, wenn diese Ziele 
formuliert werden sollen. Dabei sind heute die Ziele eines Unternehmens weitaus dif- 
ferenzierter als das Streben nach Gewinnmaximierung oder Umsatzwachstum. 

Die Ergebnisse der Marktforschung gehen in die Planung des Marketing auf den 
Absatz- und Beschaffungsmärkten ein. Die Marketingplanung ist wiederum verknüpft 
mit den Planungen der anderen Bereiche des Unternehmens, so daß letztlich ein Pla- 
nungssystem entsteht, das die vielfältigen Zielsetzungen und Aufgaben im Unterneh- 
men erfaßt. In diesem periodisch und systematisch erarbeiteten System spiegelt sich 
die gewollte und für möglich gehaltene Entwicklung des Unternehmens wider. 

In einer Wirtschaftsphase, die durch die Vordringlichkeit tagespolitischer Entschei- 
dungen geprägt wird, kommt es ganz besonders darauf an, die Planungsinstrumente 
richtig und flexibel einzusetzen und erfolgreich auszuwerten. Diejenigen Unternehmen 
sind im Vorteil, die über eine ausgebaute Planung als Führungsinstrument verfügen, da 
ihr Entscheidungshorizont über die aktuellen Tagesereignisse hinausreicht. Auf der 
Grundlage langfristiger Marktanalysen und Absatzprognosen vermögen diese Unter- 
nehmen zu unterscheiden zwischen kurzfristigen Störungen und dem langfristigen 
Trend, der vielfach unabhängig von der Konjunktur eigenen Gesetzen folgt. 

Hier wird die Wechselbeziehung zwischen Planung und Marktforschung deutlich 
sichtbar und häufig unangenehm spürbar. Fehlplanungen und Versäumnisse können 
— wie sich an vielen Beispielen zeigt gefährlich und sogar tödlich sein. 

Sicher ist gerade heute das langfristige Voraussehen technischer und wirtschaftli- 
cher Veränderungen komplexer geworden als früher. Andererseits stehen uns zahl- 
reiche bessere Informationsquellen und Mittel zur Verfügung, die, richtig eingesetzt, 
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aus der Zukunftsvision ein wahrscheinlicheres Zukunftsbild ergeben. Prognose-, 
Markt- und Risikomodelle simulieren die zukünftige Entwicklung und liefern der Un- 
ternehmensleitung Informationen zur Absicherung ihrer Entscheidungen. 

Der Maschinenbau benötigt eine moderne, systematisch geführte Marketingpoli- 
tik unter Einsatz der entsprechenden Methoden und eine auf die Zukunftsentwick- 
lungen in Absatz und Beschaffung gerichtete Marktforschung. Wie in der Medizin 
die richtige Diagnose Voraussetzung für eine zweckmäßige und erfolgreiche Thera- 
pie ist, so ist eine gute und differenzierte Marktforschung Voraussetzung für die Ob- 
jektivierung der mit Marketing-Entscheidungen verbundenen Risiken. Marktforschung 
kann Risiken nicht ausschließen, sie jedoch erheblich zum Wohle des Unternehmens 
einschränken. 




Auslandsinvestitionen und Strukturwandel 
der deutschen Wirtschaft 



Von Alfred Herrbausen 



Das deutsche Wirtschaftswunderauto ist rund ein Vierteljahrhundert gut gelaufen, vor- 
nehmlich auf zwei Zylindern: Investitionen und Export. Der erste hatte bereits vor 
einigen Jahren kraftraubende Risse bekommen und läuft auch heute noch untertourig. 
Nicht nur Unternehmen fürchten jetzt, daß nach der zunehmenden Höherbewertung 
der D-Mark nunmehr ebenso der zweite Zylinder zu versagen droht. 

Die Investitions- und Exportschwäche fällt in die Zeit eines tiefgreifenden Struktur- 
wandels. Der Strukturwandel ist ein durchaus altes Phänomen. Beispiele aus der deut- 
schen Nachkriegsgeschichte liefern die Landwirtschaft, der Steinkohlebergbau, der 
Schiffbau und die Textilindustrie. Seine neue Dimension ist die Begleiterscheinung 
„strukturelle Arbeitslosigkeit Alarmierend ist das Problem gegenwärtig dadurch ge- 
worden, daß struktureller Sand die Drehzahl des fiskal-politisch und monetär angetrie- 
benen Konjunkturmotors schwächt. 

Eine der Antworten, die die Unternehmen auf die gestellte Aufgabe „Strukturwan- 
del“ geben, heißt: Investitionen im Ausland. Mit rund 5 Mrd. DM p. a. in den letzten 5 
Jahren entsprechen die deutschen Auslandsinvestitionen 2,3 % der gesamten jährlichen 
Inlandsinvestitionen. Die Auslandsproduktion der deutschen Wirtschaft kann z. Z. auf 
70—80 Mrd. DM p. a. geschätzt werden. Sie macht demnach rund 10 % des Inlandsum- 
satzes der Verarbeitenden Industrie aus und knapp ein Drittel der Ausfuhr. Dennoch: 
Auf den ausländischen Absatzmärkten spielen die deutschen Ausfuhren im Vergleich 
zur deutschen Auslandsproduktion eine wesentlich größere Rolle als z. B. im Falle der 
amerikanischen oder britischen Wirtschaft. 

In den letzten Jahren hat sich die Struktur des deutschen Auslandsgeschäftes zugun- 
sten der Produktion im Ausland verändert. Gerade diese Schere zwischen den Wachs- 
tumsraten der Auslandsinvestitionen und der Ausfuhr bildet die Grundlage für die Auf- 
fassung, die Auslandsinvestitionen ersetzten die Ausfuhr, führten zu verstärkten Einfuh- 
ren und verdrängten dadurch die inländische Produktion. Kurz: Sie ersetzten inlän- 
dische Investitionen, exportierten damit deutsche Arbeitsplätze und leisteten so keinen 
konstruktiven Beitrag zur Lösung der Strukturprobleme. 
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I. Strukturwandel: Externe und interne Auslöser 



Strukturwandel ist — übrigens nicht nur in marktwirtschaftlich ausgerichteten Volks- 
wirtschaften — ein normaler Vorgang. Wettbewerbswirtschaft, geänderte außenwirt- 
schaftliche Bedingungen und technischer Fortschritt bringen es mit sich, daß Unter- 
nehmen, die von strukturellen Nachfrageänderungen im In- und Ausland ungünstig 
betroffen werden, ihr Produktionsprogramm umstrukturieren oder aus dem Markt aus- 
scheiden müssen. Im letzteren Fall entstehen normalerweise andere Unternehmen neu. 
Entsprechend verändert sich die Beschäftigungsstruktur, weniger das Beschäftigungs- 
volumen. 

Demgegenüber erscheinen die derzeitigen Strukturveränderungen ungewöhnlich. Die 
Entwicklung der Zahl der Insolvenzen und der Unternehmensgründungen ist stark ge- 
genläufig. Im Jahresdurchschnitt 1976/77 wurden im Verarbeitenden Gewerbe (ohne 
Bau) 1670 Insolvenzen registriert, 133 % mehr als im Jahresdurchschnitt 1970/71. Die 
neu errichteten Industriebetriebe machen mit 228 im Jahr 1975 (neuere Zahlen liegen 
nicht vor) nur ein Fünftel der Neugründungen im Jahresdurchschnitt 1970/71 aus. Die 
Arbeitslosenzahl hat sich von 220 000 im Durchschnitt der 60iger und der 70iger Jahre 
bis 1973 auf über 1 Mio. seit 1975 erhöht. 

Strukturanpassungen laufen offenbar heute mit erhöhten Friktionen ab. Sie sind 
nicht mehr wie früher beschäftigungsneutral. 

Die veränderten Bedingungen des Wirtschaftens, die uns den Strukturwandel als 
wirtschaftspolitische Herausforderung darstellen, lassen sich im wesentlichen wie folgt 
lokalisieren: 

— In den 50er und 60er Jahren verlief die Konjunkturentwicklung in der BR Deutsch- 
land und in anderen Industrieländern asynchron. Schwächephasen der Binnenkon- 
junktur wurden durch florierende Exporte abgekürzt und gemildert, strukturelle 
Anpassungsnotwendigkeiten und ihre beschäftigungspolitischen Konsequenzen in 
einzelnen Branchen oder Unternehmen gesamtwirtschaftlich aufgefangen. Der sich 
in den 70er Jahren einstellende Gleichlauf der internationalen Konjunkturen ver- 
schärft die gegenwärtigen Strukturanpassungsprobleme. 

— Die lang anhaltende Unterbewertung der D-Mark hat der deutschen Wirtschaft über 
lange Jahre einen Wettbewerbsvorsprung vor der ausländischen Konkurrenz einge- 
räumt. Das gilt sowohl für die Wettbewerbsposition auf den Auslandsmärkten als 
auch für die auf dem Inlandsmarkt. Grenzbranchen, die bei „realistischen“ Wechsel- 
kursen hätten schrumpfen müssen, wurden am Leben gehalten, andere Branchen 
dehnten sich stärker aus, als es ohne den Wechselkurs-Flankenschutz möglich ge- 
. wesen wäre. 

Mit der Aufhebung des „Währungs-Schutzschildes“ gegen Ende der 60er Jahre und 
der anschließenden Höherbewertung der D-Mark an den Devisenmärkten hätte sich 
der deutsche Produktionsapparat kontinuierlich auf die geänderten Bedingungen 
einstellen müssen. Daß dies nicht, oder nicht rasch genug und in dem notwendigen 
Umfang geschah, verhinderte die damals steigende Geldentwertung im Inland wie 
im Ausland. Sie verhalf den verfügbaren und selbst noch neu installierten Kapazitä- 
ten zu einer inflationären Scheinrentabilität. Erst als Stabilitätsbemühungen, natio- 




Auslandsinvestitionen und Strukturwandel der deutschen Wirtschaft 



91 



nal wie international, erfolgreich waren, wurde dieser wechselkursbedingte „Anpas- 
sungsstau“ abrupt deutlich sichtbar. 

— Der Anpassungsdruck seitens des Auslandes ging zunächst von den hochindustriali- 
sierten Ländern aus. Er wird gegenwärtig noch ergänzt durch den Wettbewerbs- 
druck der Entwicklungsländer. Sie haben ihre Marktanteile an der Inlandsverfügbar- 
keit in der BR Deutschland stark steigern können, vor allem in arbeitsintensiven 
und standardisierbaren Produktbereichen aufgrund billiger Arbeitskräfte. Hierin 
wirkt sich u. a. auch die Umschaltung der Entwicklungsstrategie von der Import- 
substitution auf eine exportorientierte Industrialisierung in vielen Entwicklungslän- 
dern aus. Weltwirtschaftlich sind diese Vorgänge zweifellos zu begrüßen; sie konkre- 
tisieren nicht zuletzt die ,,aid and trade“ Konzeption der Entwicklungshilfe. Unge- 
achtet dessen werfen sie bei uns Probleme auf. 

— Die Vervierfachung der Rohölpreise hat zur Erhöhung der Preise von energieintensi- 
ven Gütern und Produktionsverfahren geführt. Dadurch ergaben sich Nachfrage- 
änderungen und Marktverschiebungen. 

— Die OPEC-Länder verwenden ihre Mehreinnahmen nicht in vollem Umfang für eine 
Erhöhung ihrer Güterbezüge auf den Weltmärkten. 

— Soweit die OPEC-Länder diese Nachfragelücke inzwischen durch direkte und indi- 
rekte Kredite an devisenschwache Länder zumindest teilweise schließen, hat die da- 
mit verbundene Änderung der Nachfragestruktur dennoch Änderungen der Produk- 
tionsstruktur zur Folge. 

— Zu den vielschichtigen Aspekten, die von der außenwirtschaftlichen Seite die Not- 
wendigkeit eines Strukturwandels auslösen, gehört last but not least die in Ansätzen 
erkennbar werdende Verstärkung eines internationalen handelspolitischen Protek- 
tionismus. Nicht nur im Nord-Süd-Dialog, auch in der EG geht — reizwortentschärft — 
die „Organisation der Märkte“ um. 

— Die Bremswirkungen der Nachfrageveränderungen und -Verlagerungen, die aus unse- 
rer außenwirtschaftlichen Verflechtung resultieren, sind in den letzten Jahren ver- 
schärft worden durch Stolpersteine, die wir uns selbst gelegt haben: 

Durch Transfer von inländischer Kaufkraft an die OPEC-Länder ist der Verteilungs- 
spielraum im Innern kleiner geworden. Im inländischen Verteilungskampf wurde 
dies zu spät zur Kenntnis genommen. Aufgrund des internen Verteilungskampfes 
haben die deutschen Personalkosten inzwischen eine internationale Spitzenposition 
erreicht. 

Diese Position wird durch die laufende internationale Höherbewertung der D-Mark 
— um 45 % von Ende 1972 bis Mitte 1978 — noch „erhärtet“. Auch dies bedeutet 
Importsog und Verschlechterung der Wettbewerbsposition der deutschen Wirtschaft 
auf den Auslandsmärkten. Die Folge waren Gewinnschmälerung auch im Auslands- 
geschäft und rückläufige Investitionsneigung der Wirtschaft. 

In der Energiewirtschaft schließlich führte das verstärkte Umweltbewußtsein wei- 
ter Bevölkerungskreise zu einem Aufschub von Investitionen in Milliardenhöhe. 

Ziehen wir eine Zwischenbilanz: 

— Die aus vielerlei Gründen gestellte Aufgabe Strukturwandel ist heute bei weitem 
noch nicht abschließend gelöst. 

— Die aufgeworfenen Strukturprobleme vermindern die Treibkraft fiskalpolitischer 
und monetärer Konjunkturstimulanzien. 
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— Auslandsinvestitionen in der getätigten Größenordnung stellen — würden sie im In- 
land investiert — Wachstums- und arbeitsmarktpolitisch kein Äquivalent dar für die 
Lücke, die der vielschichtige Strukturwandel aufgerissen hat. 



II. Auslandsinvestitionen: Vielfalt der Strategien — 
differenzierte Konsequenzen 

Diese Antwort geben heißt nicht, den Einfluß der Auslandsinvestitionen auf die Güter- 
und Faktormärkte leugnen. Sie bewirken Veränderungen der Ausfuhr- und Einfuhr- 
struktur und damit der inländischen Branchenstruktur. Die Veränderungen auf den 
Gütermärkten ziehen naturgemäß solche auf den Faktormärkten, z. B. dem Arbeits- 
markt, nach sich. 

Der Strukturwandel macht neuartige Entscheidungen notwendig, um dem Industrie- 
standort BR Deutschland wieder dauerhaft Wachstum und Beschäftigung zu sichern. 
Im Rahmen einer Wiedergesundungspolitik sind Auslandsinvestitionen um so mehr eine 
angemessene Strategie, als eine auf Unterbewertung der D-Mark gerichtete Währungs- 
politik, handelspolitische Restriktionen zum Schutz heimischer Wirtschaftszweige 
oder eine scharfe Reduzierung des Reallohns als wirtschaftspolitische Maßnahmen zur 
„Abfederung“ des inländischen Strukturwandels ausscheiden. 

Die Argumentation, daß Auslandsinvestitionen als Teilstrategie keinen Beitrag zur 
Lösung der Strukturprobleme in Deutschland darstellen, sondern vielmehr Wachstum 
und Arbeitsplätze ins Ausland exportieren, scheint mir allenfalls auf den ersten Blick, 
d. h. nicht stichhaltig zu sein. Schon die Unterscheidung zwischen beschaffungsorien- 
tierten und absatz- oder marktorientierten Auslandsinvestitionen zeigt, daß die jewei- 
ligen Auswirkungen auf den Außenhandel und damit auf die Inlandsbeschäftigung 
unterschiedlich sind. 

Als beschaffungsorientiert sind Auslandsinvestitionen dann einzustufen, wenn sie 
der Belieferung der Muttergesellschaft oder auch anderer Unternehmen mit Waren die- 
nen, die in der BR Deutschland nicht oder nur unwirtschaftlich produziert werden 
können. 

Für ein rohstoffarmes Land wie die BR Deutschland ist die Verbesserung und Siche- 
rung der Rohstoffbasis durch Auslandsinvestitionen Struktur- und arbeitsmarktpoli- 
tisch eine unabweisbare Notwendigkeit. Sie ergänzen eine Strategie, die im übrigen die 
Rohstoffabhängigkeit durch sparsame Verwendung, Recycling und/oder durch Sub- 
stitution zu mindern sucht. 

Auslandsinvestitionen zur Sicherung der Rohstoffbasis sind trotz der staatlichen 
Förderungspolitik bisher noch relativ gering geblieben. Aufgrund der Aufgliederung 
nach Wirtschaftszweigen und Anlageländern darf geschätzt werden, daß auf rohstoff- 
orientierte Investitionen weniger als 10 % der gesamten deutschen Auslandsinvestitio- 
nen entfallen. 

Neben der besseren und sichereren Verfügbarkeit von Rohstoffen geht es bei be- 
schaffungsorientierten Auslandsinvestitionen auch um den Import von Produktionen, 
deren Kosten im Ausland niedriger anfallen als bei uns. Unter diese Rubrik ist die Ver- 
lagerung von lohnintensiven Produktionsstufen ins Ausland einzuordnen. 
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Die einfuhrerhöhende Wirkung dieser beschaffungsorientierten Auslandsinvestitio- 
nen beschränkt sich meist auf Waren, an deren Produktionskosten die Lohnkosten 
einen hohen Anteil haben und die auch mit einem hohen Anteil an minderqualifizier- 
ten und deshalb billigeren Arbeitskräften hergestellt werden können. Ein klassisches 
und noch dazu aktuelles Beispiel hierfür sind die Auslagerung der Produktion des VW- 
Käfers nach Mexiko, sein Import in die BR Deutschland und der ersatzweise Aufbau 
von Kapazitäten durch das Volkswagenwerk, deren Produktion der veränderten Nach- 
frage auf dem Inlands- und Auslandsmarkt gerecht wird. Gerade dieses Beispiel zeigt, 
daß Auslandsinvestitionen dieser Art Struktur- und beschäftigungspolitisch den Vorzug 
haben, daß sie Ressourcen für Produktionsinnovationen freisetzen. 

Eine von der Deutsche Bank AG durchgeführte Kundenbefragung zeigt eine auffal- 
lende Parallelität zwischen Unternehmensgröße, beabsichtigten Erweiterungsinvesti- 
tionen und Auslandsinvestitionsplänen. Diese Parallelität bestätigt, daß sich die Ver- 
lagerung lohnintensiver Produktionsstufen ins Ausland vorzugsweise bei Großunter- 
nehmen vollzieht. Sie ist aufgrund dessen im Zusammenhang mit der dadurch ermög- 
lichten Produktionsinnovation weitgehend beschäftigungsneutral. Die Herausnahme 
lohnintensiver Produktionen, die der Nachfragestruktur nicht mehr entsprechen, aus 
der gesamten Produktionspalette bedeutet für die Unternehmen eine Anpassung an ver- 
änderte Nachfragestrukturen und damit Sicherung von Bestand, Wachstum und Be- 
schäftigung. 



III. Absatzorientierte Auslandsinvestitionen: ,, Merkantilismus verkehrt“ 



Im Vergleich zu den beschaffungsorientierten Auslandsinvestitionen fallen absatzorien- 
tierte zweifellos quantitativ stärker ins Gewicht. In diesen Fällen steht die Belieferung 
des Inlandsmarktes mit zusätzlichen Einfuhren konzeptionell nicht zur Debatte. Den- 
noch könnte die Wachstums- und Arbeitsplatz-Export-Argumentation hier am ehesten 
greifen, weil der Gedanke an eine Exportsubstitution besonders nahe liegt. 

Von der strategischen Konzeption her zielen absatzorientierte Auslandsinvestitio- 
nen der deutschen Industrie auf drei Problem punkte: 

1. Absatzsicherung durch größere Marktnähe, 

2. Ausweitung bestehender Marktpositionen, 

3. Erschließung neuer Auslandsmärkte. 

Nach einer Unternehmensbefragung des Ifo-Instituts nennen 30 % der Firmen als 
Hauptgrund für Auslandsinvestitionen die Absatzsicherung durch größere Marktnähe. 
Der zweitwichtigste Grund — mit knapp 20 % der Meldungen — ist die Umgehung von 
Importrestriktionen der Abnehmerländer-, so sind z. B. protektionistische Zollbarrieren 
ein Hauptgrund für den bisherigen starken Ausbau der deutschen Chemieunternehmen 
in den USA. Schließlich ist die Präsenz deutscher Unternehmen im Ausland vielfach 
Voraussetzung zur Erhaltung alter und zur Erschließung neuer Märkte. 

Der Auf- und Ausbau von Engineering- und Service-Stützpunkten durch die deut- 
sche Exportwirtschaft im Ausland ist keine neue Erscheinung und in seiner exportstüt- 
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zenden Wirkung unbestritten. Neueren Datums ist, daß auch Fertigungsstützpunkte 
deutscher Unternehmen im Ausland zunehmend an Bedeutung gewinnen. Vor allem 
Länder, die sich in der Industrialisierungsphase befinden, machen Auftragserteilungen 
an deutsche Exporteure mehr und mehr vom Aufbau einer nationalen Fertigung abhän- 
gig. Mit der analog wirkenden Übernahme der Finanzierung von ,, local costs“ im Rah- 
men der Kapitalhilfe trägt die Bundesregierung den Bemühungen der Entwicklungslän- 
der, Devisen zu sparen, seit Jahren Rechnung. Die deutsche Exportwirtschaft hat diesen 
Trend zum ,, local manufacture“ ebenso zu akzeptieren wie die Tatsache, daß Export- 
abschlüsse eines Einzelunternehmens zunehmend hohe Anteile von inländischen und 
ausländischen Fremdlieferungen enthalten. Dennoch heißt dies insgesamt, daß sich 
Auslandsinvestitionen und Exporte komplementär und eben nicht substitutiv verhalten. 

Der Merkantilismus des 16.— 18. Jahrhunderts verfolgte außenwirtschaftlich das 
Konzept, nationalen Reichtum über möglichst hohe Exportüberschüsse zu akkumulie- 
ren. „Trade and aid“ war zu Beginn der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts das Kon- 
zept für die Entwicklung der Dritten Welt. Seit der Ölkrise mit ihren verheerenden 
Konsequenzen für die Zahlungsbilanzen auch vieler alter Industrieländer lautet das 
Konzept für eine neue Welt-Entwicklungspolitik „trade, aid and invest abroad“. Am 
Beispiel der VW-Pröduktion in Mexiko dargelegt heißt dies: Die mexikanischen Devi- 
seneinnahmen aus Exporten, die zum Teil aus der dortigen VW-Produktion stammen, 
stärken die Importkraft Mexikos. Diese internationale Kaufkraft kommt entweder 
direkt der deutschen Exportwirtschaft zugute; importiert Mexiko dagegen aus Dritt- 
ländern, so wird deren Devisensituation verbessert, was der deutschen Exportwirt- 
schaft über die Stabilisierung des weltwirtschaftlichen Verbunds indirekt zugute 
kommt: Merkantilismus auf den Kopf gestellt! 

Für ein komplementäres Verhalten zwischen Auslandsinvestitionen und Exporten 
gibt es sowohl im Unternehmensbereich als auch für einzelne Branchen signifikante In- 
dizien. Im Anlagenbau tätige Unternehmen, bei denen Auslandsaufträge am gesamten 
Ordereingang 60 % und am Auftragsbestand 75 % ausmachen, berichten, daß das 
Wachstum der Auslandsaufträge aus denjenigen Ländern überproportional ausfällt, in 
denen sie mit eigenen Fertigungsstätten vertreten sind. 

Die exportstützende und damit arbeitsplatzsichernde Funktion der deutschen Aus- 
landsinvestitionen wird zudem dadurch belegt, daß die exportintensivsten Branchen 
und Unternehmen der BR Deutschland auch die höchsten Investitionsbestände im Aus- 
land aufweisen. Zugleich sind Länder mit hohen deutschen Engagements auch Haupt- 
abnehmer deutscher Waren. Brasilien, das zur Mitte der 60er Jahre die zweitgrößte 
Hochburg der deutschen Auslandsinvestitionen wurde und das seither seine bis dahin 
schwachen Bezüge deutscher Waren weit überdurchschnittlich erhöhte, darf in letzterer 
Hinsicht als Paradebeispiel gelten. 

Natürlich — wie sollte es auch anders sein können — gibt es, bezogen auf ein einzel- 
nes Land und/oder auf einzelne Branchen, auch das scheinbare Gegenbeispiel. Unter 
den Zielländern der Auslandsinvestitionen der deutschen Chemie, der Elektrotechnik 
und des Maschinenbaus liegen die USA mit Anteilen zwischen 13 und 10 % vom jewei- 
ligen gesamten Auslandsinvestitionsbestand auf dem ersten bis dritten Rang. In jeder 
der genannten Branchen war das Wachstum der Exporte in die USA gegenüber dem ge- 
samten Branchenexport seit 1970 unterdurchschnittlich (Tab. 1). 
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Indizien deuten darauf hin, daß auch eine Fehlanzeige bei deutschen Investitionen 
in den USA kein wesentlich größeres Exportwachstum dorthin erlaubt hätte. Bei der 
Größe des US-Inlandsmarktes und der entsprechend geringen Importabhängigkeit des 
Landes sind der amerikanische Verbraucher und der Investor ,,von Natur aus“ und 
unter dem psychologischen Einfluß administrativer ,,buy-american“-Kampagnen auf 
den vorzugsweisen Erwerb von Inlandsprodukten vorprogrammiert. In dieser Situation 
sind Importe benachteiligt, und deutsche Investitionen in den USA liefern — letzten 
Endes zugunsten des Bestandes, des Wachstums und der Beschäftigung der betroffenen 
deutschen Unternehmen und Branchen — amerikanische ,, Inlandsprodukte“. 



Tabelle 1: Bestand deutscher Auslandsinvestitionen und Ausfuhrsteigerung nach 
Ländern 



Hauptanlageländer 


Anteil am jeweiligen 

Gesamtbestand in % 




Anstieg des 
Imports 
1970 - 1976 
in % 


Ende 1976 Ende 1969 


Chemie 








USA 


13 


10 


50 


Belgien/Luxemburg 


10 


15 


127 


Frankreich 


10 


8 


119 


Niederlande 


6 


8 


110 


Großbritannien 


4 


0 


104 


Spanien 


3 


5 


133 


andere Länder 


54 


54 


86 


Elektro -Industrie 








Brasilien 


13 


11 


246 


USA 


11 


0 


62 


Frankreich 


8 


12 


139 


Italien 


8 


8 


89 


Spanien 


4 


5 


137 


Österreich 


3 


0 


145 


andere Länder 


53 


64 


113 


Maschine?! bau 








Brasilien 


14 


14 


149 


Frankreich 


13 


13 


69 


USA 


10 


8 


54 


Italien 


9 


0 


21 


Spanien 


6 


8 


82 


Großbritannien 


5 


0 


79 


andere Länder 


44 


57 


121 



Quelle-, Berechnungen nach Angaben des Bundesministeriums für Wirtschaft und des Statistischen 
Bundesamtes 

Daß unsere Investitions- und Exportbeziehungen zu den USA aus den genannten Grün- 
den einen Sonderfall darstellen und eine generelle Exportsubstitution durch Aus- 
landsinvestitionen nicht belegen, wird unmittelbar aus den weitaus günstigeren Bezie- 
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hungen zwischen der BR Deutschland und den weiteren Hauptanlageländern sowohl 
der Chemie als auch der Elektrotechnik deutlich. Hier stehen ebenfalls größeren Antei- 
len am Gesamtbestand an Auslandsinvestitionen dieser Branchen weit höhere Zuwachs- 
raten im Export gegenüber. 

Gesamtwirtschaftlich können exportsteigernde Effekte von absatzorientierten Aus- 
landsinvestitionen der deutschen Industrie nicht beziffert werden. Umgekehrt veran- 
schlagt das HWWA-lnstitut die Exportsubstitutionen auf ca. 3 % des gesamten Export- 
volumens. Trotz der statistischen Lücke möchte ich die Sogwirkung der Auslandsinve- 
stitionen auf zusätzliche deutsche Ausfuhren und damit ihre positive Struktur- und 
Arbeitsmarktrelevanz höher veranschlagen als die Exportsubstitutionswirkung. 

Zu einer solchen Wertung kommen auch jüngste Untersuchungsergebnisse des 
HWWA. Danach waren bereits 1958 unter den Gründungsmitgliedern der Europäischen 
Gemeinschaft überdurchschnittlich hohe Handelsverflechtungen vorzufinden, die bis 
1976 noch gestiegen sind. Interessant scheint dabei, daß das Niveau der Handelsintensi- 
tät im Bereich des Maschinenbaus und anderer Fertigwaren — gemessen an der Intensi- 
tät der Gesamthandelsverflechtung — überdurchschnittlich ist. 

Diese positive Entwicklung ist darauf zurückzuführen, daß die Importstruktur (Be- 
darfsstruktur) der Einfuhrländer mit der Exportstruktur (Angebotsstruktur) der aus- 
führenden Länder übereinstimmt. Die Länder befinden sich auf annähernd gleich 
hohem Industrialisierungsniveau, wodurch sich mit Hilfe der Spezialisierung Chancen 
für einen starken intra-industriellen Handelsaustausch bieten. 

Der Anstieg der Verflechtungskoeffizienten zwischen 1958 und 1976 und die über- 
durchschnittlich hohe Handelsintensität im Bereich der Fertigwaren eröffnen für das 
hier diskutierte Thema eine bemerkenswerte Einsicht. Im Zeitraum der HWWA-Unter- 
suchung sind die deutschen Investitionen in der EG und die EG-Investitionen in der 
Bundesrepublik Deutschland überproportional gewachsen. Zuletzt lagen 30 % aller 
deutschen Auslandsinvestitionen in den übrigen 5 Ländern der Alt-EG — umgekehrt 
stammten 25 % aller Auslandsinvestitionen in der BR Deutschland aus dieser Region. 

Das über die Jahre hinweg überproportionale Wachstum und der inzwischen er- 
reichte hohe Stand der gegenseitigen ,,Überkreuz“-Verflechtung im Bereich der Aus- 
landsinvestitionen haben der Intensivierung der jeweiligen Handelsbeziehungen offen- 
bar nicht nur nicht im Wege gestanden, sondern sogar zusätzliche Impulse für Wachs- 
tum und Beschäftigung ausgelöst. Die gleiche Wertung ergibt sich aus der überdurch- 
schnittlichen Verflechtung im Bereich der Fertigwaren, obwohl die hier getätigten ge- 
genseitigen Auslandsinvestitionen primär absatzorientiert sein dürften und damit a pri- 
ori im Verdacht der Exportsubstitution stehen. 

In einer zweiten Zwischenbilanz können wir feststellen: 

— Per Saldo ist die Sogwirkung von Auslandsinvestitionen auf zusätzliche Exporte ge- 
samtwirtschaftlich höher zu veranschlagen als die Exportsubstitutionswirkung von 
Auslandsinvestitionen. 

— In jeder per-Saldo- oder Durchschnittsbetrachtung liegt allerdings der Teufel im De- 
tail. Vor- und Nachteile gleichen sich nicht beim einzelnen Unternehmen bzw. in 
der einzelnen Branche aus. Für die offizielle Struktur- und Beschäftigungspolitik er- 
fordert dies ein hohes Ausmaß an Flexibilität. 

— Unter den Bedingungen des Strukturwandels ist davon auszugehen, daß jeder Ar- 
beitswillige zwar einen Anspruch auf einen, nicht aber auf seinen Arbeitsplatz hat. 
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— Daneben steht eine flankierende Politik der Unternehmen selbst. Produkt- oder 
branchenbezogene Streuwirkungen der eigenen Auslandsinvestitionen auf den Ex- 
portmärkten können durch ,, Konglomeration“ zumindest teilweise wieder aufge- 
fangen werden. Im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten gewinnt der Konzentra- 
tionsprozeß vor diesem Hintergrund eine zusätzliche Dimension. 



IV. Trotz Aktivierung Terrain-Verluste im internationalen Vergleich 

In der Verwirklichung des Konzeptes, auf Auslandsmärkten zugunsten des Wachstums 
und der Beschäftigung des Gesamtunternehmens ,,vor Ort“ zu produzieren, haben 
deutsche Firmen im internationalen Vergleich einen deutlichen Nachholbedarf. Die 
deutsche Wirtschaft hat in den ersten 20 Jahren der Nachkriegszeit den Zug zur Inter- 
nationalisierung der Investitionstätigkeit nur verhalten mitgemacht. Sie bevorzugte zu- 
nächst den wachstumsträchtigen heimischen Markt mit seinen großen Investitions- 
chancen. 

Erst zu Beginn der 70er Jahre stiegen die deutschen Auslandsinvestitionen kräftig 
an: Ende 1977 betrugen die gesamten, in der Nachkriegszeit aufgelaufenen Netto-Ka- 
pitalleistungen der deutschen Unternehmen für Auslandsinvestitionen 52 Mrd. DM, 
davon entfielen auf industrielle Auslandsinvestitionen rund 40 Mrd. DM. Zwei Drittel 
des Gesamtbetrages sind in den 70er Jahren, also praktisch in einem Fünftel des ge- 
samten Betrachtungsraumes, getätigt worden. Auch in den nächsten Jahren dürften 
nach einschlägigen Unternehmensbefragungen durch das Ifo-Institut die Auslandsinve- 
stitionen im Verhältnis zu den Inlandsinvestitionen überproportional wachsen. 

Am investitionsfreudigsten unter den Industrieunternehmen haben sich bisher die 
chemischen Unternehmen gezeigt. Mit einem Investitionsbestand von über 9 Mrd. DM 
Ende 1977 sind fast ein Viertel aller deutschen industriellen Auslandsinvestitionen 
Chemieanlagen. Mit weitem Abstand folgen die Elektrotechnik und Eisen und Stahl so- 
wie der Maschinenbau. 

Zwar rechtfertigen die zuletzt stark gestiegenen Auslandsinvestitionen die oft ver- 
wandte Beschreibung der BR Deutschland als einen Außenhandelsriesen mit zwerghaf- 
tem Wuchs der Auslandsproduktion kaum mehr — aus einem Kleinwagen Auslands- 
investition ist inzwischen ein mittlerer Transporter geworden. Dennoch bleibt unser 
Land immer noch im unternehmerischen Auslandsvermögen hinter den größeren Indu- 
strieländern zurück. Unter den erfaßbaren Industrieländern nehmen die USA — mit 
weitem Abstand gefolgt von Großbritannien — vor der BR Deutschland eine deutliche 
Spitzenstellung ein. 

Noch deutlicher wird der deutsche Rückstand in der internationalen Rangfolge der 
Auslandsinvestoren bei Gegenüberstellung von Auslandsinvestitionen und gesamter 
Wirtschafts- oder Exportkraft. Selbst die Aktivierung der deutschen Auslandsinvesti- 
tionstätigkeit in den letzten Jahren hat hier international Terrain-Verluste nicht verhin- 
dern können. Denn zwischen 1970 und 1976 hat die BR Deutschland im Verhältnis 
zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum und zum Wachstum der Ausfuhren weniger im 
Ausland investiert als die meisten ihrer Handelspartner (Tab. 2). 
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Tabelle 2 





Auslandsinvestitionen 




Bestand 
Ende 1976 
in Mrd. DM 


Bestand 1976 in % 


Zunahme 1970 — 1976 in % 




der Aus- 
fuhr 

1976 


des Brutto- 
sozialpro- 
duktes 
1976 


der Zu- 
nahme der 
Ausfuhr 
1970—1976 


der Zunahme 
des Brutto- 
sozialproduktes 
1970-1976 


Bundesrepublik 

Deutschland 


47 


18 


4 


20 


6 


USA 


327 


120 


8 


82 


8 


Großbritannien 


76 


73 


16 


57 


14 


Japan 


46 


29 


4 | 


33 


4 


Schweiz 


44 


123 


32 


129 


37 


Frankreich 


28 


21 


4 


14 


3 


Niederlande 


21 


21 


10 


22 


12 



V. Auslandsinvestition — Bestandteil einer multiplen Strategie 



Es hat schon immer „Schubkräfte“ und ,, Zugkräfte“ für die Errichtung von eigenen 
Produktionsstätten im Ausland gegeben. Mir scheint, daß die Schubkräfte wie Ölkrise, 
Höherbewertung der D-Mark und Anstieg der Personalkosten gegenüber den Zugkräf- 
ten (markt- und technologische Bedingungen im Ausland) in den letzten Jahren an Be- 
deutung gewonnen haben. 

Die Anfang der 70er Jahre fühlbarer gewordenen Umwälzungen in der Weltwirt- 
schaft können keinesfalls als abgeschlossen gelten, mithin auch nicht der Anpassungs- 
prozeß der deutschen Wirtschaft an diese Veränderungen. 

Mit einer Einschränkung der Freiheit, im Ausland zu investieren, ginge der Verlust 
von Weltmarktanteilen einher und somit ein nachteiliger Effekt auf Zahlungsbilanz, 
allgemeinen Wohlstand, Wachstum und Beschäftigung. 

Es wäre für jeden wirtschaftspolitisch Verantwortlichen leichtfertig, die deutsche 
Wirtschaft unter Hinweis auf Argumente des ,, ersten Blicks“ von der inzwischen zum 
mittleren Transporter avancierten Auslandsinvestition abzukoppeln. Genausowenig ist 
— gottlob — bisher niemand auf die Idee gekommen, das Sparen zu verbieten, da es — 
ebenfalls auf den ersten Blick — den Konsum als Träger von Konjunktur und Wachs- 
tum schmälert. 
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Ölkrise, Höherbewertung der D-Mark und Anstieg der Personalkosten haben die Be- 
dingungen wirtschaftlichen Wachstums im Zeitraffer-Tempo verändert. Die Einsicht in 
die veränderten Umweltbedingungen des wirtschaftlichen Überlebens wächst in der 
Breite der öffentlichen Meinungsbildung langsamer. 

Wenn es zu den konstruktivsten Aufgaben des Unternehmens-Managements gehört, 
den Fakten ca. 8—10 Jahre vorauszudenken, dann ist der Aufbruch der deutschen 
Unternehmer zu neuen Ufern zu Beginn dieses Jahrzehnts rechtzeitig gekommen. Da- 
mit sei nicht verkannt, daß Auslandsinvestitionen als Antwort auf die Herausforderung 
durch den Strukturwandel nur eine Variante einer notwendigerweise multiplen Strate- 
gie darstellen. 




Die betriebswirtschaftliche Problematik 
des deutschen Krankenhauses 



Von Walter Cordes 



I. Die wirtschaftlichen Grundlagen des Krankenhauses 



Wenn man die betriebswirtschaftliche Problematik des Krankenhauswesens behandeln 
will, muß man sich kritisch die Frage stellen, in welchem Umfange können bei der Er- 
füllung der Aufgabe, den körperlich oder seelisch kranken Menschen zu helfen oder zu 
heilen, betriebswirtschaftliche Grundsätze überhaupt angewandt werden. Die Heilung 
des Menschen ist zunächst eine medizinische und eine soziale Aufgabe. Die nüchtern 
rationelle Behandlung des Krankengutes ,, Mensch“ ist das eine Extrem, der opfer- 
bereite, selbstlose Dienst am kranken Menschen für ,, Gottes Lohn“ das andere Extrem. 
Soll die wichtige Aufgabe sinnvoll erfüllt werden, den kranken Menschen zu heilen, 
müssen betriebswirtschaftliche Grundsätze angewandt werden, unabhängig davon, 
welche Tendenzen bei der Durchführung vorherrschen. Die perfekte Behandlung des 
Krankengutes ,, Mensch“ zu einem ausgehandelten oder festgelegten Preis, erfordert 
selbstverständlich die Beachtung betriebswirtschaftlicher Grundsätze. Aber auch der 
selbstlose Dienst am kranken Menschen darf nicht unwirtschaftlich erfüllt werden. Le- 
diglich in der Methode und in den Organisationsformen werden sich Unterschiede erge- 
ben, vor allem auch deshalb, weil heute Mischformen der beiden extremen Auffassun- 
gen die Regel sind. 

Innerhalb des Gesundheitswesens hat das Krankenhaus in den letzten Jahrzehnten 
eine immer größere Bedeutung bekommen. Bei der hervorragenden Ausstattung mo- 
derner Krankenhäuser hat der kranke Mensch immer mehr die Tendenz, seine Krank- 
heit nicht zu Hause, sondern im Krankenhaus behandeln zu lassen. 

Die Bedeutung der Krankenhäuser geht auch aus folgenden Zahlen hervor. In der 
Bundesrepublik werden heute einschließlich Ärzte rund 700 000 Personen beschäftigt. 
Bei einem Vermögen von rund 70 Milliarden Mark wird jährlich ein Umsatz von etwa 
35 Milliarden Mark erzielt. In diesen Ziffern sind die Zahlen der Universitätskliniken 
nicht enthalten. 

Mit dieser Entwicklung geht einher eine enorme Steigerung der Kosten für die Be- 
nutzung des Krankenhauses. Die Kosten im Krankenhauswesen sind in den letzten Jah- 
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ren überproportional gestiegen. Heute sind Krankenhauspflegesätze zwischen 150,— DM 
und 200,— DM pro Tag als normal anzusehen. Für die starke Steigerung der Kosten 
sind im wesentlichen folgende Gründe maßgebend: 

1. Die medizinische Leistungsfähigkeit wurde erheblich gesteigert, der allgemeine Ein- 
satz von aufwendigen medizinischen Einrichtungen und teuren Medikamenten für 
die Gesundheit ist heute selbstverständlich geworden. 

2. Der selbstlose Einsatz in der Krankenpflege, durch kirchliche oder gemeinnützige 
Institutionen, der nur wenig Kosten verursacht, wird immer geringer. 

3. In der Krankenpflege werden jetzt die gleichen Arbeitszeiten eingehalten, wie im 
öffentlichen Dienst. Hierdurch ergibt sich automatisch eine erhebliche Erhöhung der 
notwendigen Arbeitskräfte, sowohl im medizinischen als auch im pflegerischen Be- 
reich. 

Die Steigerung der Krankenhauskosten schlägt sich in der rapiden Erhöhung der Kran- 
kenkassen- bzw. Sozialbeiträge nieder, die von der Allgemeinheit getragen werden müs- 
sen. Es ist deshalb verständlich, daß in der Öffentlichkeit allmählich eine kritische Hal- 
tung gegenüber den Krankenhäusern entstanden ist und das Gefühl hat aufkommen las- 
sen, daß sich im Krankenhaus Unwirtschaftlichkeit und Verschwendung breit gemacht 
haben. Um die größte Wirtschaftlichkeit zu erreichen, müßte man die von den Kran- 
kenhäusern zu leistenden Aufgaben nach dem Prinzip der reinen Marktwirtschaft erfül- 
len, wie es zum Beispiel weitgehend in den USA und Kanada der Fall ist. 

Andere Länder wenden dagegen das Prinzip der unentgeltlichen staatlichen Versor- 
gung an, wobei der Staat die Behandlung im Krankenhaus als reinen Sozialdienst ohne 
Gegenleistung des Patienten erfüllt. Außer in den sozialistischen Ländern wird dieses 
Prinzip auch weitgehend in England und in Schweden praktiziert. Beide Formen haben 
ihre klare Problematik. Die Krankenhausleistung als reine privatwirtschaftliche Dienst- 
leistung kann zu erheblichen sozialen Härten führen. Krankenhausleistung als reiner so- 
zialer Dienst kann wirtschaftliche Schwächen und vor allem eine Senkung der Lei- 
stungsfähigkeit des Krankenhauses herbeiführen. 

In der Bundesrepublik hat man sich zu einer Mischform entschlossen. Nach der im 
Jahre 1972 verabschiedeten Krankenhausgesetzgebung (KHG) und der im Jahre 1973 
in Kraft getretenen Bundespflegesatzverordnung werden sämtliche Investitionen, die 
im Krankenhaus für die Behandlung der kranken Menschen notwendig sind, vom 
Staate finanziert. Die Kosten der ärztlichen Behandlung, der pflegerischen Betreuung 
und der Nutzung der vom Staat zur Verfügung gestellten Anlagen müssen vom Benut- 
zer bezahlt werden, das sind normalerweise die Krankenkassen, bei denen in Deutsch- 
land praktisch alle Menschen gegen Krankheit versichert sind. In kurzen Worten gesagt, 
gehen im deutschen Krankenhaus die Investitionen zu Lasten des Staates, die Kosten 
der Nutzung zu Lasten der Patienten. 

Bei dem in Deutschland historisch gewachsenen Aufbau des Krankenhauswesens hat 
sich diese Form bisher im Prinzip gut bewährt. Trotzdem hat sich nicht zu Unrecht ein 
allgemeines Unbehagen breit gemacht. Die Investitionsbeiträge des Staates sind bei der 
Enge der Etats nicht mehr aufzubringen. Die erheblich gestiegenen Pflegesätze für die 
Krankenhausnutzung erhöhen die Krankenkassenbeiträge derart, daß auch hierdurch 
die Lohnnebenkosten eine Höhe erreicht haben, die nicht mehr tragbar ist. 

Die Kritik an der Wirtschaftlichkeit des Gesundheitswesens hat die Regierung inzwi- 
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sehen veranlaßt, gesetzliche Maßnahmen zu ergreifen. Es wurde das Kostendämpfungs- 
gesetz verabschiedet. Dieses Gesetz, das wahrscheinlich nicht ausreichend durchdacht 
und noch zu stark von ideologischen Gesichtspunkten beeinflußt wurde, hat bei den be- 
troffenen Stellen lebhafte Proteste ausgelöst. Um so wichtiger ist es, daß bei der bevor- 
stehenden Novellierung des Krankenhausgesetzes die wirtschaftlichen Fragen stärkere 
Berücksichtigung finden, damit die jetzt noch bestehende betriebswirtschaftliche Pro- 
blematik des Krankenhauses verbessert wird. 

Die heute noch bestehenden Unklarheiten, die eine klare Führung der Krankenhäu- 
ser nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen erschweren oder verhindern, sollen 
nachstehend kurz skizziert werden. 



II. Wirtschaftliche Folgen aus Maßnahmen und Strukturen 



1. Die wirtschaftlichen Folgen aus der Investitionsfinanzierung 

Anschaffungen mit einer Lebensdauer von 1—3 Jahren werden im Pflegesatz abgerech- 
net, der von den Krankenkassen gezahlt wird. Hierzu haben sich regional verschiedene 
Obergrenzen ergeben, die in der Regel zwischen 1,— DM und 1,80 DM je Berechnungs- 
tag liegen. Nach § 10 KHG werden für Ersatzinvestitionen jährliche Pauschalen gezahlt, 
die zur Zeit zwischen 1360,— DM und 2750,— DM je gefördertes Krankenbett liegen. 
Diese Vergütung ist für Investitionen bestimmt, die normalerweise eine Lebensdauer 
von 3—15 Jahren haben. Die Pauschale soll alle zwei Jahre dem gestiegenen Preisindex 
angepaßt werden. 

Alle Investitionen, die der Erweiterung der Kapazität dienen, oder für die Bildung 
neuer medizinischer oder pflegerischer Abteilungen erforderlich sind, müssen nach § 9 
KHG bei der Regierung bzw. dem Ministerium beantragt werden. Der Regierungspräsi- 
dent, als zuständige Bewilligungsbehörde, prüft sodann die F'örderungsfähigkeit und 
Förderungswürdigkeit einer solchen Maßnahme, bevor die Gelder vom Ministerium be- 
willigt werden. 

Das Krankenhausgesetz, ergänzt durch entsprechende Landeskrankenhausgesetze, 
schreibt weiterhin vor, daß die Planung der lang- und mittelfristigen Investitionen im 
Krankenhaussektor, d. h. Neubauten sowie die Ersatzbeschaffung lang- und mittelfri- 
stiger Anlagengüter in den sogenannten Krankenhausbedarfsplänen der Länder zentrali- 
siert wird. Krankenhäuser, die nicht in den Krankenhausbedarfsplänen aufgenommen 
sind, oder aus ihnen gestrichen werden, erhalten automatisch keinerlei Mittel mehr für 
irgendwelche Investitionen. Diese Häuser müssen dann nach einer gewissen Übergangs- 
zeit automatisch aus dem Krankenhausdienst ausscheiden. Die Krankenhausbedarfs- 
pläne selbst entscheiden, wann, wo und wie, mit welcher Aufgabe, mit welchen Fach- 
abteilungen und Funktionsbereichen, in welcher Größenordnung und welcher bau- 
lichen Struktur und Ausstattung ein Krankenhaus gebaut, aufrechterhalten, erweitert 
oder geändert werden soll. Damit werden den Trägern sämtlicher Krankenhäuser alle 
diesbezüglichen Planungsentscheidungen letztlich entzogen. 
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Der Krankenhausbedarfsplan eines Landes ist deshalb nicht nur eine Orientierungs- 
hilfe für die selbstverantwortliche Planung der Krankenhäuser, er beschränkt sich auch 
nicht auf eine Art Rahmenplanung innerhalb deren den einzelnen Häusern ein Pla- 
nungsspielraum bezüglich Standort, Größe oder Aufgabenstruktur verbleibt, vielmehr 
handelt es sich hierbei um die totale Zentralisierung der Planung und Entscheidung 
über Finanzierung und Kontrollen aller wesentlichen Krankenhausinvestitionen, durch 
die dafür vorgesehenen staatlichen Stellen. 

Die Krankenhäuser haben eine gewisse Bewegungsfreiheit nur bei den Ersatzinvesti- 
tionen, deren Finanzierung der Staat durch Gewährung der Pauschalvergütungen nach 
§ 10 KHG sicherstellt. Es ist aber nicht zu erwarten, daß die Regierungsstellen die ge- 
setzlich vorgesehene Anpassung der Pauschalvergütung für Ersatzinvestitionen dem lau- 
fend eintretenden Kaufpreisschwund rechtzeitig anpassen. Bisher wurde nur am 1. 1. 
1976 — allerdings mit Rückwirkung — eine Erhöhung der Fördermittel um 12 % vorge- 
nommen, die die Indexsteigerung der letzten Jahre nicht voll ausgeglichen hat. Diese 
Handhabung hat zur Folge, daß Häuser, die nicht dazu gekommen sind ihre Anlagen in 
den letzten Jahrzehnten zu erneuern und zu verbessern, wenig tun können, um drin- 
gend notwendige Investitionen durchzuführen. Die zukünftige Entwicklung der deut- 
schen Krankenhäuser ist also ausschließlich von den Planungen der staatlichen Stellen 
abhängig. 

Von der Deutschen Krankenhausgesellschaft wird deshalb mit Recht gefordert, bei 
der bevorstehenden Novellierung des Krankenhausgesetzes den Krankenhäusern selbst 
wieder einen größeren Entscheidungsspielraum bei Investitionen zu geben. Dieses 
könnte dadurch geschehen, daß die Krankenhäuser selbst einen Teil der Investitionen 
zu finanzieren haben und dafür das Recht erhalten, für diesen Teil der Investitionen 
Abschreibungen und Zinsen in den Pflegesatz einzubeziehen. Diese Tendenz stößt aber 
nicht nur auf Widerstand bei den Krankenkassen, die dann diese Kosten mittragen müs- 
sen, sondern auch bei den Trägern der Krankenhäuser selbst. Es gibt leider nur wenige 
Krankenhausträger die heute noch geneigt sind, mit dem Betrieb des Krankenhauses 
ein eigenes wirtschaftliches Risiko zu übernehmen. Aus betriebswirtschaftlicher Sicht 
wäre es aber sehr zu begrüßen, wenn eine solche Auflockerung der staatlichen Planung 
vorgesehen würde, die die Selbstverwaltung der Häuser wieder stärken könnte. 

In dem politischen Bestreben, der Bevölkerung eine bessere Lebensqualität zu ge- 
ben und eine ausreichende Versorgung der Kranken sicherzustellen, ist man in der Ver- 
gangenheit bei den Krankenhausplanungen mit Sicherheit über das Ziel hinausgeschos- 
sen. In Deutschland besteht im Krankenhauswesen zur Zeit eine klare Überkapazität, 
ein sogenannter Bettenberg, der die wirtschaftliche Führung der Krankenhäuser ein- 
deutig beeinträchtigt. Dieser Bettenberg ist im wesentlichen auf folgende drei Faktoren 
zurückzuführen. 

1. In vielen Versorgungsgebieten ergaben sich Fehlplanungen, weil aus politischen 
Überlegungen neue, moderne Krankenhäuser sowohl von der öffentlichen Hand 
direkt, als auch gemeinsam mit den freigemeinnützigen Trägern errichtet wurden, 
ohne daß ein ausreichender Bedarf vorhanden war. 

2. Bei der Modernisierung alter Krankenhäuser wurde fast ständig die Kapazität der 
Häuser erweitert, ohne daß bei anderen Häusern eine entsprechende Reduzierung 
der Bettenkapazität vorgenommen wurde. 
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3. Der Fortschritt in der medizinischen Behandlung und die Entwicklung neuer medi- 
zinischer Fachgebiete, erforderte die Schaffung zusätzlicher medizinischer Abteilun- 
gen, ohne daß die klassischen Disziplinen, wie Innere, Chirurgie, Gynäkologie und 
Geburtshilfe entsprechend abgebaut wurden. 

4. Die steigenden Kosten im Krankenhauswesen zwangen die Krankenkassen darauf zu 
drängen, die Verweildauer in den Krankenhäusern wesentlich zu reduzieren. Wäh- 
rend noch vor etwa einem Jahrzehnt die Verweildauer im Krankenhaus im Durch- 
schnitt weit über 20 Tage betrug, wird heute eine durchschnittliche Verweildauer 
von nur 15 Tagen verlangt und auch erreicht. Hierdurch wird automatisch eine zu- 
sätzliche Bettenkapazität zur Verfügung gestellt. 

Um die Höhe des überflüssigen Bettenbestandes in den Krankenhäusern festzustellen, 
führt z. B. das Land Nordrhein-Westfalen zur Zeit eine Zielplanung durch. Der Haupt- 
zweck dieser in den einzelnen Versorgungsbezirken durchgeführten Zielplanung ist, fest- 
zustellen, in welchem Umfang der augenblickliche Bettenbestand dem wirklichen Be- 
darf angepaßt werden kann. Bei den Berechnungen wird eine Krankenhaushäufigkeit 
der Bevölkerung von etwa 160 je 1000 Bewohner, eine durchschnittliche Belegung der 
Krankenhäuser von 85 % und eine durchschnittliche Verweildauer von 15 Tagen zu- 
grunde gelegt. Unter Zugrundelegung dieser Daten wurde z. B. vom Land Nordrhein- 
Westfalen festgestellt, daß im Versorgungsgebiet 3, das die Stadt Duisburg und die 
Landkreise Wesel und Kleve umfaßt, von etwa 10 000 vorhandenen Betten rund 2000 
überflüssig sein sollen. Es ist zu erwarten, daß ähnliche Feststellungen auch in anderen 
Versorgungsgebieten getroffen werden. 

Es werden sicher noch viele Diskussionen darüber geführt, ob die angestellten Be- 
rechnungen richtig sind. Die Träger des Krankenhauswesens werden aber in künftigen 
Jahren klar mit dem Tatbestand konfrontiert werden, eine große Anzahl von Betten 
abzubauen, um die Wirtschaftlichkeit der Krankenhäuser sicherzustellen. Der Abbau 
der Betten kann geschehen durch Umstrukturierung der Häuser auf einer kleineren Ba- 
sis. In vielen Fällen wird man aber nicht daran vorbeikommen, eine Anzahl Kranken- 
häuser zu schließen oder anderen Zwecken zuzuführen. 

Die Durchführung solcher Maßnahmen sind deshalb für die Träger der Krankenhäu- 
ser von so großer Schwierigkeit, weil bei vielen Krankenhäusern sogenannte Altlasten 
bestehen, die solange nach § 12 des Krankenhausgesetzes vom Staate übernommen 
wurden, wie das Krankenhaus als förderungswürdig im Krankenhausbedarfsplan des 
Landes aufgenommen ist. Bei Streichung im Krankenhausbedarfsplan fallen alle Lasten 
in vollem Umfange auf den Träger zurück, der in vielen Fällen nicht über eigene Mittel 
verfügt, um diese Altlasten zu decken und die Sozialpläne und die unter Umständen 
notwendigen Abfindungen für die Chefärzte zu finanzieren. Solange für die Folge- 
kosten bei Stillegung von Häusern keine Regelung getroffen worden ist, müssen viele 
Krankenhäuser trotz besserer Einsicht versuchen, in alten Gleisen weiterzufahren, bis 
eine Lösung der Folgekosten gefunden wurde. 

2. Die wirtschaftlichen Folgen aus der Pflegesatzverordnung 

Parallel zum Krankenhausgesetz wurde die Verordnung zur Regelung der Kranken- 
hauspflegesätze (Bundespflegesatzverordnung von 1973) neu gefaßt. Die im Kranken- 
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haus durch die medizinische Behandlung sowie durch die Pflege und die Versorgung 
des Kranken entstehenden Kosten werden insgesamt durch die Berechnung pauscha- 
lierter Pflegesätze abgegolten. Das Krankenhaus berechnet also entweder den Kranken- 
kassen oder dem Patienten pro Pflegetag eine Pauschalsumme. Diese Pauschalsätze ha- 
ben heute eine Höhe erreicht, die im Durchschnitt bei 150,— DM liegen. Hinzu kommt, 
daß Privatpatienten, die ein Ein- oder Zweibettzimmer wünschen, noch eine Zusatz- 
pauschale entrichten müssen, die zwischen 60,— DM und 90,— DM liegt. Dazu kommt 
das Honorar an den behandelnden Arzt. In der Pflegesatzverordnung ist zwar gesagt, 
daß bei Festlegung der Pflegesätze wirtschaftliche Grundsätze Berücksichtigung finden 
müßten, grundsätzlich ist aber festgelegt, daß alle Aufwendungen die effektiv im Kran- 
kenhaus entstehen, durch den Pflegesatz abgegolten werden müssen. Lediglich die Ab- 
schreibungen und Zinsen für Investitionen bleiben außerhalb der Rechnung, weil die 
Investitionen und die Finanzlasten vom Staat gesondert gezahlt werden. 

Die umfassende Pauschalierung, die in dieser krassen Form durch ideologische Prin- 
zipien beeinflußt wurde, bringt erhebliche wirtschaftliche Gefahren. Wenn ein Kranken- 
haus wirtschaftlich gearbeitet und einen Gewinn erzielt hat, wird dieser Gewinn in den 
nächsten Jahren zur Senkung des pauschalierten Pflegesatzes führen. Ist ein Verlust 
eingetreten, müssen nach dem Sinn des Krankenhausgesetzes die Verluste im nächsten 
Jahr zur Aufstockung des Pflegesatzes führen. Einerseits werden sich die Krankenkas- 
sen sträuben einen Verlust über die Pflegesätze auszugleichen mit der Begründung, daß 
die wirtschaftliche Führung des Krankenhauses nicht gesichert war, andererseits wer- 
den sie Gewinne, die ein Krankenhaus erzielte und die das Haus zur Verbesserung sei- 
ner Struktur verwenden könnte, durch spätere Senkung der Pflegesätze wieder abzie- 
hen. 

Der in den Verordnungen bisher nicht klar geregelte Gewinn- und Verlustausgleich 
erschwert mit Sicherheit das wirtschaftliche Denken im Krankenhaus, weil nach den 
Verordnungen zur Zeit jedes Krankenhaus für wirtschaftliches Arbeiten bestraft und 
bei geschicktem Taktieren für Unwirtschaftlichkeit belohnt werden kann. 

Das gleiche gilt für die Belegung eines Hauses. Das Krankenhaus hat als echter 
Dienstleistungsbetrieb besonders hohe Personalkosten. Sie liegen etwa bei 65—70 % 
der Gesamtkosten. Diese sind schwer der wechselnden Belegung anzupassen, also zum 
großen Teil als fix anzusehen. Die Belegung des Krankenhauses hat deshalb einen er- 
heblichen Einfluß auf die Ertragslage. Wenn es einem Krankenhaus gelungen ist, die 
Belegung gegenüber dem Vorjahr zu verbessern und dadurch die Selbstkosten zu sen- 
ken, werden nach der Pflegesatzverordnung im nächsten Jahr die Pflegesätze auf die 
verbesserte Belegung abgestellt. Das Krankenhaus trifft dann voll das Risiko, daß die 
Belegung im übernächsten Jahr wieder schlechter sein könnte. 

Eine wirtschaftlich bessere Regelung könnte dadurch herbeigeführt werden, daß die 
Pflegesätze entsprechend der Leistungsstruktur der einzelnen Häuser nach betriebswirt- 
schaftlichen Grundsätzen auf eine normale Belegung von etwa 85 % ausgehandelt wer- 
den. Hierdurch würde jedes Krankenhaus ein großes Interesse an einer erhöhten Bele- 
gung haben, weil die Vorteile, die sich aus dieser erhöhten Belegung ergeben, dem 
Krankenhaus verbleiben und damit die Ausstattung des Hauses verbessern könnten. 

Gegen jede wirtschaftliche Vernunft spricht auch der Grundsatz, daß praktisch alle 
Aufwendungen, auch die Sonderleistungen im Pflegesatz, voll pauschaliert werden. 
Wenn jede Sonderleistung in den Pflegesatz eingerechnet wird, ist der pauschalierte 
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Pflegesatz überhaupt keine Meßziffer mehr für die Wirtschaftlichkeit eines Kranken- 
hauses. Die größten Gefahren für das wirtschaftliche Denken müssen sich daraus erge- 
ben, wenn die Leistung nicht mehr in einer Beziehung zur Vergütung steht. Der Einsatz 
eines Schrittmachers mit einem evtl, notwendigen Krankenhausaufenthalt von 4 Tagen 
kostet dem Krankenhaus rund 5000,— DM 

Es erhält aber nur 600,— DM 

und erleidet mithin einen Verlust von 4400,— DM 

Demgegenüber kostet die Behandlung eines Leistenbruches, der einen Krankenhaus- 
aufenthalt von ca. 14 Tagen erfordert, 

dem Krankenhaus rund 1400,— DM. 

Es erhält dafür eine Vergütung von rund 2100,— DM. 

Somit entsteht ein Gewinn von 700,— DM. 

Diese durch das Gesetz vorgeschriebene Handhabung muß auf die Dauer zwangsläu- 
fig nicht nur zu unwirtschaftlichem Denken, sondern auch zur Nivellierung der Kran- 
kenhausleistung führen, was nicht im Interesse der Patienten liegen dürfte. Alle am 
Krankenhauswesen Beteiligten sollten sich deshalb mit allem Nachdruck dafür einset- 
zen, daß Sonder- und Nebenkosten stärker als bisher gesondert abgerechnet werden. 

Es ist deshalb erfreulich, daß sich neuerdings auch die Deutsche Krankenhausgesell- 
schaft für eine Änderung der bisherigen Regelung einsetzt. 



3. Die wirtschaftlichen Folgen aus den historisch gewachsenen Kranken- 
hausstrukturen 



Abgesehen von wenigen Privatkrankenhäusern, gehören in Deutschland die Kranken- 
häuser entweder freigemeinnützigen Trägern — das ist im wesentlichen die Kirche — 
oder der öffentlichen Hand. Bei den Städten und Landkreisen sind die Krankenhäuser 
eingegliedert in das Gesundheitswesen, während bei der Kirche die einzelnen Kirchen- 
gemeinden für die Führung der Krankenhäuser verantwortlich sind. Sie wurden früher 
als Regiebetriebe verwaltet und über eine kameralistische Buchhaltung abgerechnet. 
Der Leiter war entweder der Gesundheitsdezernent oder der Vorsitzende des Kirchen- 
vorstandes bzw. das Presbyterium. Kaufmännische Fragen wurden durch einen Verwal- 
tungsbeamten erledigt, der für eine ordnungsmäßige Abwicklung der Geschäfte zu sor- 
gen hatte, aber von betriebswirtschaftlichen Grundsätzen in der Mehrzahl der Fälle nur 
wenig verstand. Nachdem sich die Krankenhäuser aber zu Wirtschaftseinheiten entwic- 
kelt haben, die von Umsatz und von der Zahl ihrer Mitarbeiter mittleren Industrie- und 
Dienstleistungsbetrieben entsprechen, sollten sie nach den gleichen wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten wie solche Unternehmungen geführt werden. 

Die neue Krankenhausgesetzgebung hat schon eine gewisse Änderung dadurch her- 
beigeführt, daß sie für die innere Organisationsform des Krankenhauses eine Dreitei- 
lung vorgeschrieben hat: 

1. die Ärzteschaft unter Leitung des ärztlichen Direktors; 

2. die Pflegegruppe unter Leitung der Oberin; 

3. die Verwaltung unter Leitung des Verwaltungsdirektors. 
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Diese Organisationsform kann sich aber nur bewähren, wenn alle drei Gruppen so mo- 
tiviert werden, daß sie sich insgesamt für die Wirtschaftlichkeit des Krankenhauses ver- 
antwortlich fühlen. Dieses wird nur dann gelingen, wenn der Verwaltungsdirektor nicht 
nur Verwaltungsfachmann, sondern im Sinne der Betriebswirtschaft ein echter kauf- 
männischer Leiter mit unternehmerischen Fähigkeiten ist. Ein modernes Krankenhaus 
kann nicht mehr verwaltet, sondern muß wie jeder private Dienstleistungsbetrieb durch 
einen sachkundigen Kaufmann gesteuert werden, der unternehmerisch denken kann. 
Er muß in der Lage sein, den leitenden Krankenhausarzt und die Oberin in die ökono- 
mische Verantwortung mit einzubeziehen. Es muß deshalb eine Führungspersönlich- 
keit sein, der die häufig entgegengesetzten Meinungen der Ärzte und des Pflegepersonals 
mit seinen Vorstellungen integrieren kann. Die Führung eines Krankenhauses, im be- 
triebswirtschaftlichen Sinne ist nur möglich, wenn es dem kaufmännischen Leiter mög- 
lich ist, die ärztliche und pflegerische Tätigkeit mit dem wirtschaftlichen Verhalten so 
zu koordinieren, daß sie sich nicht gegenseitig ausschließen. 

Die Vergangenheit hat gezeigt, daß sich für Krankenhäuser die Einbringung bzw. die 
Umwandlung in eine gemeinnützige GmbH bewährt hat. Durch diese Organisations- 
form ist die Möglichkeit gegeben, im Rahmen der Aufgabenverteilung innerhalb des 
Krankenhauses klare Verhältnisse zu schaffen. Die kaufmännische Leitung wird ent- 
sprechend ihrer speziellen Aufgabenleitung nicht nur klar abgegrenzt, sondern erhält 
auch klare Weisungsbefugnisse. Sie ist dann durch Gesetz verpflichtet, die Verantwor- 
tung für alle Fragen der Wirtschaftsführung zu übernehmen, wozu gehören: 

Beschaffung und Materialwirtschaft, 

Personalwesen, 

Rechnungswesen, 

Leistungs- und Kostenkontrolle, 

Finanzen. 

Falls es aus irgendeinem Grunde juristisch nicht möglich sein sollte, für ein Kranken- 
haus die Form einer GmbH anzuwenden, sollte man für das Krankenhaus einen soge- 
nannten ,, Eigenbetrieb“ schaffen, der mit den gleichen Organisationsmerkmalen einer 
GmbH auszustatten ist. 

Durch diese Organisationsform wird auch sichergestellt, daß Führung und Über- 
wachung eindeutig von einander getrennt werden. Früher — leider ist dieses auch heute 
noch möglich — haben vielfach Persönlichkeiten aus den Trägerorganisationen die Füh- 
rung des Krankenhauses persönlich übernommen. In vielen Fällen war der Bürgermeister 
oder der Pastor für die kaufmännische Leitung des Krankenhauses verantwortlich, ob- 
wohl diese Persönlichkeiten für diese Aufgaben nicht die notwendigen Voraussetzun- 
gen mitbrachten. Bei der durch Gesetz vorgeschriebenen Organisationsform liegt die 
Verantwortung für die Führung klar bei dem Team „Kaufmännischer Leiter“ — „Ärzt- 
licher Direktor“ und „Oberin“. Die vom Träger ernannten Aufsichtsräte oder Kurato- 
rien sollten nur die Rechte erhalten, die ihnen auch in kaufmännischen Unternehmen 
als Aufsichtsrat oder Beirat zustehen. Sie haben die leitenden Persönlichkeiten zu be- 
stellen oder abzuberufen und nur die Geschäfte zu behandeln, zu denen sie durch Ge- 
setz oder Satzung ihre Zustimmung zu geben haben. 

Im übrigen sollten sich diese Gremien darauf beschränken, die Krankenhausführung 
zu unterstützen und zu beraten. Damit sie diese wichtige Aufgabe wirkungsvoll erfüllen 
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können, sollten für die Aufsichtsgremien möglichst viele Persönlichkeiten geworben 
werden, die mit der Führung von Wirtschaftsunternehmen vertraut sind. 

Die Krankenhausgesetzgebung hat den großen Vorteil gebracht, daß sie für die 
Rechnungsgrundlegung die kaufmännische, doppelte Buchführung vorschreibt. Die frü- 
her übliche kameralistische Buchführung wurde allgemein abgelöst, da sie nicht in der 
Lage ist, die Grundlagen für eine klare Kosten- und Leistungsrechnung zu geben. Die 
Methode der Buchführung in den Krankenhäusern müßte aber so verbessert werden, 
daß es möglich ist, wie in einem mittleren Industrieunternehmen, möglichst monatlich 
eine Bilanz und eine Gewinn- und Verlustrechnung aufzustellen. Nur hierdurch kann 
die Krankenhausleitung den Aufsichtsgremien kurzfristig ein klares Bild über das wirt- 
schaftliche Arbeiten und die finanzielle Situation des Krankenhauses geben. 

Es wird angestrebt, neben der durch die Gewinn- und Verlustrechnung gegebenen 
Kostenartenrechnung, die auch für die Verhandlungen mit den Krankenkassen zur 
Festsetzung des Pflegesatzes erforderlich ist, Kostenstellen- und Kostenträgerrechnun- 
gen einzuführen. Durch meine im Krankenhauswesen bisher gemachten Erfahrungen 
habe ich die Meinung gewonnen, daß ein solcher Schritt verfrüht ist. Es ist zwar wert- 
voll, unter der unmittelbaren Verantwortung der Abteilungsleiter einzelne Teilkosten- 
rechnungen durchzuführen die geeignet sind, Schwachstellen aufzudecken. Im Kran- 
kenhaus ist es besonders schwer, die Leistungseinheiten exakt abzugrenzen und zahlen- 
mäßig zu erfassen. Solange hierüber noch keine klaren Richtlinien erarbeitet sind, kann 
eine umfassende aussagefähige Kostenstellen- und Kostenträgerrechnung nicht aufge- 
stellt werden. 

Um so. wichtiger ist es, durch einen überbetrieblichen Betriebsvergleich die Kosten- 
artenrechnung aussagefähiger zu machen. 

Die Krankenkassen stellen für ihre Pflegesatzverhandlungen intern derartige Ver- 
gleiche anhand der von den Krankenhäuser eingereichten Kostenrechnungsbögen an. 
Schon aus diesem Grunde liegt es im Interesse der Krankenhäuser, selbst derartige Ver- 
gleiche auf regionaler und überregionaler Basis laufend durchzuführen, wobei diese 
nach Leistungsgruppen aufgeteilt werden können. Für meine Begriffe ist zur Zeit ein 
systematisch ausgewerteter Betriebsvergleich die beste Möglichkeit, die Wirtschaftlich- 
keit des Krankenhauses kurzfristig zu kontrollieren. Erfreulicherweise haben schon ver- 
schiedene Institutionen, wie die Deutsche Krankenhausgesellschaft, sich damit befaßt, 
Richtlinien für die Durchführung derartiger Betriebsvergleiche zu erarbeiten. Von ver- 
schiedenen Stellen wurden auch schon einzelne Betriebsvergleiche durchgeführt. Es ist 
zu hoffen, daß die Krankenhausträger, die heute noch Vorbehalte gegen offene Be- 
triebsvergleiche haben, in Zukunft diese Bestrebungen unterstützen werden. 

In Deutschland hat das Krankenhaus normalerweise die Größe eines mittleren 
Dienstleistungsbetriebes mit einer Belegschaft von 200 bis 500 Personen. Diese Struk- 
tur hat sich für eine optimale Versorgung der Bevölkerung gut bewährt. Eine Anzahl 
von Leistungen des Krankenhauses sind aber wirtschaftlicher zu erfüllen, wenn sie von 
mehreren Häusern zusammengefaßt erledigt werden. 

Ich denke an den gemeinsamen Einkauf, an eine mehrere Krankenhäuser umfas- 
sende Zentralapotheke, eine Zusammenfassung bei der Durchführung von Laborunter- 
suchungen, eine Zentralwäscherei, die gemeinsame Ausbildung in der Krankenpflege, 
um nur einige zu nennen. Die Krankenhausführung und die Krankenhausträger sollten 
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sich gegen diese Art der Zentralisierung nicht wehren, denn sie bedeutet nichts ande- 
res, als eine wirtschaftlichere Organisationsform für die gemeinsame Durchführung be- 
stimmter Leistungen, ohne das die Selbständigkeit des einzelnen Hauses hierdurch be- 
rührt wird. Die Zentralisierung und Herausnahme bestimmter Leistungen aus dem eige- 
nen Krankenhausbetrieb ermöglicht außerdem noch Ersparnisse auf finanziellem Ge- 
biet. Wenn die notwendigen Investitionen, z. B. eines Wäschereibetriebes, nicht von 
einem Krankenhaus, sondern von mehreren Krankenhäuser durchgeführt werden, sind 
die anteiligen Finanzlasten erheblich niedriger als wenn jedes Krankenhaus eine eigene 
Wäscherei errichtet. Wenn man sich darüber hinaus entschließt, derartige Leistungen an 
fremde Unternehmer zu vergeben, braucht man die hierzu notwendigen Investitionen 
selbst nicht vorzunehmen. Je enger die Bewegungsmöglichkeit, durch die nach § 9 und 
§10 KHG gewährten Mittel wird, desto vorteilhafter wird die Zentralisierung und die 
Fremdvergabe bestimmter Krankenhausleistungen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch eine weitere wichtige organisatorische 
Möglichkeit anschneiden, die auf medizinischem Gebiet liegt, aber große betriebswirt- 
schaftliche Auswirkungen haben kann. Es ist die Abstimmung zwischen den Kranken- 
häusern eines Versorgungsgebietes über die vorzuhaltenden medizinischen Fachbe- 
reiche und über die zu bildenden medizinischen Schwerpunkte, damit keine Doppel- 
arbeit und keine unzureichende Belegung entstehen. 

Bei der Fülle der hier anstehenden Aufgaben möchte ich nur ein Beispiel anschnei- 
den. 

M. E. ist es heute, neben der unbedingt notwendigen Grundversorgung, die ein Kran- 
kenhaus zu gewährleisten hat, nicht mehr erforderlich, daß jedes Krankenhaus eine ge- 
burtshilfliche Abteilung mit ihren besonders hohen Personalkosten Vorhalten muß. Bei 
stark gesunkenen Geburtenzahlen der letzten Jahre dürften für die Versorgung im ge- 
burtshilflichen Bereich eines Versorgungsgebietes zwei oder drei leistungsfähige Zen- 
tren mit angeschlossener Pädiatrie (Kinderabteilung) ausreichend sein. 

Die Lösung solch schwieriger Maßnahmen, die sowohl für die Patienten als auch für 
die Wirtschaftlichkeit der Krankenhäuser wichtig ist, kann aber nur dann erfolgreich 
sein, wenn die Krankenhäuser in den einzelnen Versorgungsgebieten enger als bisher 
Zusammenarbeiten. Diese Zusammenarbeit kann unter Umständen besonders erfolg- 
reich ausgestaltet werden, wenn es gelingt, mehrere Häuser unter einem einheitlichen 
Träger zusammenzufassen. Ideologische Gesichtspunkte erschweren naturgemäß derart 
radikale Lösungen. Ich bin aber sicher, daß in Zukunft durch die wirtschaftliche Not 
die Durchführung solcher Maßnahmen von Fall zu Fall erzwungen wird. 



III. Maßnahmen zur Sicherung der betriebswirtschaftlichen Voraussetzun- 
gen 



Es läßt sich heute schon übersehen, daß die im Jahre 1972 durch die Krankenhausge- 
setzgebung und die Bundespflegesatzverordnung neu geschaffene Grundlage, den Kran- 
kenhäusern prinzipiell eine gute Möglichkeit gibt, ihre Aufgaben wirtschaftlich zu er- 
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füllen. Allerdings erschweren oder verhindern die noch bestehenden Strukturen und 
Organisationsformen sowie verschiedene Bestimmungen der inzwischen mehr als fünf 
Jahre alten Gesetzgebung, daß betriebswirtschaftliche Grundsätze konsequent ange- 
wandt werden. Es hat sich leider gezeigt, daß eine Reihe von Bestimmungen durch 
ideologische Gründe beeinflußt wurden, ohne daß man die sich hieraus ergebenden 
wirtschaftlichen Auswirkungen erkannt hat. Um die augenblickliche betriebswirt- 
schaftliche Problematik des Krankenhauswesens zu verbessern, sollten daher folgende 
Forderungen realisiert werden: 

1. Die Krankenhäuser sollten bei der Planung und Durchführung neuer Investitionen 
stärker mit in die Verantwortung gezogen werden. Nur hierdurch können, besser 
als bisher, Fehlinvestitionen vermieden werden. Aus diesem Grunde sollten die 
Krankenhäuser zu allen Investitionen einen gewissen Anteil finanziell selbst lei- 
sten. Die von den Trägern zu stellenden Eigenmittel müßten dann mit Abschrei- 
bungen und Zinsen bei Ermittlung der Pflegesätze Berücksichtigung finden. 

2. Die von den Krankenkassen zu zahlenden Pflegesätze sollten so festgelegt wer- 
den, daß die Krankenhäuser daran interessiert sind, ihre Bettenkapazität dem vor- 
handenen Bedarf anzupassen, um damit eine Vollbelegung der Häuser sicherzu- 
stellen. Dieses könnte dadurch geschehen, daß die Pflegesätze — abgestimmt auf 
die medizinische und pflegerische Leistungsfähigkeit der Häuser — auf eine nor- 
male Belegung von 85 % abgestellt werden. Der Fixkostenanteil könnte hierbei 
mit rund 70 % zugrundegelegt werden. 

3. Der gesetzlich vorgesehene, aber bisher nicht praktizierte, Gewinn- und Verlust- 
ausgleich sollte abgeschafft werden. Gewinne aus guter Leistung und Bewirtschaf- 
tung sollte das Krankenhaus behalten. Verluste, die durch Unterbelegung oder 
schlechter Bewirtschaftung entstehen, sollten bei den Krankenhäusern verbleiben, 
damit automatisch die Krankenhäuser gezwungen sind, sofort notwendige Anpas- 
sungs- und Rationalisierungsmaßnahmen einzuleiten. 

4. Die Pauschalierung aller Sonderleistungen im Pflegesatz sollten aufgelockert wer- 
den. Der Zwang jede Sonderleistung in den Pflegesatz eingehen zu lassen, muß auf 
die Dauer die Leistungswilligkeit der Krankenhäuser lähmen. Dies dürfte aber nicht 
im Interesse der Versorgung der Bevölkerung liegen. 

5. Die Führung des Krankenhauses sollte aus den Organisationen der Träger herausge- 
nommen werden. Das Krankenhaus sollte entweder als G.GmbH, oder als soge- 
nannter „Eigenbetrieb“ geführt werden, damit die Verantwortung für die Füh- 
rung klar vom Überwachungsorgan getrennt wird. Die heute noch häufig vorkom- 
mende Eingliederung des Krankenhauses in die kommunalen oder kirchlichen Ver- 
waltungen ist mit einer der Gründe dafür, daß sich wirtschaftliche Prinzipien nur 
schwer im Krankenhauswesen durchsetzen. 

6. Die Zusammenarbeit zwischen den Krankenhäusern eines Versorgungsgebietes 
sollte erheblich verstärkt werden, damit eine Spezialisierung der einzelnen Häuser 
auf Schwerpunkte erleichtert wird. Der Fortschritt in der medizinischen Behand- 
lung erfordert technische Anlagen, die derart aufwendig sind, daß nicht jedes 
Krankenhaus auf allen Gebieten führend sein kann. 

7. Die fachgerechte Ausbildung des Pflegepersonals ist optimal und rationell nicht im 
Rahmen eines einzelnen Krankenhauses zu erfüllen. Es sollten deshalb Gemein- 
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schaftsschulen für mehrere regional zusammenliegende Krankenhäuser geschaffen 
werden. 

8. Gewisse Leistungen des Krankenhauses sollten zwischen mehreren Häusern zentra- 
lisiert werden um eine größere Wirtschaftlichkeit zu erreichen. Hierzu gehören 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Einkaufes, der Verpflegung, der Wäscherei, der 
Reinigung und der Müllbeseitigung sowie die gemeinsame Nutzung von elektroni- 
schen Datenverarbeitungsanlagen der Krankenhäuser. 

9. Um die Kontrolle der Wirtschaftlichkeit zu verbessern, ist die Durchführung eines 
systematischen regionalen und überregionalen Betriebsvergleichs für sämtliche 
Krankenhäuser von besonderer Bedeutung. An diesem Betriebsvergleich müßten 
sich sämtliche Krankenhäuser, einerlei ob sie kommunale oder freigemeinnützige 
Häuser sind, beteiligen. Auch für die Verhandlungen mit den Krankenkassen lie- 
fern die Betriebsvergleiche wertvolle Unterlagen. 

10. Um die Stillegung und Umstrukturierung nicht mehr benötigter Krankenhäuser zu 
erleichtern, müßten bald Richtlinien über die Abwicklung der bei Stillegung ent- 
stehenden Folgekosten aufgestellt und die Finanzierung dieser Folgekosten gere- 
gelt werden. 

Bei der Kürze der Abhandlung konnte ich naturgemäß nur einige wichtige Maßnahmen 
anführen die geeignet sind, die wirtschaftliche Situation des Krankenhauswesens zu 
verbessern und die stärkere Anwendung betriebswirtschaftlicher Grundsätze zu erzwin- 
gen. 

Wenn Leistungswille nicht voll anerkannt, sondern sogar bestraft werden kann, ist 
nicht zu erwarten, daß die Krankenhausführung ständig bestrebt ist, die Leistung, die 
Belegung und die Verweildauer des Krankenhauses laufend zu verbessern. Wenn man 
den Krankenhäusern jedes eigene Risiko bei der Planung und Durchführung der Inve- 
stitionen nimmt, darf man sich nicht wundern, wenn sich betriebswirtschaftliches oder 
unternehmerisches Denken nur schwer durchsetzen läßt. 

Gegen die Durchführung mancher Forderung werden sich sowohl bei staatlichen 
Stellen als auch bei den Krankenkassen und Krankenhausträgern noch viele Wider- 
stände ergeben. Ich bin aber davon überzeugt, daß diese überwunden werden. Der be- 
stehende Zwang zur Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen wird auf die Dauer auch 
die konsequente Anwendung betriebswirtschaftlicher Grundsätze im Krankenhaus- 
wesen herbeiführen. 
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Strukturelle Veränderungen im Bereich 
der Tarifautonomie 

Von Kurt H. Biedenkopf 



Die seit Jahren andauernde Arbeitslosigkeit und die geringen Wachstumsraten in der 
Wirtschaft haben die Zusammenhänge zwischen der Lohn- und Einkommenspolitik 
der Tarifparteien und der wirtschaftlichen Entwicklung wieder stärker in den Mittel- 
punkt öffentlicher Aufmerksamkeit gerückt. Wenn auch im einzelnen heftig umstrit- 
ten, gewinnt die Erkenntnis ständig an Boden, daß eine Wiederherstellung des gesamt- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts ohne Einbeziehung der Einkommenspolitik der auto- 
nomen Tarifparteien nicht möglich ist. Durch die tarifpolitischen Auseinandersetzun- 
gen im Frühjahr 1978 ist die Diskussion um die Entwicklung der Tarifautonomie zu- 
sätzlich belebt worden. Sie rechtfertigt es, der Frage nachzugehen, ob sich im Bereich 
der Tarifautonomie in den letzten Jahren Veränderungen ergeben haben oder abzeich- 
nen, die es erforderlich machen, Funktion und Grenzen der Tarifautonomie neu zu de- 
finieren. Dabei geht es vor allem um strukturelle Veränderungen, das heißt, solche, die 
nicht durch konjunkturelle Situationen bedingt sind, sondern in denen sich dauerhafte 
Veränderungen abzeichnen. 



I. 



Solche strukturellen Veränderungen im Bereich der Tarifautonomie lassen sich schon 
seit einigen Jahren beobachten. Sie haben insbesondere auch den Sachverständigenrat 
seit Anfang der siebziger Jahre zunehmend beschäftigt. Dabei geht es vor allem um 
drei Probleme: 

1. die Auswirkung der Vollbeschäftigungsgarantie auf das Verhältnis der Tarifpar- 
teien, 

2. die Schwächung der , öffentlichen Kontrolle“ der Tarifautonomie und 

3. die Schwächung der Rolle der Unternehmen im tarifpolitischen Kräfteverhält- 



nis. 
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Bereits im Mai 1970 warnte der Sachverständigenrat vor einer Übernahme des Be- 
schäftigungsrisikos tarifpolitischer Maßnahmen durch den Staat. ,,Wird die Bereitschaft 
(zu Maßnahmen, die das Risiko eines Beschäftigungsrückganges einschließen) nicht 
deutlich und setzt sich stattdessen die Zuversicht durch, daß die wirtschaftspolitischen 
Instanzen fest entschlossen sind, den konjunkturellen Abschwung zu verhindern (Voll- 
beschäftigungsgarantie), so sind die Bedingungen dafür, mit marktwirtschaftlichen Mit- 
teln Geldwertstabilität zu erlangen, denkbar schlecht. Ein unerwünscht starker Rück- 
gang im Beschäftigungsstand braucht nicht tatsächlich einzu treten, doch in einer 
Marktwirtschaft gehört zu den Bedingungen für stabilitätskonformes Verhalten der ein- 
zelnen und der autonomen Gruppen, daß man mit einer solchen Möglichkeit rechnet.“ 

In späteren Gutachten bekräftigte der Sachverständigenrat diese Auffassung im- 
mer wieder. Die 1 arifautonomie sei ein Freiheitsrecht, ja ein Machtprinzip der Grup- 
pen. Seine Legitimation werde jedoch in Frage gestellt, wenn nicht die Mitverantwor- 
tung für Beschäftigungsrisiken den Mißbrauch dieses Privilegs in Schranken halte. Im 
Jahresgutachten 1974 heißt es dann eindeutig: „Der gefährlichste dieser Irrtümer ist 
die Illusion, der Staat könne gleichsam eine Vollbeschäftigungsgarantie abgeben und 
einhalten. Er kann dies nicht. Er kann wirksam nur Vollbeschäftigungsrisiken abweh- 
ren, die ihre Ursache nicht in einem stabilitätswidrigen Verhalten der Privaten haben“. 
Der Sachverständigenrat ließ damit keinen Zweifel daran, daß die Übernahme einer 
„politischen“ Vollbeschäftigungsgarantie durch den Staat zu einem strukturellen Un- 
gleichgewicht zwischen der Autonomie der Tarifparteien und den Verpflichtungen der 
Wirtschaftspolitik zur Sicherung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts führen 
müsse. 

Aber nicht nur die Übernahme einer Vollbeschäftigungsgarantie durch den Staat, 
sondern auch eine politisch bedingte Zurückhaltung der Regierung bei der Stellung- 
nahme zu den Ergebnissen der Tarifpolitik der autonomen Tarifparteien kann, wenn 
diese Zurückhaltung Ausdruck einer dauerhaften politischen Einstellung ist, struktu- 
relle Veränderungen im Bereich der Tarifpolitik zur Folge haben. Auch darauf hat der 
Sachverständigenrat seit längerem hingewiesen. So beanstandet er bereits 1973, daß 
sich die Bundesregierung nicht aktiv und konsequent genug an der öffentlichen Dis- 
kussion über die tarifliche Lohnfindung beteilige. „Die öffentliche Diskussion über 
die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der einzelnen Lohnvereinbarungen ist die einzige 
derzeit mögliche Kontrolle der von den Tarifparteien ausgeübten Macht — neben der 
Zuweisung von Verantwortung für Beschäftigungsrisiken“. 

Noch deutlicher wird der Sachverständigenrat im Jahre 1974: „Der Sachverständi- 
genrat schlägt nicht vor, der Staat möge quantitativ formulierte Leitlinien für die 
Lohnpolitik bekanntgeben. Dies schließt jedoch — und das ist entscheidend — eine öf- 
fentliche Diskussion über die gesamtwirtschaftlichen Folgen alternativer Verhaltens- 
weisen in der Lohnpolitik nicht aus. Im Gegenteil. Es machte keinen Sinn, wollte man 
verlangen, die Öffentlichkeit und der Staat sollten gespannt zwar — doch gleichsam 
sprachlos — das Ergebnis dieser nichtöffentlichen Entscheidungsprozesse, das alle an- 
geht, wie ein Naturereignis auf sich zukommen lassen“. 

Wirken sich Vollbeschäftigungsgarantie und politische Zurückhaltung bei der ge- 
samtwirtschaftlichen Würdigung von Tarif abschlüssen generell auf das Verhältnis der 
Tarifpolitik zu den wirtschaftspolitischen Anstrengungen aus, das gesamtwirtschaft- 
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liehe Gleichgewicht zu sichern, so berührt eine negative politische Würdigung der Rolle 
der Arbeitgeber im tarifpolitischen Konflikt das Gleichgewicht der Tarifparteien unter- 
einander. Der Sachverständigenrat geht auch auf diese Entwicklung ein. Er beanstan- 
det die Schwächung der sozialen Stellung der Unternehmen im Tarifkonflikt, die seit 
Anfang der 70er Jahr in der Bundesrepublik stattgefunden habe. So warnt er 1973, 
daß in der Änderung der sozialen Stellung, welche die Öffentlichkeit den Unterneh- 
mern zuerkennt, eine Schwächung der Position gesehen werden muß, von der aus diese 
ihrer tarifpolitischen Rolle gerecht werden müssen. Und 1975 stellt der Sachverständi- 
genrat fest: ,,Das Machtprivileg der sozialen Gruppen im Rahmen der Tarifautonomie 
ist auf die Idee des Machtgleichgewichts gegründet. Das System verträgt keine Schwä- 
chung nur einer Seite“. Dazu kommt daß die Bundesregierung bis in die Mitte der 
siebziger Jahre selbst als Arbeitgeber gegenüber Forderungen der Gewerkschaften eine 
Nachgiebigkeit praktiziert, die weder durch die wirtschaftliche Entwicklung noch 
durch die öffentliche Kassenlage gerechtfertigt ist. Der Sachverständigenrat kritisiert 
1974 diese Nachgiebigkeit und weist darauf hin, daß den Arbeitnehmern in der pri- 
vaten Wirtschaft kaum verwehrt werden könne, was der Staat seinen Bediensteten als 
erster gewährt habe. 



II. 



Die Bedeutung dieser strukturellen Veränderungen im Gleichgewicht der Tarifparteien 
untereinander und im Verhältnis der autonomen Tarifpolitik zur allgemeinen Wirt- 
schaftspolitik ist offensichtlich. Sie erklärt sich nicht nur aus dem Umstand, daß die 
Tarifpolitik integraler Bestandteil der Wirtschaftspolitik und damit dem obersten Ziel 
der Wirtschaftspolitik, der Sicherung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts, ver- 
pflichtet ist. Sie ergibt sich vielmehr aus dem Umstand, daß die einkommenspoli- 
tischen Konsequenzen der Autonomie der Tarifparteien weit über den Bereich ihrer 
unmittelbaren Zuständigkeit hinausreichen und die Wirtschaft und damit die Gesell- 
schaft und ihre soziale Ordnung als Ganzes berühren. Dies gilt nicht nur für den Zusam- 
menhang von Tarifpolitik und Vollbeschäftigung und damit die Überwindung der Ar- 
beitslosigkeit. Es gilt in gleicher Weise auch für die Auswirkungen der Einkommenspo- 
litik der Tarifparteien auf die Kosten Struktur des Systems der sozialen Sicherheit, ins- 
besondere die Entwicklung der Renten. Mit dem Prinzip der bruttolohnbezogenen 
Rente hat der Gesetzgeber einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen der Entwick- 
lung der Renten und der Entwicklung der Arbeitseinkommen hergestellt, die im we- 
sentlichen durch die Tarifparteien bestimmt wird. Löst sich die Einkommenspolitik 
der Tarifparteien als Folge struktureller Veränderungen im Bereich der Tarifautono- 
mie aus dem gesamtwirtschaftlichen Gleichgewicht, so ist entweder das Prinzip der 
bruttolohnbezogenen Rente bedroht oder die Finanzierung des Rentensystems ist 
allein aufgrund der Vermehrung des allgemeinen Wohlstandes nicht mehr möglich. 

Es besteht somit ein dringendes politisches, aber auch wirtschaftsrechtliches Inter- 
esse an der Sicherung und Erhaltung der Bedingungen, unter denen allein dieTarifau- 
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tonomie auf Dauer ein freiheitliches Instrument der Einkommenspolitik bleiben kann 
und unter denen zugleich die notwendige Übereinstimmung zwischen autonomer Ein- 
kommenspolitik und der allgemeinen Wirtschaftspolitik gesichert ist. Die Sicherung 
dieser Bedingungen ist heute in mehrfacher Weise bedroht. Auf drei mögliche Ge- 
fahren soll im folgenden eingegangen werden: auf die Gefahr einer mißbräuchlichen 
Überdehnung der Tarifautonomie und der damit gewährten wirtschaftlichen Macht 
durch die Gewerkschaften; auf die Folgen politischer Intervention in das Verhältnis 
der Tarifparteien zueinander und auf die Gefährdungen, die der Tarifautononomie dar- 
aus erwachsen, daß die Repräsentanten der gewerkschaftlichen Organisationen, die sie 
tragen, die Anerkennung einer vollziehbaren Allgemeinwohlbindung der Tarifautono- 
mie verweigern. 

Die Gefahr eines Mißbrauchs der tarifpolitischen Macht durch die Gewerkschaften 
ist vor allem bei den Schwerpunktstreiks der IG Druck und Papier gegen bestimmte 
Tageszeitungen deutlich geworden. Niemand bestreitet, daß die Folgen der technolo- 
gischen Revolution im Druckgewerbe umfassende Maßnahmen zur Sicherung der be- 
troffenen Arbeitnehmer vor unzumutbaren sozialen Folgen erforderlich machen. Mit 
ihren Forderungen nach dauerhafter Sicherung bestimmter Arbeitsplätze und Tätig- 
keitsfelder für ihre Mitglieder ging die IG Druck und Papier jedoch weit über die Si- 
cherung vorhandener Arbeitnehmer vor den Folgen technologischer Veränderungen 
hinaus. Die Erfüllung ihrer Forderungen hätte den Rahmen der bisher so erfolgreichen 
Entwicklung von Sozialplänen gesprengt. Zum ersten Mal wären Tarifverträge verein- 
bart worden, die nicht nur die soziale Sicherung von Arbeitnehmern zum Gegenstand 
hatten, sondern die dauerhafte Sicherung von Arbeitsplätzen für die Mitglieder be- 
stimmter Berufsgruppen. Solche Regelungen kennen wir aus der tarifpolitischen Pra- 
xis der Fachgewerkschaften im angelsächsischen Raum. Wir haben sie bisher stets und 
meist übereinstimmend als Fehlentwicklungen bezeichnet. Aber auch die Rechtmäßig- 
keit solcher Forderungen und auf ihre Erfüllung gerichtete Kampfmaßnahmen ist zwei- 
felhaft. Hätten andere Gewerkschaften während der 60er und Anfang der 70er Jahre 
auf arbeitsplatzgefährdende strukturelle Veränderungen in ihren Industriebereichen 
mit ähnlichen Forderungen erfolgreich reagiert, so wären entscheidende und für unse- 
ren Wohlstand unabdingbare strukturelle Anpassungsprozesse unmöglich gewesen. 

Die Durchsetzung derartiger Forderungen von zweifelhafter rechtlicher Zulässig- 
keit mit den Mitteln des Arbeitskampfes ist jedoch ein Mißbrauch der Tarif autonomie. 
Vom Mißbrauch der Tarifautonomie zu sprechen, bedeutet, seine Möglichkeit zu un- 
terstellen. Von den Gewerkschaften wird bereits die Fragestellung auf das entschie- 
denste zurückgewiesen. Dies ändert nichts an ihrer Berechtigung. 

Vergleichen wir die Entwicklung der Tarifautonomie mit der des Eigentumsrechts, 
so wird deutlich, daß wir heute in der Entwicklung der Institutionen einer freiheitli- 
chen Ordnung an einem Punkt angelangt sind, wo nicht mehr die wirtschaftsverfas- 
sungsrechtliche Einbindung des Eigentumsrechts in die Gesamtordnung im Vorder- 
grund steht, sondern sich das als neue Aufgabe stellt, was ich die Verwirklichung der 
Sozialpflichtigkeit des Handelns autonomer Gruppen nennen möchte. Auch das Eigen- 
tumsrecht war einmal Ausdruck der bürgerlichen Freiheit, die sich gegen die Beschrän- 
kungen durch eine feudale Ordnung durchgesetzt hatte. Mit dem Privateigentum an 
Produktionsmitteln und der Gewerbefreiheit, die den freien Einsatz des Eigentums für 
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produktive Zwecke sicherte, erkämpfte sieh der „Dritte Stand“ ein Stück Selbständig- 
keit und damit ein Stück Freiheit. Erst als sich diese Freiheit aus den ursprünglichen 
Zusammenhängen und Funktionen löste und die Rechts- und Wirtschaftsordnung sich 
als unfähig erwies, das gewährte Freiheitsrecht in die Begrenzung des Allgemeinwohls 
einzubinden, das Eigentumsrecht zur Grundlage wirtschaftlicher Macht großer Unter- 
nehmen wurde, wurde die Grundlage für den Tatbestand: Mißbrauch des Eigentums ge- 
legt und das Eigentumsrecht als Institution gefährdet. Die Antwort der Verfassung auf 
diese Gefährdung des Eigentumsrechts durch Machtmißbrauch war der Grundsatz der 
Sozialpflichtigkeit des Eigentums in der sozialen Marktwirtschaft. 

Koalitionsfreiheit und Tarifautonomie waren und sind — politisch gesehen — neben 
dem modernen Kartell- und Wettbewerbsrecht Institutionen zur Einbindung und damit 
zur ordnungspolitischen Domestizierung des Privateigentums an Produktionsmitteln. 
Die Tarifautonomie, so könnte man formulieren, war die Antwort des Vierten Standes 
auf den Mißbrauch des Eigentums an Produktionsmitteln durch den Dritten. Die Ar- 
beitnehmer erkämpften mit der Koalitionsfreiheit die Freiheit des arbeitenden Men- 
schen vor dem feudalen Mißbrauch des Eigentums. 

Inzwischen ist die Sozialpflichtigkeit des Eigentums zum festen Bestandteil unserer 
Wirtschaftsverfassung geworden. Die Grundsätze der sozialen Marktwirtschaft, insbe- 
sondere das Kartellrecht, die Sicherung des internationalen Wettbewerbs und die Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer sind institutionelle Vorkehrungen, die die Sozialpflich- 
tigkeit des Eigentums sichern. Das Problem, den Mißbrauch wirtschaftlicher Macht, die 
auf Privateigentum beruht, zu verhindern, ist jedenfalls institutionell gelöst. Über die 
dafür notwendigen Regelungen und die Unverzichtbarkeit ihrer ständigen Anwendung 
und Fortentwicklung gibt es einen allgemeinen gesellschaftspolitischen Konsens. 

Aber nicht nur das Eigentumsrecht, auch die Tarifautonomie als Freiheitsrecht der 
organisierten Arbeitnehmer ist der Gefahr des Mißbrauchs der damit verbundenen wirt- 
schaftlichen Macht ausgesetzt. Auch hier ist die Antwort auf die Gefahr die Sicherung 
der Sozialpflichtigkeit der Tarif au tonomie. Daß die Träger der autonomen Zuständig- 
keit, die Artikel 9 Abs. 3 Grundgesetz garantiert, sich weigern, die Möglichkeit des 
Mißbrauchs ihrer Machtstellung anzuerkennen, ist nicht überraschend. In gleicherwei- 
se haben zu Beginn der Entwicklung des modernen Wirtschaftsrechts auch die Träger 
der wirtschaftlichen Macht großer Unternehmen die Möglichkeit eines Mißbrauchs ge- 
leugnet. Gleichwohl ist die Gefahr des Mißbrauchs mit jeder wirtschaftlichen Macht- 
stellung objektiv verbunden. Aufgabe der Wirtschaftsverfassung ist es , ihr entgegenzu- 
wirken. 

Aber nicht nur durch die Gefahr des Mißbrauchs wirtschaftlicher Macht ist die Ta- 
rifautonomie bedroht. Ebenso negativ für ein gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht 
und die Funktionsfähigkeit der Tarif autonomie kann sich die staatliche Einwirkung 
auf das Verhältnis der Tarifparteien zueinander auswirken. Einwirkungen dieser Art 
sind juristisch gesprochen sowohl durch Handeln wie durch Unterlassen möglich. Da- 
bei gehören in den Bereich der negativen Einwirkung auf das Verhältnis der Tarifpar- 
teien zum Beispiel politische Erklärungen führender Repräsentanten einer Regierungs- 
partei, die die Wahrnehmung der Rolle der Unternehmen im Tarifkonflikt negativ be- 
werten, etwa wie dies durch den stellvertretenden Vorsitzenden der SPD, Herrn Kosch- 
nik, geschehen ist, als „brutalen Klassenkampf von oben“ bezeichnen und die vom Ta- 
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rifkonflikt betroffenen Arbeitnehmer der uneingeschränkten Solidarität der Regie- 
rungspartei versichern. Interventionen dieser Art können nicht als augenblicksbezogene 
Stellungnahmen abgetan werden. Vor allem dann, wenn sie eine generelle Haltung wie- 
dergeben, sind sie geeignet, die Rolle der Unternehmen im Tarifkonflikt politisch zu 
diskreditieren und als unsoziales, den sozialen Frieden im Land störendes oder gar 
rechtswidriges Verhalten darzustellen. 

Da sich das Gleichgewicht der Tarifparteien untereinander jedoch nicht im politik- 
freien Raum vollzieht, das Kräfteverhältnis vielmehr wesentlich durch die Bewertung 
der Rollen beider Parteien durch die Öffentlichkeit bestimmt wird, ist eine von der 
politischen Autorität einer Regierungspartei getragene Diskreditierung der Rolle der 
Unternehmen gleichbedeutend mit einer Veränderung des tarifpolitischen Gleichge- 
wichts, auf dem wiederum das Ergebnis der autonomen Einkommenspolitik beruht. 
Es kann deshalb für die Struktur der Tarifautonomie nicht unerheblich sein, ob und in 
welchem Umfang sich die Regierung mit dem Gewicht ihres politischen Urteils zur 
Rolle der Tarifparteien und zu ihren Maßnahmen im Tarifkonflikt äußert. 

Die Gefährdung der Tarifautonomie durch politische Intervention in das Gleichge- 
wichtsverhältnis der Tarifparteien zueinander begründet auch die dritte Gefährdung, 
die der Institution der Tarifvertragsfreiheit droht: die Verweigerung der Anerkennung 
der Allgemeinwohlpflichtigkeit oder der Sozialpflichtigkeit der autonomen Gruppen 
durch führende Repräsentanten, insbesondere der Gewerkschaften. Diese Verweige- 
rung kommt insbesondere in der Haltung wichtiger Gewerkschaftsführer zu den Gut- 
achten des Sachverständigenrats zum Ausdruck. Aufgabe des Sachverständigenrates 
ist es, die Bedingungen und Zusammenhänge zu formulieren, aus denen Maßstäbe für 
die Einhaltung der Allgemeinwohlpflichtigkeit der Tarifautonomie gewonnen werden 
können. Weigern sich die autonomen Tarifparteien, sich mit den Aussagen des Sach- 
verständigenrates inhaltlich auseinanderzusetzen und der vom Gesetzgeber geschaffe- 
nen Institution den Respekt zu bezeugen, ohne den diese ihre Aufgabe nicht erfüllen 
kann, so entziehen sich die Tarifparteien gewissermaßen der Verpflichtung öffentli- 
cher Erläuterung und Rechtfertigung ihrer autonomen Entscheidung. Die Gewährung 
und Sicherung der Tarifautonomie beruht jedoch unter anderem auf der Annahme, 
daß das Wechselspiel zwischen dem Handeln der Tarifparteien und einer, auch durch 
öffentliche und sachverständige Information aufgeklärten Öffentlichkeit eine wirksame 
Einbindung der autonomen Einkommenspolitik der Tarifparteien in den gesamtwirt- 
schaftlichen Zusammenhang sichert und damit jede direkte Kontrolle oder staatliche 
Beteiligung entbehrlich macht. Entziehen sich die autonomen Gruppen diesem Dialog 
unter Hinweis auf ihre Autonomie, so verweigern sie damit eben die Verantwortlich- 
keit, die mit der Gewährung von Autonomie an Träger wirtschaftlicher Macht un- 
trennbar verbunden ist. Unterläßt es die Regierung, einer solchen Weigerung entgegen- 
zutreten, unterstützen vielmehr wichtige Repräsentanten einer Regierungspartei die 
in der Verweigerung öffentlicher Rechenschaft für autonomes Handeln zum Ausdruck 
kommenden Haltung wichtiger Repräsentanten der autonomen Tarifparteien, so ver- 
letzt die Regierung ihren Auftrag, die Allgemeinwohlpflichtigkeit der Tarifautonomie 
zu verwirklichen und ihre Einbeziehung in das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht zu 
sichern. 
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III. 

Die entstandenen strukturellen Ungleichgewichte im Rahmen der Tarifautonomie las- 
sen sich nur dauerhaft überwinden, wenn man sich erneut Rechenschaft darüber ab- 
legt, um was es bei der Erhaltung und Sicherung der Tarifautonomie geht. Das Prinzip 
der Tarifvertragsfreiheit geht davon aus, daß die Tarifparteien gemeinsam darüber ent- 
scheiden, wie der vom Unternehmen erwirtschaftete Ertrag zwischen Arbeitnehmern 
und Kapitaleignern verteilt werden soll. Die Gewerkschaften streben dabei vor allem 
eine Vermehrung der Kaufkraft der Arbeitnehmer an, die sie vertreten. Die Unterneh- 
men dagegen orientieren sich weniger am unmittelbaren Verbrauch als an ihren lang- 
fristigen Investitionsinteressen. Mit anderen Worten: Im Tarifkonflikt vertreten die Un- 
ternehmen in der Regel das in die Zukunft orientierte Interesse an Investitionen und 
an der Bildung und Vermehrung von Eigenkapital; die Gewerkschaften vertreten eher 
das gegenwartsbezogene Interesse an einer Vermehrung der Einkommen der Arbeit- 
nehmer und damit ein im wesentlichen konsumorientiertes Interesse. Im Tarifkonflikt 
wird damit letztlich darüber entschieden, in welchem Umfang die von der Volkswirt- 
schaft in den Unternehmen erwirtschafteten Erträge zur Steigerung der Kaufkraft der 
Arbeitnehmerhaushalte zur Verfügung stehen und in welchem Umfang sie zur Finan- 
zierung der in die Zukunft gerichteten Investitionen und zur Vermehrung des Eigen- 
kapitals den Unternehmen verbleiben. Ist das Gleichgewicht der Tarifparteien struktu- 
rell gestört, so wirkt sich diese Störung deshalb auf das Verhältnis von konsumtiver 
und investiver Verwendung der Unternehmenserträge aus. 

Wird das Unternehmensinteresse im Tarifkonflikt politisch benachteiligt, so daß es 
sich nicht mehr ausreichend behaupten kann, wird damit auch das im Tarifkonflikt 
von den Unternehmen vertretene Investitionsinteresse der Volkswirtschaft behindert. 
Besteht im Bereich der Tarifautonomie ein strukturelles Ungleichgewicht zu Lasten der 
Unternehmen, so heißt dies, daß in der autonomen Einkommenspolitik der Tarifpar- 
teien das in die Zukunft gerichtete Interesse nicht mehr ausreichend zur Geltung 
kommt. Das Gegenwartsinteresse dominiert als Folge eines solchen strukturellen Un- 
gleichgewichts das Zukunftsinteresse; das Gleichgewicht zwischen gegenwartsorien- 
tiertem Einkommensinteresse und zukunftsorientiertem Investitionsinteresse ist dau- 
erhaft gestört. 

Mit diesen Überlegungen wird zugleich deutlich, daß das Begriffspaar Kapital und Ar- 
beit nicht geeignet ist, die Struktur des Tarifkonflikts zutreffend zu erklären. Der Um- 
stand, daß man das Interesse der Unternehmen im Tarifkonflikt als Kapitalinteresse be- 
schreibt und das von den Gewerkschaften geltend gemachte Interesse als ,, Arbeitsin- 
teresse“ deutet, hat zur Folge, daß bereits begrifflich ein Ungleichgewicht zwischen 
den beiden im Tarifkonflikt wirkenden Interessen festgeschrieben wird. Kapital und 
Arbeit sind inkommensurable Größen. Man kann sie weder vergleichen noch zwischen 
ihnen ein sinnvolles Gleichgewicht finden. 

Was den eigentlichen Gegenstand des Tarifkonflikts ausmacht und sich im Konflikt 
zwischen Arbeitnehmerorganisationen und Unternehmen verkörpert, ist der Konflikt 
zwischen Gegenwartsinteresse und Zukunftsinteresse am in den Unternehmen erwirt- 
schafteten Ertrag. Nur ein solches Verständnis des Tarifkonfliktes erlaubt es, seiner po- 
litischen Bedeutung gerecht zu werden. 




Dritter Teil 



Lernen als 

Kommunikationsprozeß 




